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Einführung 

Auf der Suche nach zukunftsträchtigen Wohnformen für hilfe- und pflegebedürf-
tige ältere Menschen rücken seit geraumer Zeit Wohnformen in den Blick, bei 
denen Hilfe- und Pflegebedürftige in kleinen Gruppen in einem gemeinsamen
Haushalt zusammenleben und von Betreuungskräften unterstützt werden.

Hierbei handelt es sich vor allem um wohngruppenorientierte Betreuungskonzep-
te. Bei solchen Wohnprojekten leben etwa 6–12 Hilfe- und Pflegebedürftige in 
einem gemeinsamen Haushalt zusammen und werden von Betreuungskräften
unterstützt. Jeder hat seinen eigenen Schlaf- und Wohnbereich, den er nach sei-
nen Vorstellungen gestalten kann. Gemeinsam nutzt man Räume wie Wohn-
zimmer, Speiseraum, Küche und Bad. Jede Wohngemeinschaft wird von einer
Präsenzkraft betreut, die tagsüber und bei Bedarf auch in der Nacht von anderen
Mitarbeitern unterstützt wird. Das Betreuungspersonal ist für die Organisation
des Haushaltes und des Gruppenlebens zuständig. Die zusätzliche Versorgung bei
darüber hinausgehendem individuellen Hilfe- und Pflegebedarf übernehmen ex-
terne Pflegekräfte. 

Wohngruppenorientierte Betreuungsformen für ältere Menschen sind nicht neu.
In einigen europäischen Ländern werden sie schon seit Jahren praktiziert (z. B.
Schweden, Niederlande, Frankreich, Schweiz), und auch in Deutschland begin-
nen sie den Status exotischer Modellprojekte zu verlieren. Zunehmend wächst in
Fachkreisen der Konsens über das Grundkonzept als eine bedarfsgerechte Wohn-
alternative für ältere Menschen mit Hilfe- und Pflegebedarf. Über die Umsetzung
dieses Wohnkonzeptes wird zum Teil jedoch kontrovers diskutiert, und die Pra-
xis ist durch eine Projekt- und Begriffsvielfalt gekennzeichnet. 

In Deutschland haben sich aufgrund der starken ordnungsrechtlichen Trennung
des ambulanten und des stationären Bereichs zwei unterschiedliche Typen wohn-
gruppenorientierter Betreuungsformen entwickelt. Wohngruppenorientierte Be-
treuungskonzepte, die vor allem im stationären Bereich angewandt werden, wer-
den als Hausgemeinschaften bezeichnet. Werden sie ambulant betreut in beste-
henden Wohnquartieren angeboten, bezeichnet man sie überwiegend als betreute
Wohngruppen, betreute Wohngemeinschaften oder Pflegewohngruppen, sie wer-
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den aber auch Hausgemeinschaften mit Mieterstatus genannt. Beide Typen haben
unterschiedliche Betreuungskonzeptionen sowie räumliche Anordnungen heraus-
gebildet und sind mit unterschiedlichen Umsetzungsproblemen konfrontiert. 

Besonderheiten ambulant betreuter Wohngruppen

Die Besonderheit der ambulant betreuten Wohngemeinschaften lässt sich am bes-
ten damit beschreiben, dass es sich um eine Wohnform handelt, die sich aus dem
„normalen“ Wohnen heraus entwickelt hat. Die notwendige Hilfe wird im Prin-
zip genauso organisiert wie in einem privaten Haushalt, nämlich durch ambulan-
te Dienste. Die Bewohner (oder deren persönlicher Vertreter) sind der „Herr im
Hause“, und das Unterstützungspersonal ist der Gast. Wohngemeinschaften mit
Betreuung sind als Ergänzung der ambulanten Versorgungskette zu sehen, die auf
Hilfeleistungen in der eigenen Häuslichkeit ausgerichtet sind.

Ambulant betreute Wohngemeinschaften sind keine Einrichtungen und auch
nicht in Einrichtungen integriert oder diesen angegliedert, sondern in normale –
barrierefrei umgestaltete – Wohngebäude in bestehenden Wohnquartieren einge-
streut. Dadurch können die Bewohner sehr häufig in ihrem vertrauten Wohn-
umfeld verbleiben, und alte nachbarschaftliche Kontakte bleiben leichter erhalten
als bei einem Wechsel in eine meistens vom unmittelbaren Wohnquartier entfern-
ten stationären Einrichtung. Durch die Nutzung der vorhandenen Bausubstanz in
normalen Wohnquartieren, können solche Wohnprojekte relativ schnell auf-
gebaut, aber auch wieder abgebaut werden, wenn die Wohnungen einer anderen
Nutzung zugeführt werden sollen. Der Aufbau einer stationären Einrichtung ist
aufwendiger und beharrungsträchtiger. 

Der Bewohner einer betreuten Wohngemeinschaft hat nicht den Status eines
Heimbewohners, sondern den Status eines Mieters, der sich nach seiner Wahl Be-
treuungs- und Serviceleistungen hinzukauft. Damit verbunden ist auch, dass die
betreute Wohngemeinschaft keine heimgesetzlichen Anforderungen an die Wohn-
raumgestaltung und den Personaleinsatz erfüllen muss. Zentrales und konstituti-
ves Merkmal dieser Variante des Wohnpflegegruppen-Konzeptes ist nach Auffas-
sung der Initiatoren das Wahlrecht. Wie in der normalen Wohnung ambulante
Pflege im Einzelhaushalt bestimmt wird durch die Klienten, so bestimmen hier
die Wohngemeinschaftsbewohner bzw. deren Angehörige oder gesetzliche Be-
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treuer, wer Pflege und Betreuung bereitstellt, wie diese strukturiert sein soll, mit
wem die Wohnung geteilt wird, wie die Wohnung ausgestattet wird, was geges-
sen und getrunken wird.

Die Pilotstudie

Bisher liegt wenig Erfahrungswissen vor, mit welchen Konzepten diese Wohnpro-
jekte arbeiten, mit welchen Umsetzungsproblemen sie konkret konfrontiert sind
und ob sie die konzeptionell angedachten Ziele auch erreichen. Ebenso fehlt ein
Überblick über die quantitative Struktur dieses alternativen Wohnangebotes. Um
einige dieser Informationslücken zu schließen, wurde im Rahmen des Projektes
„Leben und Wohnen im Alter“, das die Bertelsmann Stiftung in Kooperation mit
dem Kuratorium Deutsche Altershilfe bearbeitet, eine Pilotstudie durchgeführt. 

Die Pilotstudie hatte das Ziel, einen ersten quantitativen Überblick über dieses
Wohnangebot in Deutschland zu gewinnen, die wichtigsten Strukturdaten des
Gesamtangebotes zu erfassen und die unterschiedlichen Ausdifferenzierungen zu
beschreiben. Darüber hinaus sollte Erfahrungswissen gesammelt werden, mit
welchen Umsetzungsproblemen die Projekte in der Praxis konfrontiert sind. Um
diese Ziele zu erreichen

• wurde eine umfassende Adressenrecherche durchgeführt, 
• die so ermittelten Wohnprojekte wurden im Juli 2003 schriftlich zu ihren

Strukturdaten und Umsetzungsproblemen befragt,
• daneben wurden in vier ausgewählten Fallbeispielen qualitative Interviews

mit Bewohnern, Angehörigen und Mitarbeitern sowie Initiatoren durchge-
führt.

Die Ergebnisse aus der schriftlichen Befragung und die vergleichende Zu-
sammenfassung der Ergebnisse aus den Fallstudien wurden in Band 4 des Pro-
jektes „Leben und Wohnen im Alter“ dargestellt (Bertelsmann Stiftung/KDA
2004, Bd. 4). 

Für Interessenten, die ausführlicher Einblick in das Leben und Wohnen in den
ausgewählten Fallbeispielen gewinnen wollen und sich tiefer gehend über die
Qualität des Leistungsangebotes in ausgewählten Wohngruppen informieren
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wollen, wurde die vorliegende Veröffentlichung erstellt. Sie enthält eine ausführ-
liche Darstellung des Wohn- und Leistungsangebotes von betreuten Wohngrup-
pen in Braunschweig, Steinhagen, Chemnitz, Berlin sowie eine umfassende
Adressenliste über das derzeitige Angebot an betreuten Wohngruppen in
Deutschland. 

Tab. 1: Strukturmerkmale der untersuchten Projekte

durchschnittl. Betreuungs-
Wohnfläche Betreuungs- und Pflege-

Projekt Bewohnerinnen pro Person zeiten kosten Finanzierung

Braunschweig, 4 Frauen mit 52,5 qm Stundenweise 1.073 €* Betreuungs-
„Helmstedter unterschiedlichem während des pauschale +
Straße“ Hilfe- und Tages Pflege-

Pflegebedarf module

Steinhagen, 6 Frauen mit unter- 45 qm Rund um 2.271 € Pflegemodule
„Hof schiedlichem Hilfe- die Uhr
Dellbrügge“ und Pflegebedarf 

sowie 2 Frauen 
als Tagesgäste

Chemnitz, 7 Frauen 33 qm Rund um 1.672 € Betreuungs-
„Blankenauer mit Demenz die Uhr pauschale + 
Straße“ Pflegemodule

Berlin, 5 Frauen und  33 qm Rund um 3.618 € Pflegemodule
„Steinmetz-“ 1 Mann 32 qm die Uhr
und „Pohl- mit Demenz
straße“ 

* Ohne Kosten für Behandlungspflege

Einführung
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Die Fallbeispiele

Für betreute Wohngruppen sind an verschiedenen Standorten sehr unterschiedli-
che Konzepte für die Organisation und Finanzierung entwickelt worden. Auch
die Rahmenbedingungen bei der Umsetzung der Konzepte sind von Ort zu Ort
verschieden. Um dieser Vielfalt gerecht zu werden, wurden vier Fallbeispiele aus-
gewählt, die sowohl hinsichtlich der angestrebten Zielgruppen als auch hinsicht-
lich ihrer räumlichen und personellen Strukturen, ihrer Kostenstrukturen und Fi-
nanzierungsformen sowie der örtlichen Rahmenbedingungen erhebliche Unter-
schiede aufweisen.

Die ausführliche Darstellung der Fallbeispiele in dieser Veröffentlichung gibt ei-
nen umfassenden Einblick in die Leistungsmöglichkeiten, aber auch Leistungs-
grenzen sowie die Wohn- und Alltagsgestaltung dieses neuen Wohnkonzeptes. 

Die Adressenliste

Die vorliegende Veröffentlichung enthält darüber hinaus erstmalig eine Adres-
senliste über das derzeitige Angebot an betreuten Wohngruppen in Deutschland.
Die Adressenliste hat keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Es ist davon auszuge-
hen, dass das Angebot an ambulant betreuten Wohnprojekten deutlich höher ist,
weil zum einen einige solcher Projekte von kleinen Initiativen ins Leben gerufen
wurden, die bei Multiplikatoren nicht bekannt sind und daher nicht ermittelt
werden konnten. Die Recherche war auch dadurch erschwert, dass es so viele
unterschiedliche Konzepte gibt und nicht klar umrissen ist, welche Projekte als
betreute Wohngruppen einzustufen sind. Die Grenzen zu therapeutischen Wohn-
gruppen oder Betreutem Wohnen in Wohnanlagen sind zum Teil fließend. Darü-
ber hinaus hat die Recherche gezeigt, dass sich eine ganze Reihe von Angeboten
in Planung befinden. Gerade dieses Wohnangebot durchläuft zurzeit eine sehr dy-
namische Entwicklung. Die Erfahrungen zeigen auch, dass viele Projekte Schwie-
rigkeiten mit den Ordnungsbehörden fürchten, wenn sie ihr Angebot bekannt
machen, so dass sie eine Veröffentlichung in Adressenlisten verweigert haben.
Um die Privatsphäre der Bewohner zu schützen, werden hier nur die Adressen der
Initiatoren benannt.
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Projekt „Leben und Wohnen im Alter“

Die vorliegende Veröffentlichung ist im Rahmen des Projektes „Leben und Woh-
nen im Alter“ entstanden. Die Ziele des Projektes sind: 

• Es soll ein systematischer Überblick über das Gesamtangebot neuer Wohn-
formen im Alter gegeben werden.

• Es sollen Interessierte über die Möglichkeiten und Grenzen dieser Wohn-
formen informiert und aufgeklärt werden.

• Es sollen besonders tragfähige und bedarfsgerechte Wohnformen für die 
Zukunft herausgefunden werden.

• Es sollen ausgewählte Wohnmodelle modifiziert und weiterentwickelt 
werden.

• Es sollen Best-Practice-Modelle in der Öffentlichkeit bekannt gemacht 
werden.

Das Projekt läuft über drei Jahre, es wurde im Mai 2002 begonnen und soll 
Ende Mai 2005 abgeschlossen sein. Träger des Projektes ist die Bertelsmann 
Stiftung, die die Finanzierung und Projektsteuerung übernimmt. Die wissen-
schaftliche Leitung des Projektes obliegt dem Kuratorium Deutsche Altershilfe.
Begleitet wird das Projekt von einem Projektbeirat, dem Experten aus Politik,
Wissenschaft, Trägerpraxis und Selbsthilfe aus dem In- und Ausland angehören.
Die Projektevaluation wird vom Institut für Sozialforschung und Gesellschafts-
politik, Köln durchgeführt.

Im Kontext dieses Projektes wurde neben der Pilotstudie (Bertelsmann Stif-
tung/KDA, Leben und Wohnen im Alter, Bd. 4) und dieser Veröffentlichung eine
Bestandsanalyse über neue Wohnformen im Alter (Bertelsmann Stiftung/KDA,
Leben und Wohnen im Alter, Bd. 1, 2003) sowie Dokumentationen über einen
Erfahrungsaustausch von Akteuren betreuter Wohngruppen (Bertelsmann Stif-
tung/KDA, Leben und Wohnen im Alter, Bd. 2, 2004) und über einen Experten-
workshop zu quartiersbezogenen Wohnkonzepten (Bertelsmann Stiftung/KDA,
Leben und Wohnen im Alter, Bd. 3, 2004) erstellt.

Einführung
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1 Fragestellungen und Methode der qualitativen Fallstudien

Im Rahmen des Projekts „Leben und Wohnen im Alter: Bedarfsgerechte Wohn-
modelle für die Zukunft“ wurden fünf Kriterien für zukunftsweisende Wohnfor-
men im Alter formuliert:

• Selbstbestimmung/Vertrautheit
• Prävention (Erhalt von Fähigkeiten, Minimierung von Hilfebedarf)
• Soziale Kontakte/Integration
• Versorgungssicherheit (personell und räumlich)
• Kostenneutralität (gegenüber anderen Wohnformen mit ähnlicher Versor-

gungsqualität)

Anhand vier ausgewählter Fallbeispiele soll überprüft werden, inwieweit ambu-
lant betreute Wohngruppen für hilfe- und pflegebedürftige ältere Menschen unter
den gegebenen Rahmenbedingungen in der Lage sind, diese Kriterien zu erfüllen.
Sofern dies nicht oder nur eingeschränkt möglich ist, soll nach den Ursachen 
geforscht und – falls möglich – sollen Lösungsansätze aufgezeigt werden. Im 
Einzelnen geht es um folgende Fragestellungen:

1 Prävention
1.1 Wie lassen sich die Fähigkeiten der Bewohner möglichst lange erhalten

bzw. verloren gegangene Fähigkeiten zurückgewinnen?
1.2 Wie lassen sich Hilfe- und Pflegeleistungen, Medikamentengaben, Krank-

haus- und Heimaufenthalte verhindern, hinausschieben oder reduzieren?
1.3 Wo liegen die Grenzen des Verbleibs in der Wohngemeinschaft?
1.4 Wie lassen sich die präventiven Wirkungen des Lebens in betreuten

Wohngruppen erfassen und dokumentieren?

2 Selbstbestimmung/Vertrautheit
2.1 Wie viel Selbstbestimmtheit der Bewohner kann in den Wohngruppen 

realisiert werden?
2.2 Wie vertraut kann das Alltagsleben in den Wohngruppen gestaltet wer-

den?
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3 Soziale Integration
3.1 Wie gut lassen sich die Wohngruppen in die Quartiersnachbarschaft inte-

grieren?
3.2 Inwieweit ist es möglich, das soziale Umfeld (Angehörige, Freunde usw.)

der einzelnen Bewohner mit in das Leben der Wohngruppe einzubezie-
hen? 

3.3 Wie kann die soziale Integration der einzelnen Bewohner in die Wohn-
gruppe gelingen?

4 Versorgungssicherheit
4.1 Welche Personalausstattung ist angemessen? Wie kann eine angemessene

Personalausstattung erreicht werden?
4.2 Welches Raumangebot ist geeignet, das soziale Leben in der Gruppe an-

gemessen zu unterstützen? Wie kann dieses Raumangebot geschaffen
werden?

4.3 Welche Formen der Qualitätssicherung sind angemessen und machbar?

5 Kostenneutralität
5.1 Welche Kosten entstehen, und wie lassen sie sich decken?
5.2 Wie lassen sich die Kosten mit denen anderer Wohnformen vergleichen?
5.3 Gibt es Möglichkeiten der Kostenreduktion?

Die Unterschiedlichkeit der Projekte und die geringe Zahl der Fallbeispiele legen
nahe, ein qualitatives Erhebungsinstrument zu wählen. Dabei kann die Überprü-
fung der o. g. Kriterien für ein zukunftsweisendes Wohnmodell nicht allein aus
der Sicht der Fachleute (Initiatoren, Betreiber, MitarbeiterInnen) erfolgen. Viel-
mehr kommt es vor allem darauf an, die Sicht der BewohnerInnen zu erfassen
und das Wohnangebot aus ihrer Bedarfslage heraus zu beurteilen. Aus diesem
Grund werden sowohl das Fachpersonal als auch die BewohnerInnen der Wohn-
gruppen befragt. Da sich nicht alle BewohnerInnen in ausreichendem Maße
selbst äußern können, werden auch Angehörige und rechtliche Betreuer mit in die
Untersuchung einbezogen. Fachpersonal und Bewohner/Angehörige werden aus
Kostengründen jeweils in Gruppeninterviews befragt.

Ergänzend zu den Angaben in den Interviews werden die Miet- und Betreuungs-
verträge analysiert, und es wird eine Bestandsaufnahme der räumlichen Gege-
benheiten vorgenommen.

Fragestellungen und Methode
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Die Erhebungen wurden im Zeitraum September 2003 bis Januar 2004 durch-
geführt. Die Interviewsituationen waren sehr unterschiedlich. Die Gespräche mit
den MitarbeiterInnen und Leitungskräften verliefen in allen Fällen konzentriert
und standen unter wenig Zeitdruck. Allerdings war es kaum möglich, die Inter-
views über einen Zeitrahmen von circa. 2 Stunden. hinaus auszudehnen. Dies
hatte zur Folge, dass nicht immer alle Punkte des Interviewleitfadens ausführlich
abgehandelt werden konnten.

An den Gesprächen mit Bewohnern und Angehörigen/Betreuern nahmen zeit-
weise auch Mitarbeiter oder Projektleiter/Initiatoren teil, um Bewohneraussagen
verständlich zu machen. Für diese Gespräche erwies sich die Form des Gruppen-
interviews als unzureichend. Es war nicht möglich, im Rahmen einer angemesse-
nen Zeit (ca. 1,5 bis 2 Stunden) von allen Gesprächsteilnehmern/-teilnehmerin-
nen zu allen Punkten des Interviewleitfadens Auskunft zu erhalten. In Berlin und
Chemnitz konnte darüber hinaus kein Bewohner direkt befragt werden. Statt-
dessen wurden – in Ermangelung direkter Angehöriger – vor allem rechtliche 
Betreuer als Interessenvertreter der Bewohner interviewt. Alles in allem konnte
also die Bewohnersicht nur sehr eingeschränkt erfasst werden.
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Tab. 2 Durchgeführte Interviews

Datum Wohngruppe Befragte

15.9.2003 Steinhagen: Teamleiterin, Projektleiterin/
„Hof Dellbrügge“ Initiatorin 

15.9.2003 Steinhagen: 4 Bewohnerinnen, 3 Angehörige, 
„Hof Dellbrügge“ Teamleiterin

24.9.2003 Berlin: „Steinmetzstraße“ 5 Mitarbeiterinnen, Projekt-
und „Pohlstraße“1 leiterin, Initiator

25.9.2003 Berlin: „Pohlstraße“ 1 Angehörige, 
1 rechtlicher Betreuer

8.10.2003 Braunschweig, 4 Bewohnerinnen, 
„Helmstedter Straße“ 1 Mitarbeiterin, 

1 private Betreuungsperson

9.10.2003 Braunschweig, Projektleiterin, 
„Helmstedter Straße“ 3 Mitarbeiterinnen

5.1.2004 Chemnitz, 3 rechtliche Betreuerinnen, 
„Blankenauer Straße“ 1 Angehöriger, Sozialpädagogin 

des betreuenden Pflegedienstes 

6.1.2004 Chemnitz,
„Blankenauer Straße“ 3 Mitarbeiterinnen

Aus Tab. 2 ist ersichtlich, dass die durchgeführten Interviews fast ausschließlich
mit Frauen geführt wurden. Aus diesem Grund wird in den folgenden Ausfüh-
rungen immer die weibliche Form gewählt werden, also von Bewohnerinnen,
Mitarbeiterinnen usw. die Rede sein, wobei die wenigen beteiligten Männer mit
gemeint sind.
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2 Die Wohngruppe „Helmstedter Straße“ in Braunschweig

2.1 Entstehungshintergrund

1983 gründet eine Gruppe junger SozialpädagogInnen, SozialarbeiterInnen und
Pflegekräfte in Braunschweig den Verein „ambet“ (ambulante Betreuung hilfe-
und pflegebedürftiger Menschen). Erklärtes Ziel des Vereins war es, 

• alten Menschen die Möglichkeit zu verschaffen, so lange wie möglich zu Hau-
se wohnen bleiben zu können,

• ihnen eine ganzheitliche Betreuung zukommen zu lassen, die über die not-
wendigen Pflege- und Hilfsdienste hinaus auch Hilfe in psychosozialen Pro-
blemlagen enthielt. 

Im Verlauf der ambulanten Betreuung wurde beobachtet, dass es viele alte Men-
schen gab, die mit dem Alleinsein nicht zurechtkamen. Es fehlten ihnen Anre-
gungen, ihre Antriebskräfte ließen nach, es kam zu psychischen und sozialen Stö-
rungen bis hin zu Krankheiten. Für diese Menschen entwickelte der Verein die
Idee der betreuten Wohngruppe, einer Lebensform, in der die betreffenden Men-
schen wieder lernen sollten, Verantwortung für sich und andere zu übernehmen,
Freude am Leben zu gewinnen und auf diese Weise körperlich und seelisch ge-
sünder zu werden. 

Entsprechend dieser Klientel reichte es nicht aus, in den Wohngruppen die Ver-
sorgung mit Pflege- und Hilfsdiensten sicherzustellen. Darüber hinaus sollte es ei-
ne sozialpädagogische Betreuung geben, die es den Bewohnern erleichterte, ver-
loren gegangene soziale Fähigkeiten wiederzuerlangen, ihre Ängste bezüglich der
neuen Lebensform zu überwinden und die zwangsläufig auftretenden Konflikte
zu bewältigen. Durch Aktivierung eigener Ressourcen und gegenseitige Hilfe soll-
ten Hilfe- und Pflegeleistungen von außen seltener notwendig werden. 

Neben der pädagogischen Betreuung erhalten die Bewohnerinnen der von ambet
betreuten Wohngruppen hauswirtschaftliche Hilfen durch Hauswirtschaftskräfte
und Zivildienstleistende sowie pflegerische Dienste durch die Pflegemitarbeiter
des Vereins. Falls gewünscht, kann die Pflege auch von anderen Pflegediensten
übernommen werden.
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Die Wohngruppen bestehen aus 4–5 Personen (bisher ausschließlich Frauen).
Diese Gruppengröße wurde gewählt, weil einerseits vorhandene Altbauwohnun-
gen in der Regel nicht für größere Gruppen geeignet sind, zum anderen auch, weil
diese Gruppengröße der Größe eines normalen Haushalts entspricht. Letzteres ist
besonders deshalb wichtig, weil die Bewohnerinnen so weit wie möglich auch
selbst kochen sollen. Dies kann dann in den gewohnten haushaltsüblichen Men-
gen geschehen. 

Im Herbst 1988 konnte die erste Wohnung bezogen werden. Im Zuge der Ver-
handlungen mit dem Sozialhilfeträger zur Übernahme der Betreuungskosten bei
Menschen mit geringem Einkommen, erfolgte in den Folgejahren eine ausführli-
che Evaluation des Betreuungskonzepts in der ersten Wohngruppe. Parallel dazu
wurden Verhandlungen mit der kommunalen Wohnungsbaugesellschaft geführt,
um weitere Wohnungen für neue Gruppen anmieten zu können. Es dauerte meh-
rere Jahre, bis sich dieses Unternehmen und ein privater Vermieter bereit fanden,
mehrere Erdgeschosswohnungen für weitere Wohngruppen zusammenzulegen.
In den Jahren 1994–1999 konnten sechs weitere Wohngruppen aufgebaut wer-
den. 

Tab. 3: Übersicht über die vom Verein „ambet“ betreuten Wohngruppen 

Personen Whgs.- Warmmiete
Per- Personen mit größe pro Bewoh-

sonen in Pflegestufe Demenz Erstbezug (qm) nerin (€)

I II

WG 1 4 1 – – 07/88 160 320
WG 2 4 – – – 03/94 146 336
WG 3 4 – – – 06/94 178 343
WG 4 5 2 – 1 03/95 190 396
WG 5 4 3 1 – 12/95 197 463
WG 6 4 1 – – 12/98 193 400
WG 71 4 2 1 2 05/99 210 374

braunschweig: Helmstedter Straße
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Die Wohngruppen befinden sich in unterschiedlichen Stadtteilen Braunschweigs,
da angestrebt wird, dieses Wohnangebot möglichst in jedem Stadtteil Braun-
schweigs vorhalten zu können. Allerdings ließ sich dieses Ziel bisher aufgrund
der zur Verfügung stehenden Wohnungen nur bedingt realisieren. So befinden
sich drei der sieben Wohngruppen in der Innenstadt Braunschweigs, darunter
auch die untersuchte Wohngruppe in der Helmstedter Straße (in Abb. 1 mit Pfeil
gekennzeichnet).

Abb. 1:
Standorte der vom Verein „ambet“ 
betreuten Wohngruppen 
in Braunschweig

2.2 Die Bewohnerinnen

Die Wohngemeinschaft in der Helmstedter Straße existiert seit Mai 1999. In ihr
leben sieben Frauen im Alter von 67 bis 97 Jahren. Zwei der heute in der Wohn-
gruppe lebenden Frauen gehören zu den Erstbezieherinnen der Wohnung. Die
beiden übrigen Bewohnerinnen leben seit ein bis zwei Jahren in der Wohngruppe.
Zwei Bewohnerinnen leiden an einer demenziellen Erkrankung, sind aber noch in
die Gruppengespräche und -aktivitäten einzubeziehen. Eine dieser Frauen wird
zusätzlich von einer privaten Pflegekraft betreut, die für 15–20 Stunden pro Wo-
che von der Familie bezahlt wird. Ihr Tätigkeitsspektrum beschreibt sie selbst fol-
gendermaßen: „Ich bin für die Infrastruktur von Frau B. zuständig. Wenn es ihr
schlecht geht, ruft sie mich an. Ich mache alle Nebeneinkäufe, ich halte den Kon-
takt mit der Familie, besorge ihr Geld, organisiere ihren Urlaub, die Arztbesuche
usw.“
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Zwei Frauen sind bei längeren Spaziergängen auf einen Rollstuhl angewiesen. In
der Wohnung benutzen diese beiden Frauen einen Rollator. Aufgrund ihrer De-
menzerkrankung bzw. ihres körperlichen Befindens können sich drei Frauen nur
noch eingeschränkt an den Hausarbeiten beteiligen. Eine 67-jährige Frau, die vor
ihrem Einzug an starken Depressionen litt und mehrere Psychiatrieaufenthalte
hinter sich hat, ist mittlerweile wieder in der Lage, alle anfallenden Tätigkeiten
des Alltagslebens selbst zu erledigen. Sie hilft auch gern den anderen Bewohne-
rinnen.

Tab. 4: Überblick über die Bewohnerinnen der Wohngruppe 
„Helmstedter Straße“

Name Alter Anlass zum Einzug in die Wohngruppe Pflegestufe

Frau A. 67 Depressionen –
Frau C. 69 Demenz aufgrund multipler Hirninfarkte II
Frau B. 78 Schlaganfall und beginnende Demenz I (II beantragt)
Frau D. 97 Beckenringfraktur, Oberschenkelfraktur, I

altersbedingter körperlicher Abbau

2.3 Prävention

Allen Bewohnerinnen ist klar, dass das Konzept der Wohngruppe vorsieht, so viel
wie möglich selbst zu machen. So gibt es z. B. eine Kochplanung, in der gemein-
sam festgelegt ist, welche Aufgaben jede Frau bei der Zubereitung der Mahlzei-
ten übernehmen möchte. Die Sozialpädagogin macht halbjährlich eine Hilfepla-
nung, in der festgehalten wird, welche Aufgaben jede Frau noch selbst bewältigen
kann und wo sie Hilfe benötigt. Frau A. z. B. putzt ihr Zimmer selbst mit Aus-
nahme des Fensterputzens, weil sie davon Rückenschmerzen bekommt. In Bezug
auf die jeweilige Tagesplanung haben die Hauswirtschaftskräfte die Aufgabe, mit
den Bewohnerinnen abzustimmen, welche Arbeiten sie selbst erledigen und wel-
che von den Hauswirtschaftskräften erbracht werden. Dabei geht es auch darum,
inwieweit die Arbeiten auf eine Weise ausgeführt werden, die die Bewohnerinnen
zufrieden stellt. 

braunschweig: Helmstedter Straße
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Es ist Aufgabe der Sozialpädagogin, die Bewohnerinnen zu aktivieren. Besonders
Frau B. braucht häufig eine direkte Aufforderung, an den Aktivitäten der Grup-
pe teilzunehmen. „Frau B. würde oft einfach schlafen. Ich hole sie dann bewusst
aus dem Zimmer und ermuntere sie, mitzumachen. Im Heim wäre die Ansprache
wahrscheinlich nicht so gut möglich wie in so einer kleinen Gruppe. Das betrifft
auch die Anregung, die sich die Bewohnerinnen untereinander geben. Ich kenne
das aus Heimen, wenn die Leute alle am Tisch sitzen und sich überhaupt nicht
unterhalten. Im Heim würde Frau B. sicher stärker abbauen.“ 

Frau D. (97) konnte in den ersten zwei Jahren nach ihrem Einzug noch sehr vie-
le Fähigkeiten in die Wohngruppe einbringen. Sie hat beim Kochen geholfen, die
Spülmaschine ausgeräumt, den Überblick über die Vorräte gehabt. Seit ca. einem
Jahr lassen ihre körperlichen Kräfte aufgrund des hohen Alters merklich nach.
„Sie kann sich jetzt nicht mehr so gut praktisch beteiligen. Bei ihr geht es jetzt
mehr um die Sinngebung. Das ist für sie das Hauptthema. Warum leb ich noch?
Warum lohnt es sich noch, in der Wohngruppe zu leben?“

Die Sozialpädagogin weist darauf hin, dass jede in der Wohngruppe ihre Aufga-
be hat, auch unabhängig davon, ob es eine praktische oder eine soziale Aufgabe
ist. Frau D. z. B. sei sehr liebevoll, Frau B. muntere die anderen oft auf, Frau C.
singe viel und bringe Fröhlichkeit in die Gruppe. „Ab und zu tanzen wir auch mal
in der Küche.“ 

Der Förderung von Eigenständigkeit und Verantwortung wird von Seiten der So-
zialpädagogin eine besondere Bedeutung im Hinblick auf die wichtige Sinnge-
bung des Lebens im Alter zugemessen. Das Gefühl, wieder gebraucht zu werden,
hat besonders Frau A., die sich nach der Scheidung von ihrem Mann ganz in sich
zurückgezogen hatte, wieder zu neuer Lebensfreude verholfen. Sie kam aus der
Psychiatrie in die Wohngruppe und war damals sehr stark auf Medikamente ein-
gestellt. „Aus ihr ist ein ganz anderer Mensch geworden. Die Faktoren ‚Gebor-
genheit‘, ‚Annahme‘, ‚Tagesstruktur‘, ‚gebraucht werden‘ haben sie sehr stabili-
siert. Sie hat im emotionalen Bereich ganz viele Ressourcen wieder aktivieren
können: Kommunikation, Konfliktfähigkeit usw. Erst vor kurzem hat sie aus-
führlich aus ihrer Vergangenheit berichtet, was ihr bei ihrem Einzug unmöglich
gewesen wäre. Damals war die Erinnerung für sie noch viel zu schmerzhaft. Erst
die Gruppe hat ihr den emotionalen Halt gegeben, sich wieder mit ihrer Vergan-
genheit zu beschäftigen. Sie hat gelernt, dass sie sich hier öffnen kann. Das ist ein
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sichtbares Resultat unserer sozialpädagogischen Arbeit.“ Frau A. bekommt heu-
te nur noch eine Basismedikation und ist psychisch sehr stabil.

Auch Frau A. selbst berichtet, dass bei ihr durch den Umzug in die Wohngruppe
eine starke Aktivierung eingetreten ist. „Mein Leben hat sich ganz gravierend ge-
ändert. Ich war zu Hause so isoliert. Ich mochte auch nicht mehr rausgehen. Ich
hatte kein Interesse mehr – durch die Depression. Ich lag nachher nur noch im
Bett, ich habe nichts mehr gegessen. Der Antrieb war weg. In dem Moment, wo
ich hier einzog, war das von einem Tag auf den anderen völlig verändert. Das war
für mich eine völlig neue Welt. Es war hauptsächlich dieses Gefühl, dass immer
jemand da war. Das war für mich ganz wichtig. Ich sehe zwar jetzt vielleicht sehr
fit aus, so als wenn ich hier nicht her gehöre. Aber ich weiß genau, wenn ich wie-
der allein in einer Wohnung wäre, dann würde das Ganze wieder zurückgedreht
werden. Und diese Aufgaben hier, die Tätigkeiten, die man hier vollbringt, die
sind so vielseitig für mich. Ob das mal Hilfe ist oder Essen kochen oder mitein-
kaufen. Das sind so viele Bereiche, die mich so ausfüllen. Ich lebe auf.“ Frau A.
kann sich nicht vorstellen, jemals wieder in eine eigene Wohnung zu ziehen. „Ich
mag nicht alleine sein. Und da ich keine Familie habe und auch keine Freunde,
sag ich immer: Das ist meine Familie hier.“

Auf die soziale Geborgenheit in der Gruppe wird auch zurückgeführt, dass Frau
B. während ihrer Demenz-Schübe in der Wohngruppe keine zusätzlichen Medi-
kamentengaben benötigt. „Ich glaube, dass die Geborgenheit in der Wohngruppe
dazu beiträgt, dass Frau B. keine zusätzlichen Medikamente gegen ihre Stim-
mungsschwankungen bekommen muss. Sie wird durch die Gruppe sehr stabili-
siert.“ Bei Frau C. ist selbst der Neurologe erstaunt, wie stabil ihre Demenz seit
ihrem Einzug in die Wohngruppe (also seit vier Jahren) geblieben ist. „Ich denke
schon, dass das durch die Ansprache kommt und durch die Dinge, die sie noch
mitmacht.“ 

Auch wenn es Ziel der sozialpädagogischen Betreuung ist, dass die Frauen noch
so viel wie möglich selber machen, darf doch andererseits auch keine Überforde-
rung eintreten. Frau A. z. B. könnte zwar von ihren Fähigkeiten her ohne Proble-
me jeden Morgen das Frühstück für die Gruppe bereiten. Da sie aber die einzige
ist, die diese und andere Aufgaben übernehmen könnte, wird bewusst darauf ge-
achtet, dass sie nicht zu viele hauswirtschaftliche Pflichten für die anderen über-
nimmt. „Sonst würde das Problem entstehen, dass Frau A. zu sehr in ihrer eige-
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nen Tagesgestaltung gebunden wäre.“ Außerdem wird aufgrund von Erfahrun-
gen in den anderen Wohngruppen darauf geachtet, dass die rüstigeren Bewohne-
rinnen nicht mit ihrer Hilfsbereitschaft für die anderen deren Eigenaktivitäten
lähmen. Frau A. sagt deshalb: „Ich mache alles für mich selber. Ich versuche im-
mer, jeden so selbstständig sein zu lassen, wie es nur irgend geht, aber wenn ich
merke, dass es gar nicht anders geht, dann helfe ich auch gern.“  

Obwohl der Grundsatz des Erhalts der Selbstständigkeit im Servicevertrag deut-
lich formuliert ist und während der Bewerbungs- und Beratungsgespräche vor
dem Einzug immer wieder angesprochen wird, kommt es trotzdem dazu, dass
Bewohnerinnen die Hauswirtschaftskräfte als „Dienstmädchen“ ansehen, die ge-
fälligst für die Gruppe zu arbeiten hätten. Die Sozialpädagogen müssen dann im-
mer wieder deutlich machen, warum in den Wohngruppen des Vereins „ambet“
ein anderes Konzept vertreten wird. Auf der anderen Seite wird aber auch akzep-
tiert, dass sich nicht jede Person im hauswirtschaftlichen Bereich aktivieren lässt.
So berichtet die Sozialpädagogin von einer ehemaligen Bewohnerin der Wohn-
gruppe, die sich in dieser Hinsicht stark verweigert hätte. „Da musste ich zuse-
hen, wie sie abbaute und konnte nichts machen.“

Während von allen Bewohnerinnen präventive Effekte im Hinblick auf Aktivie-
rung und psychische Stabilisierung berichtet werden können, gibt es nur wenig
Hinweise auf besondere präventive Wirkungen bezüglich der Vermeidung von
Stürzen. Diese sind in der Wohngruppe schon mehrfach vorgekommen. Hin-
sichtlich der Sturzprophylaxe ist es nach Meinung der Sozialpädagogin wichtig,
die Ursachen der Stürze zu unterscheiden. Frau D. z. B. sei einmal gestürzt, weil
sie unterzuckert war und bis dahin niemand etwas von ihrer Zuckerkrankheit ge-
wusst hatte. Frau B. sei einmal über ihren Rollator gefallen, weil sie Durchblu-
tungsstörungen im Kopf hatte. Auch da wäre eine Prophylaxe nicht möglich ge-
wesen. Ein wichtiges Element der Sturzprophylaxe ist aus ihrer Sicht, die Bewoh-
ner von unüberlegten Aktionen abzuhalten. So sollte z. B. Frau B. nicht allein aus
der Wohnung gehen, weil sie dort sehr sturzgefährdet ist. Allgemeine Maßnah-
men der Sturzprophylaxe, wie z. B. die Beseitigung von Stolperfallen und das Tra-
gen von Hüftschutzhosen, werden als selbstverständlich angesehen.

Etwas deutlicher fällt die präventive Wirkung des Wohnens in einer ambulant be-
treuten Wohngruppe im Hinblick auf die Vermeidung von Krankenhausaufent-
halten aus. Hier wurde berichtet, dass Frau B. nach einem Sturz einmal stark in
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der Beweglichkeit ihres rechten Armes einschränkt war. „Wenn sie noch in ihrer
eigenen Wohnung gelebt hätte, hätte das nicht ambulant betreut werden können.
In der Wohngruppe wurden dann Krankengymnastik und Ergotherapie gemacht
und aufgrund der sonstigen Aktivitäten in der Wohngruppe hat sie dann schließ-
lich gelernt, den Arm wieder einzusetzen. Aus meiner Erfahrung heraus wäre ei-
ne vergleichbare Entwicklung im Heim nicht eingetreten. Dort wäre die Ein-
schränkung konstant geblieben.“

Während in diesem Fall also ein Krankenhausaufenthalt vermieden wurde, konn-
te in dieser Wohngruppe bisher nicht verhindert werden, dass in beiden Fällen, in
denen eine Bewohnerin verstorben ist, das Krankenhaus der Sterbeort war. Eine
dieser Frauen hatte mehrere schwere Krankheiten und daher einen hohen Pflege-
bedarf. Aus Kostengründen wurde ein Umzug ins Heim in Erwägung gezogen.
„ambet“ bemühte sich aber intensiv darum, diese Frau trotzdem in der Wohn-
gruppe behalten zu können. „Wir haben Vertreter des Sozialamtes in die Wohn-
gruppe eingeladen, ihnen den Fall dargelegt und begründet, warum es gut wäre,
die Frau weiterhin in der Wohngruppe zu betreuen. Die Bewohnerin selbst woll-
te das unbedingt. Das war ihr alleroberdringendster Wunsch. Wir haben auch ei-
nen Kompromiss gefunden mit dem Sozialamt, und sie konnte dann 4- bis 5-mal
täglich von der Sozialstation versorgt werden. Aufgrund einer akuten Verschlim-
merung ihrer Krankheit ist sie dann aber doch als Notfall in ein Krankenhaus ein-
geliefert worden und dort verstorben.“ Die zweite Frau, die im Krankenhaus ge-
storben ist, wurde mit einem Schlaganfall dort eingeliefert. Nach der Akutbe-
handlung sollte sie eigentlich wieder in die Wohngruppe zurückkommen, ver-
starb dann aber, noch bevor der Umzug erfolgen konnte. In den übrigen von
„ambet“ betreuten Wohngruppen ist die Mehrzahl der Bewohnerinnen in der
Wohngruppe verstorben (Narten/Fuhrig, S. 59 und 75 ff.).

Neben solchen medizinisch notwendigen Krankenhauseinweisungen werden
Grenzen des Verbleibs in der Wohngruppe nur bei Demenzerkrankungen gese-
hen, die eine dauerhafte Nachtwache erforderlich macht. „Frau B. z. B. wird jetzt
in ein Heim umziehen, weil wir ihre Betreuung in der Nacht nicht mehr gewähr-
leisten können. Sie findet z. B. abends ihr Bett nicht mehr, und da sie erst sehr spät
und zu unterschiedlichen Zeiten ins Bett geht, ist es auch nicht zumutbar, dass die
anderen Bewohnerinnen ihr dabei behilflich sind. Grundsätzlich könnte die Sozi-
alstation die Nachtwachen schon bereitstellen, wenn die Angehörigen das bezah-
len würden. Es ist letztendlich eine Abstimmungssache mit den Angehörigen.
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Zurzeit nehmen es die Angehörigen in Kauf, dass ihre Mutter manchmal ins Bett
geht, ohne sich ausgezogen zu haben, weil niemand anwesend war, der ihr dabei
helfen konnte.“

Eine andere Grenze des Verbleibs in der Wohngruppe wird gesehen, wenn eine
Frau bei nächtlichem Aufstehen stark sturzgefährdet ist. Ähnliches gilt bei nächt-
lichen Weglauftendenzen, gravierenden Störungen der anderen Bewohner oder
Selbst- und Fremdgefährdung. Eine mögliche Ausweitung der Betreuung auch auf
die Nachtstunden, wenn mehrere Bewohner einer Wohngruppe entsprechenden
Bedarf hätten, wird für nicht finanzierbar gehalten, weil die Gruppen dafür zu
klein sind. Die Projektleiterin meint: „Ich würde das unter Kostenaspekten nicht
in Erwägung ziehen, sondern würde dann andere Möglichkeiten überlegen. Wir
haben da eine klare Entscheidung getroffen: Für solche Fälle, die sich ja im We-
sentlichen auf Demenzerkrankte beschränken, bieten wir eine andere Wohnmög-
lichkeit in unserem Dementen-Wohnhaus2 an.“ Kurzfristige Nachtwachen, z. B.
für eine Sterbebegleitung, wurden schon häufig in den Wohngruppen organisiert. 

Vor dem Einzug in die Wohngruppe werden die InteressentInnen von „ambet“
ausführlich über die Grenzen des Verbleibs in der Wohngruppe informiert. Frau
B. z. B., die schon zum Zeitpunkt ihres Einzugs unter einer leichten Demenz litt,
hatte sich in vollem Bewusstsein darüber, dass sie bei einer deutlichen Verschlim-
merung ihrer Krankheit nicht in der Wohngruppe bleiben konnte, für einen Ein-
zug entschieden, weil sie so lange wie möglich in ihrer Selbstständigkeit unter-
stützt werden wollte. 

Als Dokumentation für die präventiven Effekte in der Wohngruppe kann man
sich bei „ambet“ auf die Hilfeplanung stützen. „Wir machen eine Hilfeplanung,
bei der wir für die verschiedenen Bereiche halbjährlich den Ist-Zustand beschrei-
ben, die Ziele festlegen und dann nach einem halben Jahr überprüfen, ob die Zie-
le erreicht werden konnten und welche Konsequenzen für die weitere Hilfepla-
nung gezogen werden müssen. Als zusätzliche Informationsquelle kann die nor-
male Pflegedokumentation dienen, in der neben Eintragungen über die jeweiligen
Pflegemaßnahmen auch Hinweise auf das aktuelle Befinden enthalten sind. Ak-
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tuell wird auch eine Dokumentation für die hauswirtschaftlichen Kräfte einge-
führt.

2.4 Vertrautheit

In einer Wohngemeinschaft, in der – wie in einer normalen Wohnung – die Pfle-
geleistungen durch Pflegekräfte von außerhalb erbracht werden, kann sich die
Pflege nicht in gleicher Weise in den Tagesablauf der einzelnen Bewohnerinnen
integrieren wie in einer Wohngemeinschaft, in der – wie in anderen untersuchten
Wohngruppen – während des gesamten Tages examinierte Pflegekräfte anwesend
sind. In der Helmstedter Straße muss der Pflegedienst morgens drei Frauen ver-
sorgen. Diese Frauen stimmen sich ab, zu welcher Zeit der Dienst in die Woh-
nung kommen soll. Darüber hinaus wird auch eine Abstimmung mit einer ande-
ren vom Verein „ambet“ betreuten Wohngruppe angestrebt, die sich ganz in der
Nähe befindet. Es ist üblich, dass der Pflegedienst die beiden Wohngruppen di-
rekt nacheinander aufsucht. „Aber drüben stehen die Frauen schon um 6.30 Uhr
auf, und da kommt dann der Pflegedienst natürlich auch schon früher.“ Die in
der Wohngruppe tätige Pflegekraft sagt: „Wir gucken halt, ob es machbar ist,
aber es kann auch schon mal sein, dass wir nicht genau zu der Zeit kommen kön-
nen, die eine Bewohnerin gerade am liebsten hätte. Dann kommen wir vielleicht
statt um 8.00 Uhr erst um 8.30 oder 9.00 Uhr. Aber eigentlich konnten wir uns
immer einigen.“ Im Vergleich zur Situation in der eigenen Wohnung sehen die
Mitarbeiterinnen von „ambet“ keine Veränderung hinsichtlich des Pflegezeit-
punktes. Der Termin müsste in jedem Fall abgestimmt werden. Allerdings gibt es
in der Wohngruppe darüber hinaus auch noch die Notwendigkeit zur internen
Abstimmung. Hier richtet sich dann die Reihenfolge nach den Aufstehgewohn-
heiten der einzelnen Bewohnerinnen.

Frau C. beurteilt diese Situation folgendermaßen: „Na ja, zu Hause habe ich viel-
leicht mal ein bisschen länger geschlafen. Hier wird man ja früh schon geduscht,
dann muss man aufstehen. Das ist so zwischen 8.30 und 9.00 Uhr.“ Für Frau D.
dagegen hat sich die Aufstehzeit gegenüber ihrer vorhergehenden Wohnsituation
zu Hause nicht verändert. 

Die Entscheidung über die Anwesenheitszeiten des Pflegedienstes bestimmt auch
die Frühstückszeiten in der Wohngemeinschaft. Da Frau C. und Frau D., die als
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Erste versorgt werden, den Frühstückstisch aufgrund ihrer Gehbehinderungen
nicht mehr selbst decken können, übernimmt die Pflegekraft diese Aufgabe. Die
Bewohnerinnen frühstücken dann nacheinander in der Reihenfolge ihrer Versor-
gung durch den Pflegedienst. 

Abgesehen von den notwendigen Abstimmungen bezüglich des Pflegedienstes
und der Essenszeiten verläuft der Tag für die Bewohnerinnen (den Umständen
entsprechend) weitgehend normal. So räumen sie nach dem Frühstück den Tisch
ab und gehen danach individuellen Beschäftigungen nach. Einmal pro Woche
werden nach dem Frühstück die Mittagessen für die nächste Woche gemeinsam
geplant. Ansonsten verbringen die Frauen die Zeit vor dem Mittagessen sehr
unterschiedlich. Frau C. hält sich während des Tages viel in der Küche auf, weil
sie die Nähe zu den Mitarbeiterinnen sucht. Frau D. ist meistens in ihrem eigenen
Zimmer, weil sie es gern besonders warm hat und ihr Zimmer entsprechend auf-
heizen kann. Frau B. wird vormittags oft von ihrer Betreuerin abgeholt, um mit
ihr außerhäusliche Dinge zu erledigen. Frau A. hat sich angewöhnt, morgens im-
mer ein bisschen nach draußen zu gehen. Häufig hat sie am Vormittag auch The-
rapie- oder Arzttermine außerhalb der Wohnung.

Um die Bewohnerinnen darin unterstützen zu können, ihr gewohntes Alltagsle-
ben möglichst weitgehend beizubehalten, strebt die Sozialarbeiterin an, jede Frau
schon vor ihrem Einzug in die Wohngruppe in ihrer vorherigen Wohnsituation zu
besuchen und sich ein Bild von ihrer bisherigen Lebenssituation zu machen. Lei-
der ist dies nicht immer möglich, weil die Frauen häufig direkt aus dem Kran-
kenhaus oder der Kurzzeitpflege in die Wohngruppe kommen. Deshalb wird sich
auch nach dem Einzug in die Wohngruppe viel Zeit genommen, die jeweiligen
Gewohnheiten und Bedürfnisse herauszufinden. „Ich mache dann eine Anamne-
se und lasse mir im vertrauten Beisammensein die Lebensgeschichte erzählen. Da
erfährt man schon viel.“ 

Im alltäglichen Zusammenleben wird immer wieder gefragt, wie die einzelnen
Frauen die verschiedenen Alltagshandlungen früher ausgeführt haben. Die Haus-
wirtschafterin berichtet: „Ich frage immer ganz viel. Z. B. habe ich neulich Rin-
dersuppe mit Frau D. gekocht. Sie hat mir dabei ganz viel geholfen und den Eier-
stich gemacht, so wie sie das von früher her kannte.“ 
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Wenn die Hauswirtschaftskraft so gegen 12.00 Uhr zum Essenkochen in die
Wohnung kommt, finden sich die meisten Bewohnerinnen in der Küche ein, um
beim Kochen zu helfen oder den anderen zuzusehen. Frau D. kann sich kaum
noch an den Arbeiten beteiligen, aber Frau C. schält manchmal Kartoffeln, und
Frau B. schnippelt oft den Salat. Nach dem Essen wird gemeinsam abgeräumt.
Frau A., B. und C. helfen manchmal auch beim Abtrocknen. 

Während und nach dem Essen bespricht die Sozialarbeiterin mit den Bewohne-
rinnen aktuelle Tagesereignisse. Sie verlässt die Wohnung um 13.30 Uhr. Die
Hauswirtschaftskraft bleibt in der Regel noch bis ca. 15.00 oder 16.00 Uhr.
Wenn sie bis 16.00 Uhr anwesend ist, organisiert sie noch ein Kaffeetrinken für
die Frauen. An den anderen Tagen wird diese Aufgabe oft von Frau A. übernom-
men. 

Von nun an sind die Frauen unter sich. Im Sommer sitzen sie nachmittags gern
auf der Terrasse. „Oftmals war es so, dass wir uns alle draußen auf der Terrasse
getroffen haben. Die eine hat ein Buch gelesen, die andere Zeitung. Oder wir ha-
ben uns etwas erzählt. Manchmal haben wir auch den Kaffee mit rausgenom-
men.“ Manchmal fährt auch Frau A. Frau D. mit dem Rollstuhl spazieren. Frau
C. erhält zweimal wöchentlich eine von der Krankenkasse finanzierte zusätzliche
Betreuung für Demenzkranke, die mit ihr spazieren geht, ihre Teilnahme am so-
zialen Leben fördert, Gedächtnistraining macht usw. 

Um 18.00 Uhr kommt eine Pflegerin in die Wohnung, um bei Bedarf Grundpfle-
ge durchzuführen, Medikamente zu stellen, Abendessen zu bereiten und eine Be-
wohnerin für die Nacht fertig zu machen. Danach gestalten die Frauen den
Abend individuell auf ihren Zimmern und gehen zu ihren gewohnten Zeiten zu
Bett. Später am Abend kommt die Pflegerin noch einmal vorbei, um eine Bewoh-
nerin ins Bett zu bringen.

2.5 Selbstbestimmtheit

Die Bewohnerinnen der Wohngruppe in der Helmstedter Straße sind vertraglich
stark an den betreuenden Verein gebunden. So sind sie lediglich Untermieter und
darüber hinaus vertraglich verpflichtet, die Betreuungsleistungen des Vereins
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„ambet“ in Anspruch zu nehmen. Lediglich die Wahl des Pflegedienstes steht ih-
nen frei. 

Die verwendete Vertragsform des Untermiet-Verhältnisses ist allerdings nicht
aufgrund bewusster Entscheidung des betreuenden Vereins für diese Rechtsform
gewählt worden, sondern aufgrund der besonderen Rahmenbedingungen, die
Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre auf dem Wohnungsmarkt gegeben wa-
ren. Der Verein sah sich damals beim Aufbau der Wohngruppen in Braunschweig
mit einer Situation konfrontiert, bei der sich mögliche Vermieter nur dann bereit
fanden, eine Wohnung wohngruppengerecht umzubauen, wenn „ambet“ bereit
war, als Generalmieter einen langfristigen Mietvertrag abzuschließen. Dieser
„Tradition“ zufolge hat der Verein auch in der Helmstedter Straße selbst den
Mietervertrag mit dem Bauträger abgeschlossen und die Zimmer dann einzeln an
die Bewohnerinnen untervermietet. 

Der Projektleiterin ist bewusst, dass es im Hinblick auf die Abgrenzung zum
Heimgesetz problematisch ist, wenn der betreuende Verein selbst als Vermieter
auftritt. Sie sieht hier dringenden Änderungsbedarf und hofft, dass angesichts der
veränderten Situation auf dem Wohnungsmarkt sich in Zukunft Vermieter eher
bereit finden werden, Einzelmietverträge mit den Bewohnerinnen abzuschließen.
An der Koppelung von Miet- und Betreuungsvertrag will der Verein aber festhal-
ten, da er zurzeit keine andere Möglichkeit sieht, sein Betreuungskonzept reali-
sieren zu können. 

Dagegen ist es für die Organisation der Wohngruppe kein Problem, wenn eine
Bewohnerin einen anderen Pflegedienst wählt. So ist es in den sieben von „am-
bet“ betreuten Wohngruppen schon häufiger vorgekommen, dass eine Bewohne-
rin ihren früheren Pflegedienst beibehalten hat. Aktuell ist dies in zwei Wohn-
gruppen der Fall. Hier müssen sich dann die beiden Pflegedienste untereinander
abstimmen. Auch in der Helmstedter Straße war bei einer früheren Bewohnerin
ein anderer Pflegedienst tätig.

Abgesehen von diesen vertraglichen Einschränkungen der Selbstbestimmtheit
wird bei der Alltagsgestaltung stark darauf geachtet, dass alle Bewohnerinnen ih-
re Wünsche einbringen können. So wird immer wieder gemeinsam über die ge-
planten Aktivitäten und die Gestaltung des Tages gesprochen, die Essensplanung
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wird gemeinsam vorgenommen, und die Hauswirtschaftskraft verwendet viel
Energie darauf, herauszufinden, wie sie die Mahlzeiten so zubereiten kann, dass
sie den Gewohnheiten der Bewohnerinnen entsprechen.

Die Sozialpädagogin sieht es als ihre Aufgabe an, dafür zu sorgen, dass alle Frau-
en in gleichem Maße die Chance erhalten, ihre Bedürfnisse in das Gruppenleben
einzubringen: „Wenn ich mit den Frauen zusammensitze, achte ich sehr darauf,
dass ich jede anspreche und jede frage. Ich nehme es schnell wahr, welche Frau zu
ruhig ist und welcher Frau über den Mund gefahren wird. Es ist selbstverständ-
lich, dass ich dann ihre Position stärke und sie speziell frage, ob sie das auch so
möchte. Ein wichtiges Ziel unserer Arbeit ist es ja, dass die Gruppe in sich ein
Gleichgewicht erhält. Das geht nur, wenn ich den stillen Part immer wieder an-
spreche, ihm Gewicht gebe und versuche, ihn in die Gruppe zu integrieren.“

Über die Auswahl neuer Mitbewohnerinnen entscheiden die Frauen selbst. Frau
A. war die Letzte, die in die Wohngruppe eingezogen ist. Damals standen zwei
Bewerberinnen zur Auswahl. „Ich habe mich vorgestellt, und die Damen sollten
sich das eine Woche lang in Ruhe überlegen. Aber das wollten sie nicht. Sie ha-
ben gesagt: Das wissen wir jetzt schon.“ Frau A. ist in Bezug auf ihre Selbstbe-
stimmungsmöglichkeiten „vollkommen zufrieden.“

2.6 Soziale Integration

Im sozialpädagogischen Betreuungskonzept des Vereins „ambet“ nimmt die Ein-
bindung der Bewohnerinnen in ein soziales Netzwerk eine wichtige Stellung ein.
Vorhandene soziale Beziehungen sollen erhalten und – wo möglich – neue aufge-
baut werden. Eine wichtige Rolle spielt hierbei die Integration in das soziale Le-
ben des Wohnquartiers, die von der Sozialarbeiterin aktiv gefördert wird. Es ge-
hört zu ihren ausdrücklichen Aufgaben, herauszufinden, welche Möglichkeiten
hierzu gegeben sind, und die Frauen anzuregen, Angebote im Stadtteil wahrzu-
nehmen. Drei Frauen aus den beiden benachbarten Wohngruppen in der Leon-
hardstraße und in der Helmstedter Straße gehen regelmäßig zu den Veranstaltun-
gen der evangelischen Kirchengemeinde. Frau A. geht zum Literaturkreis in einer
anderen Kirche. In der Nähe gibt es auch einen Treffpunkt für psychisch Kranke,
den Frau A. regelmäßig aufsucht. 
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Für Frau A. ist die zentrale Lage der Wohnung in der Stadt „die beste Lage über-
haupt in Braunschweig, weil alles da ist. Man kann zu Fuß eben mal zum Ein-
kaufen gehen. Die Parkanlagen sind hier, wenn ich mit Frau D. im Rollstuhl raus-
fahre. Der Prinzenpark ist nicht weit, der Bürgerpark ist nicht weit. Für mich ist
auch der türkische Obstladen nebenan ganz wichtig. Da erfährt man so viel herz-
liche Wärme. Ich möchte nirgendwo anders wohnen. Man kennt sich, man grüßt
sich und man hilft sich auch aus. Ich möchte nicht in einer Gegend wohnen, wo
man zum Einkaufen in irgendwelche Warenhäuser geht.“ Nicht nur Frau A., son-
dern auch ihre Mitbewohnerinnen sind in den umliegenden Läden bekannt, weil
sie häufig dorthin zum Einkaufen begleitet werden. 

Auch zu einigen Nachbarn im Haus besteht regelmäßiger Kontakt. Dieser wird
vor allem über die Terrasse hergestellt. Angrenzend an die Terrasse befindet sich
ein Garten, der von den übrigen Mietern genutzt wird. Auf diese Weise entstehen
häufig Gespräche „über den Gartenzaun“. „Oftmals kommen die Nachbarn
auch zu uns auf die Terrasse.“ Im 3. und 4. Stock gibt es Wohngemeinschaften
von jungen Leuten, die auch den Garten nutzen. Ein anderer Nachbar leistet ab
und zu Nachbarschaftshilfe, wenn ein Rohr verstopft ist oder ähnliche Probleme
auftauchen. Manchmal bringen die Nachbarn auch Kuchen in die Wohngruppe.

Für die Sozialarbeiterin besteht ein wichtiger Teil der Biographiearbeit mit den
Bewohnerinnen auch darin, die soziale Vernetzung der Frauen vor ihrem Einzug
in die Wohngruppe herauszufinden und nach Wegen zu suchen, wie die Kontak-
te erhalten oder reaktiviert werden können. Ein solcher Weg war z. B. einmal die
Anregung, Einladungskarten für Angehörige oder Freunde zu schreiben, damit
sie mal wieder zu Besuch kommen. Vor einiger Zeit ist die Idee entstanden, An-
gehörigentreffen durchzuführen, um den weiter entfernt lebenden Angehörigen
einen Anlass zum Kommen zu geben. „Wir essen dann zusammen und verbringen
etliche Stunden miteinander.“ Diese Treffen finden vierteljährlich statt und sind
nicht zu vergleichen mit den Angehörigentreffen der anderen untersuchten
Wohngemeinschaften, bei denen es vor allem um organisatorische Fragen und
Probleme der Mitarbeiter bei der Betreuung einzelner Bewohner geht. In der
Wohngruppe „Helmstedter Straße“ stehen die Beziehungen der Angehörigen zu
den Bewohnerinnen im Mittelpunkt des Ereignisses. 

Auf die Idee, Angehörigentreffen einzuführen, ist die Sozialpädagogin vor allem
deshalb gekommen, weil einige Bewohnerinnen nur selten Besuch von ihren An-
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gehörigen bekamen. Frau C. bekommt wenig Besuch, weil ihr Sohn in Hamburg
lebt. Frau A. hat keine Angehörigen oder Freunde, die sie besuchen könnten. Bei
Frau B. leben die Kinder in Freiburg und haben deshalb selten Gelegenheit, ihre
Mutter zu sehen.

Immerhin verfügen einige Frauen aber über einen Bekanntenkreis, der sie ab und
zu besucht. So bekommt z. B. Frau B. relativ häufig Besuch aus ihrem großen Be-
kanntenkreis. Auch Frau D. bekommt, trotz ihres hohen Alters und des dadurch
reduzierten Bekanntenkreises, immer noch häufig Besuch von Freunden und ehe-
maligen Nachbarn. Eine ehemalige Nachbarin, die heute in Vechelde, einem 15
km entfernten Ort lebt, nimmt regelmäßig die längere Fahrt in Kauf, um Frau D.
in der Wohngruppe zu besuchen. Diese Freundin beteiligt sich dann auch regel-
mäßig am gemeinsamen Mittagessen. Frau D. bleibt mit ihrem Besuch meistens
in der Wohnung, während Frau B. sich auch oft mit dem Besuch außer Haus auf-
hält. Nicht selten kommt es auch vor, dass die Frauen mit ihrem Besuch in der
Wohnküche sitzen und zusammen mit den anderen Bewohnerinnen Kaffee trin-
ken. 

Der Sohn von Frau B. bleibt manchmal über das gesamte Wochenende und über-
nimmt dann auch Hausarbeiten in der Wohngemeinschaft (abwaschen, abtrok-
knen, aufräumen). Er übernachtet mit im Zimmer von Frau B. Obwohl diese Si-
tuation nicht als unangenehm empfunden wird, würde es doch von allen begrüßt,
wenn es ein Gästezimmer gäbe. In diesem Fall würde wahrscheinlich häufiger
einmal ein Besuch über Nacht bleiben.

Trotz dieser gelungenen Integration der Bewohnerinnen in ihr weiteres soziales
Umfeld stehen doch die sozialen Beziehungen der Frauen untereinander im
Mittelpunkt des sozialen Lebens in der Wohngruppe. Das Zusammenleben inner-
halb der Gruppe ist von einer – im Vergleich zu den anderen untersuchten Grup-
pen – außergewöhnlich intensiven Beziehung der Frauen untereinander geprägt.
Frau A. hatte sich vor ihrem Einzug überhaupt keine Vorstellungen von der Art
des Gruppenlebens gemacht. „Ich hatte nur das innere Bedürfnis, in einer Ge-
meinschaft und nicht alleine zu leben. Das habe ich so positiv gesehen, dass ich
alles andere auf mich zukommen gelassen habe.“ Sie fühlt sich heute in der Grup-
pe sehr wohl und gut aufgehoben. Dazu hat ihrer Meinung nach auch die kleine
Gruppengröße beigetragen. „Ich stelle mir ein Zusammenleben mit mehr als vier
Personen sehr viel schwieriger vor. Ich denke, die Abstimmung untereinander und

braunschweig: Helmstedter Straße

30



dieses innige Verhältnis, dass wir hier haben – trotz des großen Altersunter-
schieds von 30 Jahren zwischen Frau D. und mir – ich weiß nicht, ob das so tief
gehen kann in einer größeren Gemeinschaft. Das glaube ich nicht. Ich denke, die
Beziehungen sind dann oberflächlicher. Dieses innige Verhältnis zueinander, das
nähere Kennenlernen, das tiefere Kennenlernen, das Verständnis füreinander, das
ist in einer größeren Gemeinschaft nicht so leicht herzustellen. Vielleicht zu ein
oder zwei Personen, aber nicht mehr zu allen. Und hier verteilt sich das gleich-
mäßig auf alle.“ 

Auch Frau C. möchte nicht in einer größeren Gruppe leben. „Ich weiß nicht, das
wäre mir dann alles ein bisschen zu viel.“ Die Sozialarbeiterin ist gerade in Bezug
auf Frau C. auch dieser Ansicht. „Gerade bei Demenzerkrankungen ist es nicht
gut, so viele Reize um sich herum zu haben. Für Frau C. ist es wichtig, eine ruhi-
ge und vertraute Umgebung zu haben.“ Ähnlich verhält es sich ihrer Meinung
nach auch bei Frau B., die ebenfalls an einer Demenz leidet. „Mehr Leute würden
sie wahrscheinlich ganz nervös machen.“ Frau D. ist skeptisch, ob eine Gruppe
mit sechs Personen noch genauso gut funktionieren würde wie diese. „Viele Köp-
fe, viele Sinne. Man weiß nie, wie die sind, ob das Verhältnis untereinander noch
so stimmt.“ 

Aus Sicht der Bewohnerinnen ist also eine stärkere Gruppengröße eindeutig ab-
zulehnen. Dies ist nicht nur – wie auch bei allen anderen befragten Gruppen –
darauf zurückzuführen, dass man sich nun einmal an diese Gruppengröße ge-
wöhnt hat. Eine wichtige Ursache scheint in dieser Gruppe auch darin zu liegen,
dass die sozialen Beziehungen untereinander als sehr positiv erlebt werden. Man
ist miteinander vertraut und hat Angst, diese Vertrautheit könnte durch weitere
Personen gefährdet werden. Tatsächliche Ursache für diese große Vertrautheit
scheint aber weniger die Gruppengröße als die gezielte Förderung des sozialen
Miteinanders durch die Sozialpädagogin zu sein.

Im Hinblick auf ihre Betreuungskapazitäten ist es nach Meinung der Sozialarbei-
terin von Bedeutung, welche Erkrankungen bei den Bewohnerinnen vorliegen.
„Wenn ich vier schwer psychisch kranke Frauen betreue, dann habe ich wirklich
genug damit zu tun, pädagogisch mit ihnen zu arbeiten. Andernfalls könnten es
auch fünf oder sechs Personen sein.“ Sie ist der Meinung, dass eine Gruppe wie
diese, in der zwei demenzkranke Bewohnerinnen mit zwei Frauen ohne Demenz
zusammenleben, nicht mehr als 4–5 Personen umfassen sollte. 
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Die Projektleiterin ist der Ansicht, dass bei einer Gruppengröße von sechs oder
sieben Personen der Vorteil einer besseren Personalausstattung zum Tragen kom-
men könnte. Für die Gruppenkonstellation könnte es auch vorteilhaft sein, dass
sich Untergruppen bilden können. Es sei dann auch leichter zu verkraften, wenn
eine Person verstirbt oder ins Krankenhaus kommt. „Das ist dann nicht so ein
starker Einbruch für die Frauen.“ Vom Organisatorischen her wäre es leichter,
wenn die Gruppen etwas größer wären. „Diese ambulante Form der Wohngrup-
pen und ihre Verstreutheit über die Stadt, das macht vom Organisatorischen her
einen immensen Aufwand, um die notwendigen Abstimmungen mit den Kollegen
in den unterschiedlichen Wohngruppen herbeizuführen. Bei sieben oder acht Per-
sonen läge aber auch für mich das absolute Maximum. Aber da fehlen mir noch
die Erfahrungen. Schwierig stelle ich mir diese Gruppengröße immer dann vor,
wenn einzelne Bewohnerinnen noch selbstständig kochen. Wir hatten bisher in
den Wohngruppen immer wieder Frauen, die völlig selbstständig kochen konn-
ten. Sie bräuchten dann eine stärkere Unterstützung. Es ist auf jeden Fall schwie-
riger, für sechs Personen zu kochen als für vier. Ich glaube, das überschreitet dann
leicht die Grenze dessen, was wir den Frauen zutrauen können.“

2.7 Versorgungssicherheit (Personal)

Im Herbst 2003 wurde vom Verein „ambet“ mit der Stadt Braunschweig eine
Leistungs- und Prüfungsvereinbarung (vgl. Kap. 2.9) abgeschlossen, in der die
Aufgaben des Betreuungspersonals in den Wohngruppen detailliert beschrieben
sind. Danach soll die sozialpädagogische Betreuung durch eine zentrale Bezugs-
person für jede Wohngruppe gewährleistet werden. Diese Person hat „Sozialma-
nagement-Funktion in dem Sinne, dass sie verantwortlich ist für die individuellen
und gruppenbezogenen Wünsche, Ansprüche und Notwendigkeiten“. Zu den
Aufgaben der sozialpädagogischen Betreuung gehören sowohl die individuellen
und gruppenbezogenen Hilfen für die Bewohnerinnen als auch die Anleitung von
Hauswirtschaftskräften und Zivildienstleistenden sowie Absprachen mit Pflege-
dienstmitarbeitern. Für diese Tätigkeitsbereiche werden detaillierte Leistungs-
merkmale aufgelistet, so z. B.:

• Individuelle Beratungsgespräche
• Konfliktregelnde Einzelgespräche
• Anleitung bei lebenspraktischen Verrichtungen
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• Vorschläge und Hilfe bei der Tagesstrukturierung
• Unterstützung bei der Organisation individueller Aktivitäten
• Anregung persönlicher Vorlieben
• Entgegenwirken von Isolations- und Vereinsamungstendenzen
• Hilfe und Anregung bei der Gestaltung des Wohnraums
• Wecken von Ressourcen im hauswirtschaftlichen Bereich 
• Zusammenarbeit mit Angehörigen und rechtlichen Betreuern
• Aktions- und themenzentrierte Gruppenarbeit
• Konfliktlösende Gruppengespräche
• Anleitung der Bewohnerinnen im Umgang mit kranken, psychisch beeinträch-

tigten und pflegebedürftigen Mitbewohnerinnen
• Begleitende Trauerarbeit
• Hilfen beim Erstellen von Koch- und Einkaufsplänen
• Hilfe bei der Integration neuer Mitbewohner
• Einbetten der Wohngruppe in das nachbarschaftliche Umfeld

An die hauswirtschaftlichen Mitarbeiter werden keine formalen Ausbildungsan-
forderungen gestellt. „Zentrale Merkmale dieser Mitarbeiterinnen sind vielmehr
Lebenserfahrung und hauswirtschaftliche Kenntnisse, Kooperations- und Koor-
dinationstalent sowie eine akzeptierende Haltung den alten und zum Teil psy-
chisch schwierigen Menschen gegenüber. Als einzelne Tätigkeitsmerkmale wer-
den z. B. genannt:

• Begleitung bei Einkäufen und anderen Erledigungen
• Hilfe und Anleitung bei der Mahlzeitenzubereitung
• Gemeinsame Erledigung des Abwaschs
• Anleitung bei der Wäschepflege
• Hilfe und Anleitung bei leichten Reinigungsarbeiten
• Gemeinsame Kaffeerunden
• „Da sein“ für die Bewohnerinnen, sich Zeit nehmen, zuhören

Sofern eine Beteiligung der Bewohnerinnen an den Hausarbeiten nicht mehr
möglich ist, sollen die entsprechenden Arbeiten von der Hauswirtschaftskraft
selbst ausgeführt werden.

Die Zivildienstleistenden sollen vorrangig für ergänzende Leistungen zur Verfü-
gung stehen, so z. B. für:
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• Wöchentlichen Großeinkauf
• Fahrdienste
• Kleine Reparaturarbeiten
• Begleitung bei Freizeitaktivitäten 

Die Leistungsbeschreibung legt auch fest, dass monatliche Dienstbesprechungen
und Dienstplanungsgespräche mit allen Mitarbeitern stattzufinden haben, zu de-
nen auch Fallbesprechungen gehören. In sechswöchigen Abständen erhalten die
pädagogischen Mitarbeiter eine Supervision. Alle Mitarbeiter haben einen An-
spruch auf jährlich fünf Arbeitstage für Fortbildungsmaßnahmen.

Es gab bisher keine Probleme, qualifizierte Mitarbeiterinnen für die sozialpäda-
gogische Betreuung in den Wohngruppen zu gewinnen. Die in der Helmstedter
Straße tätige Sozialpädagogin ist im ersten Beruf Krankenschwester mit mehrjäh-
riger Berufserfahrung. Darüber hinaus hat sie auch in einem Altenheim gearbei-
tet. Beide Erfahrungen sind für ihre jetzige Tätigkeit von Nutzen. „Als ich in die
Wohngruppe kam, hatte ich viel mit Ärzten usw. zu tun. Da haben mir meine
Vorkenntnisse sehr geholfen.“ 

Im Anschluss an ihr Sozialpädagogikstudium hat sie ein zweijähriges Anerken-
nungspraktikum in den von „ambet“ betreuten Wohngruppen absolviert. „Wäh-
rend dieser Zeit geht man noch zu Vorlesungen und sucht sich solche Veranstal-
tungen heraus, die im eigenen Tätigkeitsfeld hilfreich sind. Man lernt dann noch
einiges hinzu.“ Darüber hinaus hat die Sozialpädagogin auch an einer Fortbil-
dung über Hospizarbeit teilgenommen. Diese hat ihr sehr geholfen, Sterbebeglei-
tung in den Wohngruppen machen zu können. Die nächsten Fortbildungen, die
sie besuchen möchte, beziehen sich auf Gesprächsführung und Mediation, um die
Bewohnerinnen in Konfliktsituationen besser begleiten zu können. „Ich hatte
vorher noch nie mit psychisch Kranken gearbeitet. Zu diesem Thema haben wir
auch eine Fortbildung besucht, die ich sehr gut fand. Ich kann zu diesem Thema
aber auch zwei Kollegen befragen, die schon mehr Erfahrungen haben.“

Die in der Helmstedter Straße tätige Hauswirtschaftskraft war vorher zwei Jahre
lang in der Nachbarschaftshilfe tätig. In diesem Rahmen hat sie auch ältere Men-
schen versorgt. „Ich habe damals gemerkt, dass ich eigentlich ganz gut mit älte-
ren Menschen umgehen kann. Mir war es immer wichtig, etwas mit Menschen zu
tun zu haben. In jeder Wohngruppe sind die Menschen wieder anders. Man muss
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dann einfach nach dem Gefühl gehen. Wenn Fragen offen sind, kann man sich bei
den Kollegen melden. Die sind alle so flexibel und nett, da gibt es keine Schwie-
rigkeiten. Man kann jederzeit jemanden anrufen und seine Fragen stellen.“ An er-
ster Stelle ruft die Hauswirtschaftskraft die Sozialpädagogin an, wenn Probleme
auftauchen. Sofern diese nicht zu erreichen ist, wird als Nächstes die Projektlei-
terin befragt. Die Hauswirtschaftskraft findet die Arbeit in der Wohngruppe
interessanter als in einem Einzelhaushalt, denn „es ist auch schöner, in einem
Team zu arbeiten und sich austauschen zu können.“ 

Aus Sicht der Projektleiterin liegt der aktuelle Qualifizierungsbedarf vor allem bei
den Hauswirtschaftskräften. „Wir hatten früher ja nur Sozialpädagogen als zen-
trale Bezugspersonen in den Wohngruppen. Jetzt sind seit einiger Zeit auch Haus-
wirtschaftskräfte dabei, und die sind auch wichtige Bezugspersonen für die Be-
wohnerinnen. Ich denke, dass dies eine gute Kombination ist und sich die beiden
Qualifikationen gut ergänzen. Die Frauen reagieren auch sehr gut darauf, weil sie
die hauswirtschaftlichen Kenntnisse und das Interesse an hauswirtschaftlichen
Arbeiten bei der Hauswirtschaftskraft zu schätzen wissen.“

Zum Beginn ihrer Tätigkeit in der Wohngruppe wurde die Hauswirtschaftskraft
von der Sozialpädagogin in ihr neues Aufgabenfeld eingewiesen. Dabei wurde sie
auch mit den spezifischen Problemen und Fähigkeiten der einzelnen Frauen und
der diesbezüglichen Hilfeplanung vertraut gemacht. Sie erhielt auch Anweisun-
gen, wie sie in bestimmten voraussehbaren Krisensituationen reagieren sollte. Re-
gelmäßig spricht sie sich mit der Sozialpädagogin ab, in welcher Weise mit dem
aktuellen Hilfebedarf der einzelnen Bewohnerinnen umgegangen werden soll.
Darüber hinaus wird ihr Verhalten bei einem monatlichen Treffen mit der Pro-
jektleiterin reflektiert. „Es ist ja gar nicht leicht zu erkennen, wo tatsächlich Hil-
fe notwendig ist und wo man die Frauen animieren sollte, Dinge selbst zu tun.“ 

Die Projektleiterin ist bestrebt, trotz der fest angestellten Hauswirtschaftskräfte
weiterhin Zivildienstleistende zu beschäftigen, weil diese eine „stark aktivierende
Wirkung auf die Bewohnerinnen haben und sehr positiv aufgenommen werden“.
Es wird aber immer schwieriger, Zivildienstleistende für diese Aufgabe zu finden.
Zurzeit sind 1,5 Zivildienstleistende in den sieben Wohngruppen tätig. 

An die Pflegekräfte, die in der Wohngruppe arbeiten, werden kaum Anforderun-
gen gestellt, die über ihre sonstigen Tätigkeiten in der ambulanten Individual-

35

braunschweig: Helmstedter Straße



pflege hinausgehen, da sie in beiden Arbeitsbereichen das gleiche Prinzip der ak-
tivierenden Pflege verfolgen. Einziger Unterschied ihrer Tätigkeit in der Wohn-
gruppe im Vergleich zur individuellen ambulanten Pflege ist die geforderte Be-
reitschaft zur Zusammenarbeit mit den anderen Mitarbeitern im Team. Spezielle
Fortbildungsmaßnahmen für ihre Arbeit in der Wohngruppe hält die in der
Helmstedter Straße tätige Pflegekraft nicht für erforderlich.

Die Anwesenheitszeiten des Personals in der Wohngruppe richten sich nach den
jeweiligen Hilfebedarfen der Bewohnerinnen. Sie unterscheiden sich daher von
Wohngruppe zu Wohngruppe. In der Helmstedter Straße ist der Bedarf an haus-
wirtschaftlicher Betreuung relativ hoch, so dass an sechs Tagen der Woche über
die Mittagszeit eine Mitarbeiterin in der Gruppe anwesend ist. Wenn die Haus-
wirtschaftskraft Dienst hat, kommt sie um 12.30 Uhr und kümmert sich vor al-
lem um das Kochen, Abwaschen und die Wohnungsreinigung. Die Sozialpädago-
gin kommt dagegen schon etwas früher und besucht zunächst die Bewohnerinnen
in ihren Zimmern, erkundigt sich nach ihrem Befinden und bespricht aktuelle
Angelegenheiten wie persönliche Termine, Formalitäten mit Behörden, Konflikte,
Ängste usw. mit ihnen. Anschließend beteiligt sie sich gemeinsam mit den Be-
wohnerinnen an den Essensvorbereitungen und nimmt mit ihnen gemeinsam das
Mittagessen ein. Im Anschluss an das Mittagessen werden aktuelle Belange des
Gruppenlebens besprochen. Mittwochs kommt die Sozialpädagogin schon zur
Frühstückszeit und hat dann vier Stunden Zeit, gemeinsam mit den Bewohnerin-
nen etwas zu unternehmen „Wir waren neulich mal an einem Vormittag bei Ikea.
Manchmal gehen wir auch frühstücken oder machen einen Ausflug.“ Jeweils
mittwochs schließt sich an das gemeinsame Frühstück die Essens- und Einkaufs-
planung für die kommende Woche an. Der wöchentliche Großeinkauf wird dann
am Donnerstagvormittag vom Zivildienstleistenden erledigt. Dabei wird er von
einer Bewohnerin begleitet.

Am Samstag sind die Bewohnerinnen der Wohngemeinschaft ganz auf sich allein
gestellt. Frau A. hat für diesen Tag den hauswirtschaftlichen Dienst übernom-
men. Am Sonntag kommt jeweils um die Mittagszeit für zwei Stunden entweder
die Hauswirtschaftskraft oder ein Zivildienstleistender. Die Bewohnerinnen fin-
den, dass tagsüber ausreichend Personal in der Wohngruppe anwesend ist. Sie
können sich aber nicht vorstellen, evtl. auch mit weniger Personal auszukommen. 
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Tab. 5: Anwesenheitszeiten des Personals in der Helmstedter Straße

Art des Anwesenheitszeiten
Personals Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag Sonntag

Pflegekraft 9.00–10.00 9.00–10.00 9.00–10.00 9.00–10.00 9.00–10.00 9.00–10.00 9.00–10.00
18.00–19.00 18.00–19.00 18.00–19.00 18.00–19.00 18.00–19.00 18.00–19.00 18.00–19.00

Sozial- 11.00–13.30 18.00–19.00 9.30–13.30 11.30–13.30 11.30–13.30 18.00–19.00
pädagogin

Hauswirt- 12.30–15.00 12.30–15.00 12.30–15.00 12.30–15.00 12.30–15.00 11.30–13.30
schaftskraft3

Zivildienst- 9.00–11.00 11.30–13.30
leistender4

Die Sozialpädagogin ist der Meinung, dass sie in der zur Verfügung stehenden
Zeit alle notwendigen Dinge erledigen kann, um das Betreuungskonzept umzu-
setzen. Aus Sicht der Projektleiterin wird hinsichtlich der Personalausstattung in
den Wohngruppen immer ganz knapp an den Ressourcen gearbeitet. „Es ist im-
mer so, dass es gerade so geht. Aber es geht auch. Das darf man auch nicht ver-
gessen. In einigen Gruppen würde ich mir von sozialpädagogischer Seite her mehr
wünschen. Da gibt es Zeiten, wo mehr notwendig ist, weil die Situation schwie-
rig ist oder einzelne Bewohner schwierig sind.“ 

Die Personalfluktuation ist bei den Sozialpädagogen sehr gering. In den 15 Jah-
ren des bisherigen Bestehens der Wohngruppen hat erst eine einzige Sozialpäda-
gogin gekündigt. Dies hatte vorrangig persönliche Gründe. Für Sozialpädagogen
stellt sich die Frage der Arbeitszufriedenheit in den Wohngruppen anders als für
Pflegekräfte (vgl. Kap. 2.7). Sie vergleichen ihre Arbeit in der Wohngruppe mit
anderen Arbeitsplätzen, bei denen sie nicht in gleichem Maße in die sozialen Be-
ziehungen einer Gruppe eingebunden sind. „Die Konflikte beziehen sich ja nicht
immer nur auf die Frauen untereinander, sondern auch auf Konflikte, die einzel-
ne Bewohnerinnen mit mir austragen. Das finde ich dann anstrengend. Das ist ei-
ne persönliche Sache, ob einem diese intensive Arbeit liegt. Mir liegt sie eben.“
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2.8 Versorgungssicherheit (Räume)

Die Wohnung in der Helmstedter Straße liegt im Erdgeschoss eines Mehrfami-
lienhauses aus der Gründerzeit. Sie ist nur über eine Treppe mit acht Stufen zu er-
reichen. Auch auf die zur Wohnung gehörende Terrasse kann man nur über das
Treppenhaus und ebenso viele Stufen gelangen. Für die Treppe zum Hauptein-
gang wurde ein Plattformlift angeschafft (Abb. 2). Für die Treppe zum Hinter-
ausgang, über die man zur Terrasse gelangt, konnte eine solche Lösung aus Kos-
tengründen nicht realisiert werden. Der geplante Bau einer Rampe, mit dem die
Terrasse von außen hätte erreicht werden können, scheiterte daran, dass die
Nachbarn ihre Zustimmung verweigert haben. Die Terrasse hinter dem Haus
wird sehr geschätzt und deshalb ist es sehr bedauerlich, dass die Frauen nur über
die relativ steile Treppe dorthin gelangen können. Bisher können fast alle Frauen
die Treppe noch mit Hilfe bewältigen. Nur Frau D. hat beim Treppensteigen in-
zwischen so starke Schmerzen, dass sie in diesem Jahr nicht auf die Terrasse ge-
kommen ist. Der Treppenlifter im Haupteingang wird sehr viel benutzt, um Frau
C. und Frau D. mit dem Rollstuhl ausfahren zu können. Der Lift ist so leicht zu
bedienen, dass er von den Frauen auch ohne fremde Hilfe benutzt werden kann. 

Abb. 2: Ansicht des Hauses und Blick in das Treppenhaus mit Plattformlift
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Abb. 3:
Grundriss der Wohnung in der Helmstedter Straße

Die Wohnung verfügt über vier große Individualräume von 23–36 qm, einen ge-
räumigen Flur mit Sitzecke und Telefon sowie über eine Wohnküche von 19 qm.
Den vier Bewohnerinnen stehen zwei Bäder zur Verfügung, so dass sich jeweils
zwei Bewohnerinnen ein Bad teilen müssen. Jede Bewohnerin besitzt aber ein ei-
genes Waschbecken. Die gemeinschaftliche Benutzung der Badezimmer wird von
den Frauen nicht als Problem empfunden. Sie kennen eine andere Wohngruppe in
Braunschweig, in der jede Bewohnerin über ein eigenes Duschbad mit Toilette
und Waschbecken verfügt. Frau A. findet diese Lösung nicht schöner, weil durch
den Einbau der Nasszelle in die Bewohnerzimmer deren Aufenthaltsbereich ver-
kleinert wurde. „Mir sind die Räume dort in dem Neubau alle zu eng. Dieses ist
Altbau, das ist groß und geräumig. Ich muss nicht unbedingt ein persönliches Bad
haben. Mir genügt es, wenn ich mein eigenes Waschbecken habe. Also, da lege
ich Wert drauf. Ich hätte Schwierigkeiten, mir ein Waschbecken mit jemandem zu
teilen, weil die Bedürfnisse der Hygiene doch unterschiedlich sind.“ 

An dieser Stelle des Gesprächs meldet sich Frau D., die sonst eher schweigsam ist,
spontan zu Wort und sagt: „Das möchte ich auch nicht.“ Sie ist ganz entsetzt, als
berichtet wird, dass von den untersuchten Fallbeispielen nur die Wohngruppen in
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Braunschweig über eigene Waschbecken für jede Bewohnerin verfügen. Die Frau-
en fragen, wo denn dann die einzelnen Bewohnerinnen ihre persönlichen Wa-
schutensilien hinstellen. Als sie erfahren, dass sich diese in einigen Wohngemein-
schaften in kleinen Körbchen befinden, die in einem Schrank stehen und bei Be-
darf herausgeholt werden, kommt der spontane Einwand: „Aber dann bin ich ja
nur Gast. Das Waschbecken ist ja dann für diese Viertelstunde nur gemietet. Das
gehört mir ja nicht.“ 

Die Sozialpädagogin meint: „Ich finde, zum individuellen Leben gehört auch,
dass ich bestimmen kann, wie sauber ich es haben will. Wenn ich es selber nicht
poliert haben möchte, und der andere will es poliert haben, da würde ich mich
selber auch eingeschränkt fühlen. Frau A. z. B. wischt ihr Waschbecken nach je-
der Benutzung sauber, während Frau B. sich am Tag häufiger mal den Mund aus-
spült und das Becken dann nicht jedes Mal sauber macht. Das könnte für jemand
anderen schon schwierig sein, wenn da immerzu reingespuckt wird. Aber Frau B.
soll ja auch die Freiheit haben, ihren Mund so auszuspülen, wie sie es möchte. Ich
meine, das Waschbecken hat viel mit dem eigenen Intimbereich zu tun.“ Auch die
Projektleiterin bestätigt die Bedeutung der eigenen Waschbecken für die Frauen.
„Das erlebe ich in den anderen Wohngruppen auch. Es ist den Frauen wichtig,
dass es an dieser Stelle kein Hin und Her gibt.“

Eine eigene Toilette fänden die Frauen auch schön, aber nicht so wichtig wie ein
eigenes Waschbecken. Die Sozialpädagogin meint: „Hier leben auch zwei Frauen
mit Demenz, bei denen es mit der Hygiene nicht immer so optimal ist. Das ist
manchmal für die anderen nicht einfach. Unsere Putzkräfte kommen fast jeden
Tag, und die versuchen aufzufangen, was aufzufangen geht. Aber das gehört ja
auch zur Gemeinschaft dazu, dass jeder die Schwächen des anderen mit tragen
muss. Genau wie man selber ja auch Schwächen hat. In anderen Wohngruppen,
in denen die Frauen noch fitter sind, achten sie auch selbst mehr auf die Hygiene
in der Toilette. Das ist dann auch ein Stück Selbstverantwortung. In einer Wohn-
gruppe wohnte einmal eine Frau, die unter starker Brechsucht litt. Die haben wir
gebeten, die Toilette selbst sauber zu machen. Das macht man ja zu Hause auch.“
Frau A. meint, dass es immer Mittel und Wege gibt, sein eigenes Hygienebedürf-
nis auf der Toilette zu befriedigen. „Ich benutze z. B. Feuchttücher. Die sind ganz
billig. Bevor ich auf die Toilette gehe, wische ich da einmal rum. Dann habe ich
es für mich hygienisch sauber.“ 
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Vergleicht man die Aussagen zur Wichtigkeit eines eigenen Waschbeckens mit de-
nen zur Wichtigkeit einer eigenen Toilette, so zeigt sich, dass hier offensichtlich
mit verschiedenen Maßstäben gemessen wird. Während beim eigenen Waschbe-
cken „objektiv“ relativ unwichtige Hygienefragen in den Vordergrund geschoben
werden, spielen „objektiv“ weit gravierendere Hygienefragen plötzlich bei der
Toilette keine Rolle mehr. Wahrscheinlich sind weniger die vorgebrachten Hygie-
nefragen für die besondere Bedeutung des eigenen Waschbeckens ausschlagge-
bend, sondern vielmehr die Möglichkeit, seine persönlichen Körperpflegemittel
an einen Ort stellen zu können, der von niemand anderem benutzt wird. Auf die-
se Weise wird ein Teil des Badezimmers zu einem ganz persönlichen Ort.

Beide Badezimmer verfügen über Ausstattungselemente (Waschbecken, Halte-
griffe, Duscharmaturen), die sich sehr leicht sowohl in vertikaler als auch in ho-
rizontaler Richtung verschieben lassen (Abb. 4).5

Abb. 4:
Leicht verschiebbare Badezimmerelemente in der Helmstedter Straße

Diese Möglichkeiten werden in der Wohngruppe intensiv genutzt. So wird z. B.
bei jeder neuen Bewohnerin die Höhe des Waschbeckens neu eingestellt. Aktuell
finden sich daher vier unterschiedliche Waschbeckenhöhen in den Bädern. Frau
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A: „Diese Möglichkeit habe ich gleich genutzt, als ich einzog. Mein Becken war
anfangs niedriger und ich hatte immer Kreuzschmerzen. Ich habe dann im ande-
ren Badezimmer gesehen, dass ein Waschbecken wesentlich höher war und da ha-
be ich darum gebeten, dass man mir das Becken höher stellt. Das fand ich super.“
Die Sozialpädagogin würde dieses System „auf jeden Fall“ für andere Wohn-
gruppen empfehlen, auch um das Becken beim Waschen im Sitzen entsprechend
anpassen zu können.

An den Haltegriffen neben WC und Waschbecken ist bisher noch niemals etwas
verstellt worden, obwohl auch dies innerhalb des Systems leicht möglich wäre.
Dagegen wird die Verschiebbarkeit der Duscharmaturen sehr häufig genutzt.
Frau A: „Weil die Pflegedienste die Dusche weiter in der Ecke haben wollen, ich
aber lieber weiter an der Außenseite.“

Abb. 5:
Horizontal und 
vertikal verschiebbarer
Haltegriff

Da die beiden Bäder in ihrer Größe sehr unterschiedlich sind, wurde das größere
Bad (17 qm) sowohl mit einer Badewanne als auch mit einer bodengleichen Du-
sche ausgestattet. Hier befindet sich auch die Waschmaschine, und es bleibt noch
Platz zum Aufstellen des Wäscheständers. Waschmaschine und Trockner hat
Frau A. in die Wohngemeinschaft eingebracht. 

Obwohl Badewanne und Dusche sich im gleichen Bad befinden, gibt es keine
Engpässe bei der Badbenutzung. Frau A., die als Einzige keine Hilfe vom Pflege-
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dienst beim Waschen erhält, steht früh auf und ist bereits fertig, wenn die Pflege-
kraft in die Wohnung kommt. Auch bei den Toiletten kommt es nur sehr selten
zu einem Engpass. Als wichtigste Ursache hierfür wird die geringe Gruppengröße
genannt. „Wenn es sechs oder acht Personen wären, die sich eine Dusche teilen
müssten, dann könnte da schon ein Problem entstehen.“

Begrüßenswert wäre es aus Sicht der Bewohnerinnen, wenn es ein gesondertes
Gäste-WC gäbe, damit Besucher nicht in die Privatsphäre der Bewohnerinnen im
Bad eindringen müssen. Frau A. berichtet: „Ich habe im Badezimmer einen Sta-
pel Handtücher. Da ist es schon mal passiert, dass der Sohn von Frau B. sich ein-
fach ein Handtuch genommen hat, ohne zu überlegen, dass sich ja nicht nur die
Sachen seiner Mutter im Badezimmer befinden. Da habe ich mich schon geär-
gert.“ Auf der anderen Seite kommen solche „Zwischenfälle“ so selten vor, dass
es sich nach Meinung der Bewohnerinnen nicht lohnt, z. B. ein gesondertes Gäs-
tehandtuch für Besucher aufzuhängen. Insofern scheint der Bedarf für ein Besu-
cher-WC nicht besonders groß zu sein.

Die Wohnung wurde mit relativ großem Aufwand für die Zwecke der Wohnge-
meinschaft umgebaut. Aus der langjährigen Erfahrung des Vereins mit betreuten
Wohngruppen war bekannt, dass die Bewohnerinnen viel Wert auf eine Trennung
von Wohn- und Schlafbereich in ihren Individualräumen legen. Aus diesem
Grund wurde versucht, durch den Einbau zusätzlicher Trennwände in jedem Pri-
vatzimmer eine Schlafnische herzustellen. 

Abb. 6:
Mit leichten Trennwänden erzeugte Schlafnischen
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Nach Meinung der Projektleiterin haben sich die abgetrennten Schlafnischen in
den Individualzimmern als vorteilhaft erwiesen. „Das wird als sehr positiv wahr-
genommen. So etwas würde ich bei Neuplanungen immer wieder berücksichti-
gen.“ Frau A. hatte vor ihrem Einzug in die Wohngruppe in einer 1-Zimmer-
Wohnung gelebt und war von daher gewohnt, dass Wohnen und Schlafen im glei-
chen Raum stattfanden. „Aber hier ist der Vorteil, dass in allen Zimmern die
Schlafstellen so ein bisschen versteckt sind. Das ist etwas Besonderes, und des-
halb fühle ich mich in meinem Zimmer sehr wohl. Das hat mich bei meiner frü-
heren Wohnung immer gestört, dass das Bett sichtbar war. Deshalb habe ich im-
mer versucht, eine 1 1/2-Zimmer-Wohnung zu bekommen.“

Frau A. ist mit ihrem Zimmer zufrieden, obwohl es mit 23 qm das kleinste ist.
„Ich lege sehr viel Wert auf Sonne und hier wohne ich auf der Sonnenseite. Ich
brauche auch sehr viel Ruhe. Die großen Zimmer gehen beide zur Straße. Das
würde mich stören.“ Sie hat fast alle Möbel aus ihrer alten Wohnung in diesem
Zimmer unterbringen können. Für einen Schreibtisch war allerdings kein Platz
mehr, so dass sie einen kleinen Klapptisch an der Wand angebracht hat. Wenn sie
daran schreiben will, holt sie einen Klappstuhl hervor. 

Um den Nachteil ihrer kleineren Zimmer auszugleichen, haben Frau A. und Frau
B. eine eigene Garderobe mit Kommode auf dem Flur. Die beiden Frauen mit den
größten Zimmern konnten sich Garderobenecken in ihren eigenen Zimmern ein-
richten. 

Im Flur befinden sich sonst nur noch die Besuchergarderobe und – direkt gegen-
über der Küchentür – eine Sitzecke mit Telefon (Abb. 7). Das zugehörige Sofa
wird häufig genutzt. Frau C. sitzt hier oft, weil sie sich gern in der Nähe der Kü-
che aufhält. Ansonsten sitzen die Frauen hier meistens, wenn ihre Zimmer ge-
putzt werden und natürlich auch zum Telefonieren. Über diese Sitzecke hinaus
wird von den Bewohnerinnen kein weiterer Aufenthaltsbereich zusätzlich zur
Wohnküche benötigt. Obwohl sie eine andere Wohngruppe kennen, in der es ei-
nen schönen Wintergarten gibt, in dem sich die dortigen Bewohnerinnen gern
aufhalten, legen sie auf einen solchen Raum in der eigenen Wohnung keinen
Wert. „Die einzige, die vielleicht so etwas vermissen würde, ist Frau C., weil sie
sich nicht so gern in ihrem eigenen Zimmer aufhält. Aber sobald in der Küche je-
mand hantiert, würde sie sowieso in die Küche kommen. Sie bleibt dann auch
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meistens nicht sitzen, sondern stellt sich zu den Mitarbeiterinnen.“ Alle anderen
Frauen ziehen sich ganz gern in ihr eigenes Zimmer zurück.

Abb. 7:
Sitzecke im Flur

Die Sozialpädagogin vermisst einen Schreibtisch für ihre Dokumentationsarbei-
ten. „Der einzige Platz dafür wäre im Flur gleich neben dem Eingang. Aber dann
würde der erste Blick beim Betreten der Wohnung auf den Mitarbeiter-Schreib-
tisch fallen und das würde gleich einen bestimmten Charakter in die Wohnung
bringen. Das finde ich ein bisschen schwierig. Wir wollten bewusst keinen eige-
nen Bereich für die Mitarbeiterinnen haben, weil es sich in erster Linie um die
Wohnung der Frauen handelt und nicht um unseren Dienstbereich. Aber auf der
anderen Seite habe ich ja ab und zu auch mal was zu schreiben und ich würde
auch gern mal etwas in eine Schublade legen können, was ich jetzt immer hin und
her tragen muss. Wir haben zwar die Mitarbeiterkommode im Flur, aber die wird
hauptsächlich für Medikamente und Materialien des Pflegedienstes genutzt. Ich
mache die Dokumentation deshalb meistens zu Hause.“ Die Projektleitern fände
es gut, wenn man die Sitzecke auf dem Flur durch einen Schreibsekretär erweitern
könnte. „Allerdings sollte es dann eine Sichtverbindung zur Küche geben, die sich
mit Hilfe eines Fensters in der Küchenwand herstellen ließe. Im gemeinsamen Ge-
spräch mit den Bewohnerinnen stellte sich heraus, dass es auch für Frau A. schön
wäre, wenn es in der Wohnung einen Schreibtisch gäbe. Sie bräuchte sich dann
nicht an den Klapptisch in ihrem Zimmer zu zwängen. 
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Abb. 8:
Die Wohnküche 
mit Esstisch und 

Küchenzeile

Das Gemeinschaftsleben der Wohngruppe spielt sich fast ausschließlich in der
Küche ab. Deren Größe reicht gerade aus, um eine Sitzecke und eine Küchenzei-
le unterzubringen. Die geringe räumliche Distanz zwischen Sitzecke und Arbeits-
zeile fördert die Kommunikation zwischen den Mitarbeiterinnen und den anwe-
senden Bewohnerinnen und trägt wesentlich zur Gemütlichkeit der Küche bei.
„Die Küche ist sehr schön. Wir haben sie auch mit den zwei Bänken für die Be-
dürfnisse der Frauen ganz gut eingerichtet.“ 

Wie so oft mussten allerdings aus Kostengründen bei der Anschaffung der Kü-
chenzeile Kompromisse eingegangen werden. „Nicht so schön ist die Küchenzei-
le. Die würde ich mir etwas funktionaler wünschen. Aber darauf hatten wir kei-
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nen Einfluss, weil wir die Zeile, so wie sie war, übernommen haben. Das Einzige,
was wir selbst angeschafft haben, war der Herd. Und dabei wurde ein gravieren-
der Fehler gemacht. Mit der Schaltung auf der Arbeitsplatte kommen die Frauen
überhaupt nicht zurecht.“ Der Fehler ist darauf zurückzuführen, dass beim Kauf
der Herdplatten lediglich auf die Unterfahrbarkeit geachtet wurde, nicht aber auf
die Position der Bedienelemente. Diese befinden sich seitlich neben den Herd-
platten statt – wie üblich – an der Frontseite des Herdes. Dieser Mangel ist umso
ärgerlicher, als die Unterfahrbarkeit in der Helmstedter Straße gar nicht genutzt
wird. „Intensiv genutzt wurde diese Möglichkeit eigentlich nur in der ersten
Wohngruppe, wo es gleich am Anfang eine Rollstuhlfahrerin gab, die regelmäßig
abgewaschen und gekocht hatte. In den anderen Wohngruppen wird sie nur sehr
selten genutzt, weil es sich als sehr schwierig erwiesen hat, Frauen, die schon im
Rollstuhl sitzen oder sonst stark gehbehindert sind, zu ermuntern, Arbeiten am
Herd oder an der Spüle auszuführen.“

Im Flur gibt es einen großen Wandschrank, der als Abstellraum für Putzsachen
und Wasserkisten dient. In einer Flurnische wurde darüber hinaus ein Hängebo-
den eingezogen, auf dem sich Haushaltsgegenstände befinden, die zurzeit nicht
gebraucht werden (z. B. zusätzliches Geschirr, eine zweite Kaffeemaschine und
andere Gegenstände, die von den Frauen mit in den Haushalt eingebracht wor-
den sind, aber zurzeit nicht benötigt werden). Darüber hinaus gibt es einen Ab-
stellraum im Keller, in dem sich vor allem Möbel der Frauen befinden, von denen
sie sich bei ihrem Einzug nicht trennen wollten, obwohl dafür in ihrem Zimmer
kein Platz vorhanden war. Ein gesonderter Hauswirtschaftsraum wird nicht ver-
misst.

2.9 Versorgungssicherheit (Qualitätssicherung)

Als ein wichtiges Instrument der Qualitätssicherung wird in der Literatur immer
wieder die Transparenz des Angebotes genannt. Die Interessenten sollen in der
Lage sein, sich vor ihrer Einzugsentscheidung ein umfassendes Bild von der Le-
bens- und Betreuungsqualität in der neuen Wohnform machen zu können. Da der
Verein „ambet“ schon seit 15 Jahren Erfahrungen mit der ambulanten Betreuung
von Wohngruppen vorweisen kann, gibt es für Interessenten mittlerweile eine
Vielzahl von Möglichkeiten, sich über die Qualität der Betreuung zu informieren.
Neben einem Konzeptpapier, dass den Interessenten ausgehändigt wird, gibt es
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auch in jedem Jahresbericht des Vereins aktuelle Beiträge über die Entwicklungen
in den Wohngruppen. Die Projektleiterin führt mit jedem Interessenten ausführ-
liche Gespräche über das Betreuungskonzept, in dem es u. a. auch darum geht,
deutlich zu machen, dass es sich bei den von „ambet“ betreuten Wohngruppen
nicht um eine Rundum-Versorgung handelt. In den meisten Fällen werden diese
Gespräche anfangs mit den Angehörigen geführt, später dann auch mit den zu-
künftigen Bewohnerinnen selbst.

In den meisten Fällen basiert die Wahl der Wohnform auf einem Vertrauensver-
hältnis zu derjenigen Person, die den Einzug in die Wohngruppe empfohlen hat.
In der Regel sind dies Sohn oder Tochter, in einigen Fällen auch Mitarbeiter von
Sozialdiensten. Frau B. hat sich zusammen mit einer Freundin relativ selbststän-
dig informiert, und auch Frau A. hatte sich anfangs aus eigener Initiative über das
Wohnangebot informiert. Später wurde sie auch von ihren Ärzten auf das Projekt
hingewiesen und dadurch in ihrem Vorhaben bestärkt. Sie hatte sich Unterlagen
des Vereins durchgelesen und war von dem Konzept sofort begeistert. „Das war
für mich alles sehr ansprechend. Da war ich sofort mit einverstanden. Vor allem
dieser krasse Unterschied zwischen dem Altenheim und dieser Wohngemein-
schaft. Der ist von meinem Gefühl her so riesengroß – das kann ich gar nicht be-
schreiben.“ 

Um sich auch von der Praxis des Lebens in der Wohngruppe ein Bild machen zu
können, bietet „ambet“ ein Probewohnen an. Hierfür steht in anderen Wohn-
gruppen ein Gästezimmer zur Verfügung. Dieses Angebot wird aber nur selten
genutzt. In der Regel kommen die Interessentinnen vor ihrem Einzug zunächst
mehrere Male zum Kaffeetrinken oder zum Mittagessen in die Wohngruppe und
nehmen an gemeinschaftlichen Aktivitäten teil, bevor es zu einer Entscheidung
über ihren Einzug kommt.

Ein weiteres Element der Qualitätssicherung besteht in einem Erfahrungsaus-
tausch zwischen den bestehenden Wohngruppen. Auf diese Weise ist es den Frau-
en möglich, Vergleiche anzustellen und das Verhalten des eigenen Betreuungsper-
sonals kritisch zu hinterfragen. Der Verein fördert die Kontakte zwischen den Be-
wohnerinnen der von ihm betreuten Wohngruppen durch gemeinsame Aktivitä-
ten. Besonders eng ist der Austausch mit den beiden nahe gelegenen Wohngrup-
pen, die sich ebenfalls im innerstädtischen Bereich befinden. Mit der einen Wohn-
gruppe findet in 14-tägigem Abstand ein gemeinsames Gedächtnistraining statt,
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in die andere Wohngruppe waren die Frauen schon einmal zum Kaffeetrinken
eingeladen. In 14-tägigem Abstand werden gemeinsame Freizeitaktivitäten für
die Mitglieder aller Wohngruppen angeboten, bei denen die Frauen auch mit den
Bewohnerinnen der weiter entfernt liegenden Wohngruppen zusammentreffen. 

Auf die Notwendigkeit einer übergeordneten Kontrollinstanz angesprochen, um
„schwarze Schafe“ vom Markt fernzuhalten, reagieren die Bewohnerinnen der
Helmstedter Straße interessanterweise so, dass sie ihre eigene Wohnsituation zum
Vorbild für alle anderen Wohngruppen machen möchten: „Das wäre gut, wenn
da eine obere Instanz wäre, die das alles kontrolliert. Damit man genau weiß, das
ist unter Kontrolle, da kann nichts passieren. Z. B. sollte bei den Zimmern fest-
gelegt werden, wie groß sie sein müssen. Auch dass jeder ein eigenes Waschbek-
ken hat, sollte festgelegt sein. Ganz wichtig ist auch die Freiheit jedes Einzelnen
in der Gruppe. Dazu gehört z. B., was mich damals sehr beeindruckt hatte, dass
jeder morgens frühstücken kann, wann er will. Das hat auf mich damals einen so
starken Eindruck gemacht, weil ich ja im Hinterkopf das Altenheim hatte, wo
morgens um 6.00 oder um 7.00 Uhr alles losgeht. Das sollte man auch kontrol-
lieren.“

Einer interne Qualitätskontrolle haben sich die in den Wohngruppen tätigen So-
zialpädagogen schon von Anfang an unterzogen. Der erste Schritt hierzu war ein
Gutachten der Fachhochschule für Sozialwesen zur Betreuungspraxis in der er-
sten Wohngruppe (Pillardy 1991). Im Anschluss an dieses Gutachten wurde eine
regelmäßige Supervision eingeführt. Mit der Ausweitung des Angebots auf mitt-
lerweile sieben Wohngruppen wurde es auch nötig, dafür zu sorgen, dass alle
Mitarbeiter in der Praxis nach ähnlichen Prinzipien handeln. Hierzu wurden re-
gelmäßige projektübergreifende Mitarbeiterbesprechungen eingeführt.

Die sozialpädagogische Arbeit wird seit ca. 3,5 Jahren dokumentiert. Nach Mei-
nung der Projektleiterin ist es unbedingt erforderlich, die Arbeit der Mitarbeiter-
innen in den Wohngruppen nicht nur im Rahmen der Pflegeplanung zu doku-
mentieren, sondern eine eigene Dokumentation für die pädagogische Arbeit zu
führen. Für Sozialpädagogen sei diese Art der Dokumentation auch normal.
Trotzdem sei es anfangs schwer gewesen, die Dokumentation bei den Mitarbei-
tern einzuführen, weil die damit verbundene Arbeit zu Lasten der für die Betreu-
ung zur Verfügung stehenden Zeit geht. Die in der Helmstedter Straße tätige So-
zialpädagogin sieht allerdings für sich persönlich einen Nutzen in der Dokumen-
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tationsarbeit. „Ich finde, dass es ganz wichtig ist, eine Zielstellung für die eigene
Arbeit zu formulieren. Wenn man den Bogen ausfüllt, wird einem ganz viel be-
wusst. Man beschäftigt sich noch einmal intensiver mit den einzelnen Bewohne-
rinnen. Im Alltag geht das doch manchmal in der Routine unter.“

Seit September 2003 existiert – wie erwähnt – ein mit dem Sozialamt der Stadt
Braunschweig vertraglich vereinbartes Qualitätsmanagement, das in einer „Leis-
tungs- und Prüfungsvereinbarung für die ambulant betreuten Wohngruppen für
ältere Menschen“ schriftlich fixiert worden ist. Anlass für die Ausarbeitung die-
ser Qualitätsvereinbarungen waren veränderte Kostensätze, die mit dem Sozial-
amt verhandelt werden mussten. Die Projektleiterin berichtet: „Diese Gelegenheit
hat das Sozialamt genutzt, um mit uns eine offizielle Vergütungsvereinbarung zu
treffen, bei der auch Qualitätsstandards für alle in Braunschweig existierenden
Wohngruppen festgeschrieben werden. Der damit verbundene Aufwand hat sich
für alle Beteiligten gelohnt. Ich bin sehr froh über vieles, was jetzt schriftlich ge-
regelt ist.“ Nach ihrer Ansicht ist die jetzt getroffene Regelung geeignet, den
Markt von „schwarzen Schafen“ frei zu halten. „Ich denke, dass wir durch die
vorgeschriebenen Dokumentationen eine sehr ausführliche Kontrolle über die
Arbeit ermöglichen. Bei Menschen, die auf Unterstützung durch das Sozialamt
angewiesen sind, stimmen wir auch mit der Stadt ab, wer in die Wohngruppen
einzieht. Dafür gibt es den Aufnahmebogen. Nach sechs Wochen schreiben wir
eine Anamnese mit einer Zielplanung. Das wiederholen wir dann jährlich.“ 

Die Prüfung wird im Sozialamt von der Abteilung für besondere soziale Aufga-
ben ausgeführt, die auch über die Hilfe zur Pflege entscheidet und daher für die
Gewährung der Mittel für die sozialpädagogische Betreuung in den Wohngrup-
pen zuständig ist. Die Projektleiterin hält es nicht für notwendig, noch eine wei-
tere Kontrollinstanz für die ambulant betreuten Wohngruppen in Braunschweig
einzurichten. Jedes weitere Gremium wäre nur mit zusätzlichem Sitzungs- und
Abstimmungsbedarf verbunden und würde den ohnehin hohen organisatori-
schen Aufwand für die Betreuungsleistungen in den Wohngruppen noch weiter
erhöhen.
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2.10 Kosten und Finanzierung

Im Gegensatz zu anderen hier untersuchten ambulant betreuten Wohngruppen,
wird in Braunschweig klar zwischen der Finanzierung von Pflegeleistungen und
der Finanzierung darüber hinausgehender Betreuungsleistungen unterschieden.
Während die Pflegeleistungen für jede Bewohnerin individuell durch einen Pfle-
gedienst ihrer Wahl erbracht und abgerechnet werden, wird für die sozialpäda-
gogische und hauswirtschaftliche Betreuung ein gesonderter Pauschalbetrag ana-
log der Grundpauschale im Betreuten Wohnen erhoben.

Die Höhe dieser Pauschale wurde mit dem örtlichen Sozialhilfeträger abge-
stimmt, um sicherzugehen, dass Bewohnerinnen mit geringem Einkommen er-
gänzende Sozialleistungen nach § 68/69 BSHG „Hilfe zur Pflege“ für diese Be-
treuungskosten in Anspruch nehmen können. Dabei wurden aufgrund der bishe-
rigen Erfahrungen Durchschnittswerte für den Personalaufwand in den einzelnen
Gruppen zugrunde gelegt. Eingerechnet wurden auch die notwendigen Over-
headkosten für die Organisation der Wohngruppen. Seit dem 1.9.2003 gelten die
in Tab. 6 dargestellten Betreuungskosten.

Tab. 6: Kalkulation der Betreuungskosten in den ambulanten Wohngruppen 
des Vereins ambet

Durchschnittliche  
wöchentl.

Betreuungs- Arbeitszeit Monatliche
schlüssel pro Wohngruppe Kosten (€)

Sozialpädagogische Mitarbeiter 1 : 14 11,8 Std. 403,63

Hauswirtschaftsmitarbeiter 1 : 18 8,5 Std. 198,83

Zivildienstleistende 1 : 19 8,1 Std. 29,88

Insgesamt 28,4 Std. 633,34

Die Miete wird nach Zimmergröße und anteiliger Gemeinschaftsfläche errechnet.
In der Miete ist auch eine Rücklage für Renovierungen und Anpassungsmaßnah-
men in Höhe von 3 % der Grundmiete enthalten. Dieses Verfahren ist allerdings
nur bei zwei von „ambet“ betreuten Wohngruppen möglich, weil alle anderen

51

braunschweig: Helmstedter Straße



Wohnungen im öffentlich geförderten Wohnungsbau erstellt worden sind und da-
her in ihrer Mietenberechnung festgelegt sind. Weiterhin werden in die Miete
auch die anteiligen Kosten für Heizung und Warmwasser, den Hausnotruf und
Versicherungen eingerechnet. Um finanzielle Engpässe bei Bewohnerwechseln
überbrücken zu können, sieht der Untermietvertrag vor, dass nach dem Tod einer
Bewohnerin die Miete noch drei Monate lang weiter gezahlt werden muss. Die
durchschnittliche Warm-Miete liegt bei 374 €.

Zusammen mit der Betreuungspauschale (633 €) und einem Haushaltsgeld von
140 € ergeben sich für die Bewohnerinnen der Helmstedter Straße also monatli-
che Grundkosten von durchschnittlich 1.587 €. Rechnet man die Kosten für in-
dividuelle Pflegeleistungen hinzu, so ergibt sich das in Tab. 7 dargestellte Bild der
individuellen Gesamtkosten pro Bewohnerin.

Tab. 7: Kostenverteilung bei den einzelnen Bewohnerinnen der Wohngruppe

Frau A. Frau B. Frau C. Frau D. Durchschnitt

Pflegestufe 0 I II I

Pflegekasse – 384 921 384
Eigenmittel für Pflege – 271 – 79
Eigenmittel für 

Betreuung 568 633 3546 633
Ergänzende Sozialhilfe 65 – – –

Pflege- u. Betreuungs-
kosten insgesamt 633 1.288 1.275 1.096 1.073

Warm-Miete 329 361 410 397 374
Haushaltsgeld 140 140 140 140 140

Kosten insgesamt 1.102 1.789 1.825 1.633 1.587
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Vergleicht man diese Kosten mit denen, die die jeweiligen Bewohnerinnen bei ei-
ner Unterbringung im städtischen Heim „In den Rosenäckern“ tragen müssten,
so zeigt sich für alle Bewohnerinnen eine deutliche Kostenersparnis gegenüber
dem Heim (Tab. 8). 

Tab. 8: Vergleich der Kosten der Wohn- und Betreuungskosten
in der Wohngruppe mit denen im Heim

Frau A. Frau B. Frau C. Frau D. Durchschnitt

Pflegestufe 0 I II I

Heimkosten 1.896 2.564 3.004 2.564 2.507
– davon Eigenanteil 1.896 1.541 1.725 1.541 1.676

Kosten in der 
Wohngruppe 1.102 1.789 1.825 1.633 1.587

– davon Eigenanteil7 1.102 1.134 904 1.170 1.078

Differenz Gesamtkosten 794 775 1.179 931 920
– Differenz Eigenanteil 794 407 821 371 598

Der Verein „ambet“ sieht zurzeit keine Möglichkeiten, die Kosten in den von ihm
betreuten Wohngruppen durch geringer qualifiziertes Personal oder die Einbezie-
hung von Angehörigen zu reduzieren. Wie erwähnt basierte sein Betreuungsmo-
dell bis vor kurzem noch auf einem Personalkonzept, das sich in der sozialen Be-
treuung fast ausschließlich auf die Beschäftigung von Sozialarbeitern oder Sozial-
pädagogen stützte. Dieses Modell erwies sich im Laufe der Jahre als zu teuer, so
dass man dazu überging, auch Hauswirtschaftskräfte in die Betreuung einzube-
ziehen. Eine weitere Kostenreduzierung, z. B. durch die Einbeziehung von Ange-
hörigen, halten die Mitarbeiterinnen der Wohngruppe in der Helmstedter Straße
für unrealistisch. Zum einen würden viele Angehörige weit entfernt wohnen und
selbst schon zur älteren Generation gehören. Als Beispiel wird von einer Angehö-
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rigen berichtet, die eine Zeitlang in der Wohngruppe die Wäsche gewaschen hat
und nun schwer an Krebs erkrankt ist. 

Zum anderen sei es schwierig, die Angehörigen verlässlich in den Dienstplan ein-
zubinden. „Teilweise sind die Angehörigen durchaus in die Arbeit involviert und
dann auch ganz hilfreich. Aber insgesamt sind die Angehörigen natürlich immer
ein unsicherer Faktor. Manchmal passt es ganz gut, aber manche Angehörige las-
sen sich nur schwer integrieren. Sie erfordern dann eher zusätzliche Aufmerk-
samkeit, als dass sie die Mitarbeiterinnen in ihrer Arbeit entlasten könnten. In
Einzelfällen ist es schön, wenn die Angehörigen sich beteiligen, und sie werden
von uns auch darin bestärkt. Es ist besonders dann hilfreich, wenn es auf die Fi-
nalpflege zugeht. Da sind Angehörige sehr hilfreich und ermöglichen viele Dinge,
die sonst nicht machbar wären.“

Mit der Einbeziehung von Ehrenamtlichen liegen bei „ambet“ keine Erfahrungen
vor. „Denkbar wäre das, wenn wir bei „ambet“ schon einen Pool von Ehrenamt-
lichen hätten. Aber bisher hat „ambet“ noch in keinem Bereich mit Ehrenamt-
lichen zusammengearbeitet. Wir arbeiten bisher eher mit Praktikanten, die in den
Gruppen eingesetzt werden, um zusätzliche Aufgaben zu übernehmen.“ 

Bei den meisten Bewohnerinnen spielten finanzielle Erwägungen keine wesentli-
che Rolle bei der Entscheidung, in die Wohngruppe einzuziehen. In zwei Fällen
waren nur konzeptionelle Gründe für den Einzug ausschlaggebend. So hatte sich
der Sohn von Frau C. sehr ausführlich über die verschiedenen Wohnalternativen
in Braunschweig informiert und sich dann aus konzeptionellen Gründen für die
betreute Wohngruppe entschieden. Frau B. entschied sich für den Einzug in eine
betreute Wohngruppe, weil sie großen Wert auf eine selbstbestimmte Lebensfüh-
rung legt.

Bei Frau A., die ebenfalls aus konzeptionellen Gründen unbedingt in die Wohn-
gruppe einziehen wollte, war zunächst unklar, ob sie die hohen Betreuungskosten
tragen könnte. Als sie dann erfuhr, dass das Sozialamt im Bedarfsfall einen Zu-
schuss zahlen würde, war sie sehr erleichtert. „Für mich wäre ein Altenheim oder
Pflegeheim nicht in Frage gekommen.“ 
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Nur bei den Angehörigen von Frau D. haben finanzielle Gründe eine nicht un-
wesentliche Rolle bei der Wahl der Wohnform gespielt. „Damals war das Woh-
nen in der Wohngruppe deutlich preisgünstiger als im Heim. Zwischenzeitlich
hatte sich der Pflegebedarf schon einmal erhöht, weil Frau D gefallen war. Aber
jetzt ist das Wohnen in der Wohngruppe wieder günstiger geworden.“ Diese
Möglichkeit, die Kosten bei einer Verbesserung des Gesundheitszustandes senken
zu können, ist aus Bewohnersicht ein wichtiger Vorteil des Wohnens in der
Wohngemeinschaft. 

55

braunschweig: Helmstedter Straße



56



3 „Hof Dellbrügge“ in Steinhagen bei Bielefeld

3.1 Entstehungshintergrund

Die Wohngemeinschaft „Hof Dellbrügge“ in Steinhagen bei Bielefeld wird vom
Verein „Lebensbaum“ betreut. Dieser Verein war 1986 in Werther bei Bielefeld
gegründet worden, um die Benachteiligung alter, kranker und behinderter Men-
schen durch persönliches Engagement zu mindern. Der Verein wollte diese Men-
schen darin unterstützen, ein möglichst selbstbestimmtes und würdiges Leben
durch eine angemessene Betreuung und Pflege führen zu können. Zu diesem
Zweck bietet er im Norden des Kreises Gütersloh Beratungs- und Pflegedienste
an.

Die Idee zur Initiierung ambulant betreuter Wohngemeinschaften entstand aus ei-
ner Unzufriedenheit darüber, dass Menschen, die nicht mehr ambulant in ihren
eigenen Wohnungen betreut werden konnten, keine andere Möglichkeit hatten,
als in ein Heim umzuziehen. Der kritische Punkt trat zumeist dann ein, wenn
Nachtwachen erforderlich wurden, oder bei anderem hohem Pflegeaufwand die
Kostenträger nicht mehr bereit waren, den Aufwand für die ambulante Pflege zu
übernehmen (in der Regel werden im Kreis Gütersloh nicht mehr als 3–4 Stunden
Pflege in der eigenen Häuslichkeit finanziert). Aus der Erfahrung heraus, dass die
meisten älteren Menschen nicht in ein Heim wollen, wurde nach einer Alternati-
ve gesucht, bei der „garantiert werden kann, dass bis zum Lebensende in der Re-
gel kein weiterer Ortswechsel erforderlich sein wird“ (Faltblatt der Wohnge-
meinschaft Rotingdorfer Straße). „Für Menschen mit einem hohen Maß an Pfle-
gebedürftigkeit soll ein möglichst selbstbestimmtes Leben unter Wahrung ihrer
Würde – und vor allem in ihrem heimischen Umfeld – ermöglicht werden.“ (Le-
benbaum, 2001, S. 6)

Konkreter Anlass für die Gründung der ersten Wohngemeinschaft war 1991 die
ambulante Betreuung zweier zusammenlebender Schwägerinnen. Diese beiden
Damen benötigten im Laufe der Zeit mehr Pflege, als ambulant finanziert werden
konnte. Sie sahen sich daher gezwungen, in ein Heim überzuwechseln. Zu dieser
Zeit gab es noch eine andere ambulant betreute Frau, die das gleiche Problem
hatte. Da das Haus, in dem die beiden Schwägerinnen lebten, groß genug für ei-
ne Wohngemeinschaft war, schlugen Mitarbeiterinnen des Vereins „Lebens-

57

Steinhagen: Hof Dellbrügge



baum“ vor, nach dem Vorbild der Bielefelder Wohngemeinschaften diese drei
Frauen zusammenzubringen und nach weiteren Interessentinnen für eine betreu-
te Wohngruppe zu suchen. Nach und nach fanden sich zwei weitere Frauen aus
dem Kreis der vom „Lebensbaum“ versorgten älteren Menschen, so dass schließ-
lich eine Wohngemeinschaft mit fünf schwer pflegebedürftigen Frauen zustande
kam. 

Nach dem Tod der beiden Schwägerinnen wollten die Erben das Haus verkaufen,
so dass eine neue Wohnung gesucht werden musste. Die neue Wohnung liegt in
der Ravensburger Straße, unmittelbar im Ortskern Werthers. Sie entstand durch
Zusammenlegung von drei Individualwohnungen. Jede Bewohnerin verfügt über
ein eigenes Zimmer. Küche, Ess- und Wohnzimmer sind offen gestaltet und bilden
den Gemeinschaftsbereich. 

1992 trat die Besitzerin eines ehemaligen Bauernhofs in der Rotingdorfer Straße
an den Verein „Lebensbaum“ heran. Sie war aufgrund eines Fernsehberichts über
die Bielefelder Wohngemeinschaften auf die Idee gekommen, ihr Wohngebäude
für eine ambulant betreute Wohngruppe zur Verfügung zu stellen. Da sie das
Haus verkaufen wollte, wurde von engagierten Bürgern aus Bielefeld und Wer-
ther der Verein „Umbruch – wohnen und mehr“ gegründet, der mit finanzieller
Unterstützung des Landes Nordrhein-Westfalen in die Lage versetzt wurde, das
Gebäude zu kaufen und an die einzelnen Mitglieder der Wohngemeinschaft zu
vermieten. In das Erdgeschoss des umgebauten Hauses zogen sechs ältere pflege-
bedürftige Personen, in das Obergeschoss sieben jüngere Menschen mit fünf Kin-
dern. Jedes Wohngemeinschaftsmitglied verfügt über ein großes, selbst gestaltetes
Einzelzimmer. Jeweils drei Bewohnerinnen teilen sich ein gemeinsames Bad. Eine
Gemeinschaftsküche mit Ofen und Sitzecke sowie ein großes Wohnzimmer mit
Kamin und ein Gemeinschaftsraum mit zwei großen Panoramafenstern und
Schiebetür zum Garten komplettieren die Räumlichkeiten. Auch Haustiere leben
in der WG. Das Haus bietet außerdem tagesstrukturierende Maßnahmen für Ta-
gesgäste. 

Die untersuchte Wohngemeinschaft „Hof Dellbrügge“ entstand 2001 als dritte
vom Verein „Lebensbaum“ betreute Wohngemeinschaft ebenfalls auf Initiative
eines Bauernhof-Besitzers. Der Erbe des Hofes hatte die Idee, durch die Einrich-
tung einer Wohngemeinschaft im Erdgeschoss des Bauernhauses die Versorgung
der Eltern auf ihrem eigenen Hof sicherstellen zu können. Da der Hof selbst nicht
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mehr bewirtschaftet wurde, standen ausreichend Gebäude leer, für die eine neue
Nutzung gesucht werden musste. Neben der Wohngemeinschaft sollen in näch-
ster Zeit auch Wohnungen für Familien auf dem Hof entstehen. Das Altenteiler-
Ehepaar wohnt im Obergeschoss des Gebäudes, in dem sich auch die Wohnge-
meinschaft befindet. Es bestehen rege Kontakte zwischen einer Bewohnerin der
Wohngemeinschaft und der Frau des ehemaligen Hofbesitzers. 

Tab. 9: Strukturmerkmale der drei vom Verein „Lebensbaum“ 
betreuten Wohngemeinschaften

„Ravensburger Str.“ „Rotingdorfer Str.“ „Hof Dellbrügge“

Anzahl BewohnerInnen 5 Frauen 7 6 Frauen
Anzahl Tagesgäste bis zu 3 bis zu 4, aktuell 2
Durchschnittsalter 85 76 80
Altersspanne 76–92 50–87 66–92

Pflegestufe 0 – 1 1
Pflegestufe I – 1 2
Pflegestufe II – 2 3
Pflegestufe III 5 3 –

Bewohner mit Demenz 5 2 2

Wohnfläche pro Person 34 57 43
Kaltmiete (€/qm) 4,25 4,05 5,00
Nebenkosten ( €/qm) 1,62 1,95 1,10

3.2 Die Bewohnerinnen

Auf dem „Hof Dellbrügge“ leben sechs Frauen mit unterschiedlichem Hilfe- und
Pflegebedarf zusammen mit zwei weiblichen Tagesgästen. Während die beiden
Tagesgäste stark hilfebedürftig und nur noch sehr wenig bzw. überhaupt nicht
mobil sind, leiden die eigentlichen Bewohnerinnen nur unter teilweisen Ein-
schränkungen:
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• Frau A. ist demenziell erkrankt, aber weitgehend mobil.
• Frau B. ist sehbehindert und benötigt beim Gehen die Hilfe eines Stocks. 
• Frau C. ist in Folge eines Schlaganfalls auf einen Rollstuhl angewiesen, leidet

unter Sprach- und Gedächtnisstörungen sowie an depressiven Stimmungs-
schwankungen 

• Frau D. ist nach einer Hüftoperation motorisch eingeschränkt. 
• Frau E. leidet seit dem Tod ihres Mannes an Depressionen. In Folge eines

schlecht verheilten Armbruchs kann sie ihren linken Arm nur eingeschränkt
benutzen. Beim Gehen ist sie auf einen Stock oder auf Hilfe angewiesen.

• Frau F. ist nach einem Schlaganfall motorisch eingeschränkt und leidet unter
einer psychischen Krankheit.

Alle Bewohnerinnen leben bereits seit Gründung der Wohngemeinschaft am
1.8.2001 auf dem „Hof Dellbrügge“. Aufgrund ihrer Mobilitätseinschränkun-
gen sind alle Frauen auf Hilfestellungen in der Haushaltsführung und beim Wa-
schen und Ankleiden angewiesen. Frau B., C., D. und E. sind geistig noch rege.
Alle Frauen sind in der Lage, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten an Hausarbei-
ten zu beteiligen.

Nicht bei allen Bewohnerinnen gab es bei ihrem Einzug eine unbedingte Not-
wendigkeit, die eigene Häuslichkeit zu verlassen. Einige Bewohnerinnen wären
nach Einschätzung der Projektleiterin durchaus in der Lage, auch im betreuten
Individualwohnen zu leben. Andere hätten evtl. auch noch weiter in der eigenen
Wohnung versorgt werden können, wenn die Wohnungen angemessener gewesen
wären. Diese Angemessenheit bezieht sich sowohl auf die Größe als auch die Bar-
rierefreiheit der Wohnung. Wenn es die Wohngemeinschaft nicht als Wohnalter-
native gegeben hätte, wären wahrscheinlich zwei der Frauen in eine Anlage des
Betreuten Wohnens gezogen. Die anderen wären wahrscheinlich in ein Heim
übergewechselt bzw. dort geblieben. 

Die Tochter von Frau E. hatte sich zunächst nach einem Platz im Betreuten Woh-
nen erkundigt. „Aber das ist kein Vergleich mit der Wohngemeinschaft hier. Da
wäre meine Mutter allein in ihrem Zimmer gewesen und hätte alles, was sie
braucht, extra anfordern müssen. Von den Gesamtkosten her kommt es mir hier
eher günstiger vor.“ Sie schätzt an der Wohngemeinschaft im Vergleich zu ande-
ren Wohnformen auch, dass hier immer individuell und frisch gekocht wird. Das
sei gerade gegenüber „Essen auf Rädern“ ein großer Vorteil.
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Frau D. hatte nach vier Hüftoperationen Hilfe nötig, bekam aber von der Pflege-
versicherung keine Eingruppierung in eine Pflegestufe zugesprochen, weil sie
noch viele Tätigkeiten selbstständig ausführen konnte. Sie wünschte sich aber
mehr Unterstützung und eine Absicherung für die Zukunft, weil sie keine Ange-
hörigen in der Nähe hat. Aus diesem Grund hat sie sich zum Einzug in die Wohn-
gemeinschaft entschlossen. Ins Heim wäre sie zu diesem Zeitpunkt noch nicht ge-
gangen. Sie wurde zu Hause vom Verein „Lebensbaum“ ambulant beim Waschen
und Anziehen unterstützt und erhielt „Essen auf Rädern“. 

Bei Frau B. lag der Fall ähnlich. Ihr war schon manchmal schwindelig geworden
und die Kinder befürchteten, dass sie womöglich irgendwann einmal kurzfristig
ins Pflegeheim kommen müsste. Diesem Fall wollten sie durch die Suche nach ei-
ner Wohngemeinschaft vorbeugen. Wenn es diese Wohnform nicht gegeben hät-
te, wäre Frau B. wahrscheinlich noch länger zu Hause wohnen geblieben.

Frau A. war vor ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft bereits ein Dreivierteljahr
in der Tagespflege. Das reichte dann aber nicht mehr aus, und es wäre nur das
Heim als Alternative in Frage gekommen. „Und da ist dies natürlich das Bessere.“

Frau C. war nach ihrem Schlaganfall zunächst in einem Heim untergebracht wor-
den. Ihre Töchter hatten dann nach einer Wohnalternative gesucht, in der sie
mehr persönliche Ansprache erhalten würde.

3.3 Prävention

Das Betreuungskonzept des Vereins „Lebensbaum“ enthält im Hinblick auf
Maßnahmen zur Prävention folgende Zielsetzungen:

• Bei allen Tätigkeiten und Erledigungen sollen die noch vorhandenen eigenen
Fähigkeiten möglichst weitgehend eingefordert werden – ohne eine Überfor-
derung zu provozieren.

• Es soll eine aktivierende Pflege erfolgen.
• Es soll darauf geachtet werden, dass Personen mit mehr Leistungsvermögen

nicht überversorgt werden und die mit den größeren Einschränkungen Unter-
stützung erfahren. Dies muss durch sensible Beobachtung des Pflegeteams ein-
fühlsam umgesetzt werden.
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Diese Ziele können innerhalb des Wohnalltags nur bedingt eingelöst werden. So
wird der Vormittag zunächst von individuell gestalteten Aufsteh- und Frühstük-
kszeiten dominiert. Das Betreuungspersonal ist in dieser Zeit stark mit der Ver-
sorgung der einzelnen Bewohnerinnen beschäftigt und findet wenig Zeit, sich um
individuelle Aktivitäten Einzelner zu kümmern. Dies hat auch damit zu tun, dass
im Anschluss an das Frühstück andere hauswirtschaftliche Tätigkeiten wie Put-
zen, Kochen und Wäschewaschen erledigt werden müssen. Hierbei werden die
Bewohnerinnen nur in relativ geringem Maße einbezogen. 

Grundsätzlich wird morgens als Erstes Wäsche gewaschen. Da alle Wäsche inner-
halb der Wohngemeinschaft gewaschen wird, gibt es in diesem Bereich immer et-
was zu tun. Nur das Mangeln der Bett- und Tischwäsche, auf das die Bewohne-
rinnen Wert legen, wird nach draußen vergeben. Das Waschen der Wäsche ist
ausschließlich Angelegenheit des Personals, weil die Bewohnerinnen diese Tätig-
keit entweder nicht mehr können oder nicht ausführen möchten. Von einer Be-
wohnerin wird berichtet, sie fühle sich in der Wohngemeinschaft wie in einem
Hotel. Sie sei der Meinung, sie hätte ihr Leben lang gearbeitet und nun könnten
mal andere für sie wirken. Diese Haltung wird vom Betreuungsteam akzeptiert.

In der Waschmaschine wird immer gemeinschaftlich gewaschen. Von Anfang an
hat niemand den Anspruch erhoben, dass seine Wäsche getrennt von der der an-
deren gewaschen werden sollte. Bei der gemeinschaftlichen Wäsche ist es nach
Meinung des Personals schwierig, die Bewohnerinnen selbst hantieren zu lassen,
weil leicht ein Schaden auftreten kann, wenn z. B. die falsche Temperatur einge-
stellt oder die Farben falsch gemischt werden. Trotzdem wäre eine stärkere Be-
teiligung der Bewohnerinnen beim Wäschewaschen von Seiten des Pflegeteams
machbar, wenn sich die Bewohnerinnen dafür interessieren würden.

Da sich in der Wohngemeinschaft zwei Wäschetrockner befinden, entfällt die Ar-
beit des Wäscheaufhängens. Manchmal wird allerdings zusammen mit einem Ta-
gesgast die Wäsche zusammengelegt. Dafür wird sie vorher nach Schwierigkeits-
grad aussortiert. Ähnlich ist es beim Bügeln. Die Bewohnerinnen bügeln dann
einfache Dinge wie z. B. die Geschirrhandtücher, „um noch eine Beschäftigung zu
haben, die sie auch in ihrer eigenen Wohnung durchgeführt haben“. Für jede Be-
wohnerin gibt es einen speziellen Platz in einem Regal des Hauswirtschaftsraums,
an den ihre saubere Wäsche gelegt wird. Teilweise holen sie sich die Wäsche dort
selbst ab und bringen sie auf ihr Zimmer. 
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Die Teamleiterin geht davon aus, dass die Bewohnerinnen in der Wohngemein-
schaft heute einen aktiveren Tagesablauf haben als in der letzten Zeit ihrer vor-
herigen Wohnsituation. Neben der Beteiligung am Wäschelegen und Bügeln hel-
fen sie im Rahmen ihrer Möglichkeiten auch beim Tischdecken, Kartoffelschälen,
Gemüseputzen usw. 

Die Bewohnerinnen selbst haben dagegen nicht den Eindruck, dass sie in der
Wohngemeinschaft aktiver sind als zuvor. Frau D. sagt sogar: „Haushalt brau-
chen wir hier überhaupt nicht zu machen.“ Auf die Frage, was sie in der Wohn-
gemeinschaft noch selber machen würde, antwortet sie: „Ach, wissen Sie, ich ge-
höre wohl hierher, aber dann doch nicht. Da will man ja andern nicht ins Hand-
werk pfuschen. Gestern kam ich dazu, dass ich ein bisschen helfen musste, weil
die Köchin ganz alleine war. Ich mache das gern, so gut wie ich das noch kann.“
In ihrer vorhergehenden Wohnung hatte sie sich immer noch selbst Frühstück
und Abendessen zubereitet. Das braucht sie in der Wohngemeinschaft nicht mehr
zu tun. 

Auch Frau B. berichtet, dass sie sich seit ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft
weniger im Haushalt engagiert als zuvor. Zwar hatte sie aufgrund einer einge-
schränkten Beweglichkeit des rechten Arms auch schon in ihrer vorhergehenden
Wohnung Hilfe bei der Haushaltsführung erhalten; sie sagt aber, dass sie gern
selbst kochen würde, wenn sie eine eigene Küche hätte. „Ich würde gerne, aber
ich bin hier so zufrieden, ich könnte nicht sagen, dass ich es besser könnte. Man
wird auch immer gefragt, was man gern essen möchte, und man kann auch eige-
ne Wünsche äußern.“ Immerhin legt Frau B. manchmal die Wäsche zusammen
und bügelt.

Die Aussagen beider Frauen weisen darauf hin, dass sie sich in der Wohngemein-
schaft gut versorgt fühlen und daher keine Notwendigkeit sehen, selbst haus-
wirtschaftlich aktiv zu werden. Darüber hinaus wird die Hauswirtschaft von den
Bewohnerinnen offensichtlich auch als Domäne des Personals gesehen, dem man
„nicht ins Handwerk pfuschen möchte“. Auf gezielte Nachfrage nach ihrer ge-
ringen Beteiligung an der Küchenarbeit kommt von einer Bewohnerin als Ant-
wort: „Ach, wir haben so tüchtiges Personal, die wollen am liebsten alles selbst
machen.“ Dieser Eindruck der Bewohnerin scheint nicht ganz unbegründet zu
sein, da die Mitarbeiterinnen im Gespräch die Wohnküche beiläufig auch als „ih-
ren“ Bereich bezeichnen. 
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Beim Mittagessen oder am Nachmittag gibt es Verabredungen mit den Bewohne-
rinnen, ob bestimmte Veranstaltungen, z. B. des Gemeindezentrums in Steinha-
gen, besucht werden sollen. Es wird dann gefragt, wer daran teilnehmen will, wie
die Fahrt organisiert wird, ob mit oder ohne Kaffeetrinken. Oder es wird verab-
redet, abends zu grillen, weil das Wetter schön ist, oder gefragt, ob man einen
Spaziergang machen soll. Nach dem Kaffeetrinken haben auch die Mitarbeiterin-
nen ein bisschen Zeit, sich um die Freizeitgestaltung zu kümmern, z. B. Spiele an-
zubieten oder aus der Zeitung vorzulesen.

Manchmal gibt es auch am Vormittag schon solche Aktivitäten, die von den Mit-
arbeitern spontan angeboten werden, wenn ein bisschen Luft im Alltagsgesche-
hen entsteht. Z. B. wird dann gefragt, ob jemand Lust hat, Sitzgymnastik zu ma-
chen oder ein Ratespiel, oder ob aus der Zeitung vorgelesen werden soll. „Aber
das können wir nicht kontinuierlich anbieten.“ Morgens finden auch die Arztbe-
suche statt, und deshalb haben auch die Bewohner meistens eher am Nachmittag
Zeit und Lust, einer Freizeitbeschäftigung nachzugehen. 

In etwa der Hälfte der Fälle geht die Initiative zu den verschiedenen Aktivitäten
von den Bewohnerinnen selbst aus, die fragen, ob man bestimmte Dinge unter-
nehmen kann. 

Die Mitarbeiterinnen würden sich wünschen, mehr mit den Bewohnerinnen
unternehmen zu können. Sie regen die Frauen auch an, Aktivitäten außerhalb der
Wohngemeinschaft nachzugehen, z. B. mit Angehörigen oder dem Frauenkreis
oder der Kirchengemeinde, in die manche regelmäßig gehen. Solche Dinge regeln
die Frauen dann selbstständig. Im Team wird viel darüber nachgedacht, wie man
die Bewohnerinnen animieren kann, von sich aus, aktiv zu werden.

Neben einer anregenden Gestaltung des Alltagslebens wird von der Teamleitung
als wichtigster präventiv wirkender Faktor in der Wohngemeinschaft die günsti-
ge psychische Situation der Bewohnerinnen genannt. Das allgemeine Wohlbefin-
den und besonders auch die persönlichen Beziehungen zum Pflegepersonal wir-
ken sich motivierend auf die Bewohnerinnen aus. So ist bei drei Frauen eine gün-
stige psychische Entwicklung festzustellen. In zwei Fällen konnten psychiatrische
Behandlungen und Psychopharmaka abgesetzt bzw. reduziert werden. Auch
Herzmedikamente konnten aufgrund eines besseren Allgemeinbefindens redu-
ziert werden.
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Wichtiger Aspekt der Prävention ist auch die Einflussnahme auf das Trinkverhal-
ten der Bewohner. Nach Meinung der Teamleiterin ist es in einer Wohngemein-
schaft sehr viel besser möglich, dafür zu sorgen, dass die Bewohnerinnen ausrei-
chend trinken. 

Besonders hervorgehoben wird die Entwicklung von Frau C., die aus einem Heim
in die Wohngemeinschaft gewechselt ist und bei der ursprünglich eine sehr
schlechte neurologische Prognose vorgelegen hatte. Nach Meinung der Teamlei-
terin wäre Frau C, die seit ihrem Schlaganfall auf einen Rollstuhl angewiesen ist,
ohne die persönlichen Beziehungen, die zu den Mitarbeiterinnen entstanden sind,
schwerer zu Gehversuchen zu motivieren gewesen und hätte deshalb in der an-
onymeren Atmosphäre des Heimes wahrscheinlich weniger Fortschritte gemacht.
Ihre Töchter bestätigen diesen Sachverhalt und berichten, dass ihre Mutter seit
ihrem Auszug aus dem Heim aktiver geworden sei und jetzt weniger Hilfe benö-
tige. 

Frau A. lebte mit ihrer Tochter im gleichen Haus. Nachdem ihr Mann gestorben
war, verschlimmerte sich ihre Demenz und die damit verbundene Unruhe und Ag-
gressivität so sehr, dass ein Zusammenleben von Mutter und Tochter nicht mehr
möglich war. Die Tochter beschreibt die damalige Situation mit den Worten:
„Was ich sagte, war sowieso nicht richtig.“ Nach ihrem Einzug in die Wohnge-
meinschaft wurde die Mutter zusehends ruhiger, und auch das Verhältnis zur
Tochter hat sich wieder normalisiert. 

Bei Frau D. hatten die Ärzte eine sehr schlechte Prognose hinsichtlich des
Wiedererlangens der Gehfähigkeit nach einer Hüftoperation abgegeben und des-
halb zu einem Umzug in ein Heim geraten. In der Wohngemeinschaft ist sie jetzt
in der Lage, sich mit Hilfe eines Gehstockes selbstständig zu bewegen. 

In einem Fall konnte durch das Leben in der Wohngemeinschaft ein Kranken-
hausaufenthalt vermieden werden, weil es möglich war, der betreffenden Bewoh-
nerin in ihrer häuslichen Umgebung Infusionen zu geben und die notwendige
Pflege zu gewährleisten. In einem anderen Fall entwickelte eine Bewohnerin eine
thromboseähnliche Veränderung der Beine, bei der eine Phlebographie8 ambu-
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lant innerhalb der Wohngemeinschaft durchgeführt werden konnte. In einem ver-
gleichbaren Fall wäre bei individueller ambulanter Versorgung ein zwei- bis drei-
tägiger Krankenhausaufenthalt erforderlich gewesen.

Im Hinblick auf die Vermeidung von Stürzen kann keine so eindeutig positive Bi-
lanz gezogen werden. Innerhalb der zwei Jahre des Bestehens der Wohngemein-
schaft sind bereits mehrere Stürze vorgekommen. Der letzte Sturz ereignete sich,
als eine Bewohnerin aufgrund einer Kreislaufschwäche im Bad gestürzt war und
mit einer Schädelprellung in ein Krankenhaus eingeliefert werden musste. Als
Vorteil des Lebens in der Wohngemeinschaft wird angeführt, dass bei Stürzen im
Gegensatz zur Situation in der eigenen Wohnung tagsüber sofort professionelle
Hilfe verfügbar ist. Auch nachts könnten von den Ehrenamtlichen (vgl. Kap. 2.7)
schnell die notwendigen Maßnahmen eingeleitet werden.

Über die normale Pflegedokumentation hinaus werden präventive Wirkungen
des Lebens in der Wohngemeinschaft nicht festgehalten. Die diesbezüglichen Ein-
träge in die Pflegedokumentation werden auch nicht ausgewertet. Aus Sicht der
Teamleiterin war es bisher noch nie nötig, die Vorteile des Lebens in der Wohn-
gemeinschaft gegenüber anderen Wohnformen, insbesondere dem Heim, nachzu-
weisen. „Das zweifelt keiner an, dass es hier toll ist. Dass die Leute hier besser
aufgehoben sind als im Heim, ist völlig unstrittig. Im Gegenteil: Uns wird immer
vorgeworfen, Luxuspflege zu betreiben.“

Der Aufwand für eine zusätzliche Dokumentationsarbeit wird sowohl von der
Teamleiterin als auch von der Projektleiterin aus Kostengründen abgelehnt, da
die Wohngemeinschaft ohnehin schon Defizite einfährt. Es würde schon jetzt zu
viel Zeit für Verwaltungsarbeit benötigt, die letztlich zu Lasten der Betreuungs-
zeiten ginge. 

Der Verein „Lebensbaum“ sieht kaum Grenzen, die einem lebenslangen Verbleib
in der Wohngemeinschaft entgegenstehen. Man kann sich keinen pflegebedingten
Fall vorstellen, der eine Versorgung innerhalb der Wohngemeinschaft nicht mehr
ermöglichen würde. Alle 28 Personen, die in den drei vom Verein „Lebensbaum“
betreuten Wohngemeinschaften bisher verstorben sind, konnten bis zu ihrem Le-
bensende in der Wohngemeinschaft bleiben. Keine Person ist im Krankenhaus
verstorben. Ausgezogen ist bisher nur einmal eine Frau, um zu ihrer Tochter nach
Norddeutschland zu ziehen. Eine weitere Person ist schon während der Probezeit
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wieder ausgezogen, weil sie sich dermaßen aggressiv verhielt, dass die übrigen Be-
wohner ein weiteres Zusammenleben ablehnten. 

3.4 Vertrautheit

Hinsichtlich der Orientierung des täglichen Lebens an den Gewohnheiten der Be-
wohnerinnen wurden vom Verein „Lebensbaum“ folgende Leitlinien formuliert:

• Die Individualität der Mieter bestimmt weitestgehend den Lebensalltag in der
Wohngemeinschaft.

• Jede Person entscheidet selbst, wann sie aufstehen oder zu Bett gehen möchte. 
• Gemeinsam mit den anderen Wohngemeinschafts-Mitgliedern entscheidet

man, was es zu Essen geben soll, über Veränderungen in den Gemeinschafts-
räumen oder bei der Auswahl neuer Mieter.

• Jeder bestimmt selbst über die Einrichtung seines Zimmers.
• Bis auf die zwingend notwendigen Punkte der Rücksichtnahme innerhalb ei-

ner Gemeinschaft sollen die Bewohner ihren Tagesablauf individuell selbst be-
stimmen.

Als Instrument zur Erfassung von Gewohnheiten der Bewohnerinnen wurde vom
Verein „Lebensbaum“ ein Bewohnerfragebogen entwickelt, mit dessen Hilfe für
jede neu einziehende Bewohnerin die bisherigen Lebensgewohnheiten erfasst
werden. Darüber hinaus werden die InteressentInnen für einen Einzug in die
Wohngemeinschaft von der Teamleiterin in ihrem vorherigen sozialen Umfeld be-
sucht. 

So wurde z. B. von Frau E. bekannt, dass Sie früher viel gelesen hat und mit zahl-
reichen Menschen in Briefkontakt stand. „Ich habe mit Amerika, mit Frankreich,
Australien und Holland Verbindungen.“ In der Wohngemeinschaft erhielt sie ein
besonders helles Zimmer mit großem Fenstererker, in dem sie einen schönen
Schreibplatz einrichten konnte. Sie erzählt, dass sie vor ihrem Umzug 700 Bücher
besessen hätte, von denen sie einen guten Teil in ihrem Wohngemeinschaftszim-
mer unterbringen konnte.

Die Teamleiterin ist der Meinung, dass die Gestaltung des eigenen Zimmers be-
sonders wichtig für die Herstellung von Vertrautheit in der neuen Wohnsituation
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ist. Aus diesem Grund sollen die Bewohnerinnen ihre Zimmer möglichst mit Hil-
fe ihrer Angehörigen selbst tapezieren und einrichten. Auch die Gemeinschafts-
räume wurden von den Bewohnerinnen selbst eingerichtet. Eine Ausnahme bildet
lediglich die Küche, deren Einrichtung gespendet worden ist. In welchem Ausmaß
Möbelstücke der einzelnen Bewohnerinnen in die Gemeinschaftsräume integriert
werden, hängt von deren Gewohnheiten ab. Einige halten sich vorwiegend in ih-
ren Zimmern auf und sind nur kurz zwischendurch in den Gemeinschaftsräumen
anwesend, um an den dort stattfindenden Aktivitäten teilzunehmen. Andere hal-
ten sich den ganzen Tag über hier auf und haben dann auch meist einen eigenen
Sessel im Wohnzimmer stehen. Bei Bewohnerwechseln wird dafür gesorgt, dass
auch die neuen Bewohnerinnen noch Möbelstücke mit in den Gemeinschafts-
raum einbringen können. „Also, für einen Sessel im Gemeinschaftsraum wird mit
Sicherheit gesorgt.“ 

Das Bedürfnis, eigene Sachen mit in die Wohngemeinschaft einzubringen, ist
unterschiedlich ausgeprägt. Es gibt Bewohnerinnen, die Probleme damit haben,
wenn andere ihre persönlichen Dinge benutzen, und geben sie deshalb lieber ih-
ren Kindern. Andere legen viel Wert darauf, weiterhin Gegenstände aus ihrer frü-
heren Wohnung um sich herum zu haben. Das Mit- und Unterbringen solcher
Gegenstände kann sich auch als längerer Prozess darstellen. „Es gibt Bewohne-
rinnen, die anfangs gesagt haben, es ist mir egal, wo meine Möbel stehen, Haupt-
sache ich kann sie mitbringen. In der Benutzung stellte sich dann aber heraus,
dass es doch nicht so egal ist. Dann muss wieder umorganisiert werden. Wir hat-
ten eine Bewohnerin, die hat sich ein halbes Jahr von zu Hause verabschiedet. Da
sind wir immer wieder hingefahren und haben noch dies Teil und das Teil geholt.
Sie trauert heute noch manchmal ihren Sachen nach.“

Obwohl auch viele Gebrauchsgegenstände mit in die Wohngemeinschaft ge-
bracht wurden, fehlten z. B. Bettwäsche und Handtücher. Diese mussten dann
anderweitig organisiert werden. Geschirr gab es jede Menge, so dass gemeinsam
mit den Bewohnerinnen aussortiert werden musste. Aufgrund von Erfahrungen
aus der ersten Wohngemeinschaft, werden Bettwäsche und Handtücher im „Hof
Dellbrügge“ zum größten Teil gemeinschaftlich genutzt. In der ersten Wohnge-
meinschaft hatte es nach Auskunft der Teamleiterin „einen heillosen Stress“ mit
privater Bettwäsche und privaten Handtüchern gegeben. „Ständig haben wir hin-
ter irgendwelchen Dingen hergesucht.“ Nachdem im Laufe der Jahre mehrere Be-
wohnerinnen verstorben waren, hatte sich eine Menge geerbter Wäsche ange-
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sammelt, so dass entschieden wurde, einen gemeinschaftlichen Wäschepool ein-
zurichten. „Alles, was über 60 Grad gewaschen wird, wie Tisch- und Bettwäsche
sowie Handtücher, die täglich gewechselt werden, wird jetzt gemeinschaftlich
verwaltet. Das hat uns viel Arbeitserleichterung gebracht.“ 

Von den meisten Bewohnerinnen wird diese gemeinschaftliche Organisation der
Wäsche akzeptiert. Es gibt aber auch einige, die Wert auf die Benutzung eigener
Bettwäsche und eigener Handtücher legen. Eine Bewohnerin bewahrt deshalb ih-
re Bettwäsche im eigenen Zimmer auf. Eine andere Bewohnerin legt Wert auf ih-
re eigenen Handtücher und bekommt deshalb immer die blauen Handtücher. 

Die Bewohnerinnen haben kleine Schränke für private Utensilien in den Bade-
zimmern. Ihre täglich benutzten Körperpflegemittel befinden sich in kleinen
Körbchen in den offenen Schrankfächern. Die Zugehörigkeit der Fächer wurde
gemeinsam festgelegt. Die Bewohnerinnen wollten, dass Namen an die Fächer ge-
schrieben werden. Es stehen selten persönliche Dinge auf der Waschbeckenabla-
ge oder sonstwie öffentlich in den Badezimmern herum, weil eine der Bewohne-
rinnen die Angewohnheit hat, solche Gegenstände einzusammeln. Die Badezim-
mer wirken daher nicht wie solche in privaten Wohnungen, sondern eher wie
Wirtschaftsräume. 

Abb. 9: Körbchen für die privaten Waschutensilien
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Abb. 10:
Bad ohne private 
Aneignungsspuren

Die Badbenutzung hat sich eingespielt, nachdem man darüber gesprochen hat,
wann wer gern ins Bad gehen möchte, weil er es immer so gewohnt war. „Den Be-
wohnerinnen sind Zeiten, zu denen sie das Bad benutzen können, sehr wichtig.
Da sind manche sehr fixiert.“ Nach diesen Zeiten und nach der Nähe zum eige-
nen Zimmer wurden auch die persönlichen Waschutensilien auf die Bäder ver-
teilt. 

Da in dieser Wohngemeinschaft alle Bewohnerinnen die Dusche benutzen, muss-
te für das Bad, in dem sich die Dusche befindet, ein Zeitplan aufgestellt werden.
„Die Bewohnerinnen haben sich selbst einen Duschplan gewünscht.“ Eine Be-
wohnerin erklärt: „Wir benutzen alle zusammen die eine Dusche. Wenn da so vie-
re, fünfe gleichzeitig kommen, kann es schon mal eng werden. Frau D. steht als
Erste auf, so um sieben Uhr oder halb acht. Frau B. auch, die kennt das auch
nicht anders. Frau E. steht immer sehr spät auf, dann ist das Badezimmer immer
frei.“ Frau E. stört es deshalb nicht, sich das Badezimmer teilen zu müssen. Ihre
Tochter meint, dass es auch darauf ankäme, wie hilfebedürftig jemand sei. Je mo-
biler die Leute noch seien, desto eher wollten sie wahrscheinlich ein eigenes Bad
haben.

Schwierigkeiten mit der gegenseitigen Abstimmung haben vor allem diejenigen
Bewohnerinnen, die in ihrer früheren Wohnsituation lange allein oder zu zweit
gelebt haben und sich deshalb nicht mit anderen abstimmen mussten. Frau D.
z. B. sagt, ohne darauf angesprochen zu sein: „Ach wissen Sie, das ist auch nicht
schön, dass man sich hier die Toilette mit so vielen Teilen muss. Und es gibt nur
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ein einziges Waschbecken im Badezimmer. In der Reha hatte ich ein eigenes klei-
nes Bad. Das war viel schöner.“ Sie hätte gern eine eigene Toilette mit einem
Waschbecken dabei. Das fände sie viel praktischer. Sie beschwert sich auch darü-
ber, dass es vorkommt, dass sie morgens im Bad ist und ein anderer auf die Toi-
lette will. Das stört sie sehr. 

Aufgrund des hohen Abstimmungsbedarfs bei der Benutzung der Badezimmer
sagt die Initiatorin des Projekts „Wenn man Geld ohne Ende hätte, wäre es na-
türlich schön, mehr Badezimmer zu haben. Aber wenn man abwägen muss, ist
das Badezimmer für die Bewohner nicht das Wichtigste. Diese Generation hat
noch nicht den Anspruch auf ein eigenes Badezimmer.“ Sie fände es eigentlich
auch merkwürdig, wenn jede Bewohnerin ihr eigenes Bad hätte, weil es sich dann
nicht mehr um eine normale Wohnung handeln würde. „Man müsste dann auch
weniger miteinander reden, um sich abzustimmen. Auch die damit verbundenen
Reibereien gehören ja zum Leben dazu. Das macht es ja gerade spannend. In der
Familie muss man sich ja auch einigen bei der Badbenutzung. Das ist den Be-
wohnerinnen eher vertraut als ein eigenes Bad pro Person.“

Nach Auskunft der Mitarbeiterinnen ist es im Moment noch nicht schwierig, die
Pflege ganz nach individuellem Bedarf in den Tagesablauf einfließen zu lassen,
weil der Pflegebedarf der Bewohnerinnen noch nicht so hoch ist. Die Pflege fin-
det im Wesentlichen morgens, abends und mittags statt. Mittags fallen Behand-
lungspflegen an: Begleitungen zur Toilette, Flüssigkeitsaufnahme, Sonde versor-
gen, Lagerung, zur Mittagsruhe hinlegen usw. Die Zeiten für diese Pflege sind mit
dem Essensplan abgestimmt. Insulingaben müssen vor dem Essen erfolgen, Me-
dikamentengaben meist vor oder nach dem Essen. Andere Dinge wie z. B. Toilet-
tengang oder andere Versorgungen werden individuell gestaltet. „Man fragt
dann: Wer möchte jetzt?“ Diese individuelle Abstimmung ist natürlich leichter,
wenn das Pflegepersonal schon im Haus ist. „So hat man im Prinzip über den
ganzen Tag Zeit, das, was an Pflege zu leisten ist, aufzuteilen. Wenn einer sagt, er
hätte heute Morgen keine Lust zum Duschen, sondern eher nachmittags, dann ist
das möglich.“
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3.5 Selbstbestimmtheit

Die Selbstbestimmung der Bewohnerinnen findet ihre Grenzen zum einen in der
notwendigen Abstimmung innerhalb der Gruppe, zum anderen aber auch in der
Anpassung an Strukturen, deren Vorgabe die Bewohnerinnen selbst von den Mit-
arbeiterinnen erwarten. So frühstücken die Bewohnerinnen zwar morgens je nach
Aufstehzeiten sehr individuell und daher nicht gemeinsam. Es gibt aber in ihrem
Bewusstsein durchaus einen regulären Frühstückstermin, der nach Möglichkeit
eingehalten werden sollte. „Regulär sollen wir um halb neun frühstücken. Aber
wenn eine mal später kommt, ist das auch nicht so schlimm. Frau E. bleibt so-
wieso immer länger liegen. Das dürfen wird auch. Aber wenn wir nun alle liegen
blieben, kämen sie gar nicht zurecht.“ Nach Aussagen der Mitarbeiterinnen gibt
es den hier angesprochenen regulären Frühstückstermin gar nicht. Es zeigt sich
also in der Aussage der Bewohnerin eine in dieser Generation häufig anzutreffen-
de Gewöhnung an von außen gesetzte Regeln, ohne die man sich das Leben gar
nicht vorstellen kann. Die Team-Mitarbeiterinnen werden als Autoritäten der Le-
bensführung in der Wohngemeinschaft angesehen, die den Bewohnerinnen be-
stimmte Verhaltensweisen entweder erlauben oder verbieten können – auch wenn
dies von Seiten der Mitarbeiterinnen gar nicht beabsichtigt ist.

Aufgrund dieser grundsätzlichen Bereitschaft, sich an einmal gesetzte Regeln an-
zupassen, hat es nach Aussage der Teamleiterin bisher auch keine wesentlichen
Probleme bei der Abstimmung des Tagesablaufes unter den Bewohnerinnen ge-
geben. Diese Generation sei schließlich an einen strukturierten Tagesablauf mit
z. B. festen Essenszeiten gewöhnt. Wenn trotzdem Probleme bei der Tagesgestal-
tung auftauchen, werden diese von den Mitarbeiterinnen angesprochen und es
wird nach Lösungen gesucht. „Jede Mitarbeiterin ist angehalten, Probleme, die
sichtbar werden, möglichst zeitnah anzusprechen.“ Danach kann dann evtl. im
Rahmen einer Hausversammlung oder einer Mitarbeiterbesprechung nach Lö-
sungen gesucht werden.

Hausversammlungen mit den Bewohnerinnen finden einmal im Monat statt. Es
wird dann über alle im Alltag aufgetretenen Probleme gesprochen und gemein-
sam überlegt, was geändert oder verbessert werden könnte. Dabei geht es auch
um Kritik am Verhalten der Mitarbeiterinnen. Als Beispiel wurde hier ein Kon-
flikt zwischen den Mitarbeiterinnen und einer Bewohnerin genannt, die sehr ge-
naue Vorstellungen davon hat, wie ihre Wäsche gebügelt werden sollte. Bei Kon-
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flikten zwischen einzelnen Bewohnerinnen wird diesen zunächst die Möglichkeit
gegeben, die Angelegenheit unter sich zu regeln. Erst wenn der Konflikt auf diese
Weise nicht geklärt werden kann, versuchen die Mitarbeiterinnen, bei der Kon-
fliktlösung zu helfen. 

Die Teamleiterin findet: „Vom Tagesablauf her ist es schon alles ganz optimal.
Wenn sechs Menschen zusammenziehen, gibt es immer unterschiedliche Tages-
rhythmen, die aufeinander abgestimmt werden müssen. Es ist auch ein Stück
Qualität, dass man Gemeinschaft wieder lernt und ganz bewusst Kompromisse
eingeht, dass die Bewohnerinnen aufeinander zugehen und rücksichtsvoll mitein-
ander umgehen. Zu Anfang war ich erstaunt darüber, welche Fähigkeiten zur Ab-
stimmung vorhanden waren. Es ist für die Frauen selber ja auch toll, dem ande-
ren entgegenzukommen und ihm einen Gefallen zu tun. Diese Abstimmung findet
auch größtenteils unter den Bewohnerinnen alleine statt. Wir mischen uns da
nicht gleich ein. Wir gucken erst mal von weitem. Sie freuen sich dann auch,
wenn sie es selbst geregelt kriegen.“

Trotz dieser Fähigkeiten zur selbstständigen Kompromissfindung müssen die Mit-
arbeiterinnen kontinuierlich darauf achten, dass alle Bewohnerinnen in gleicher
Weise mit ihren Bedürfnissen zum Zuge kommen. „Es gibt ganz bestimmte Be-
wohnerinnen, die muss man wirklich motivieren und manchmal auch viele Sachen
rauskitzeln. In der wachsenden Beziehung zueinander klappt das immer besser.
Wir sprechen mehr offen an, weil wir wissen, dass die betreffende Bewohnerin es
so möchte. Anfangs waren wir nicht so sicher, ob die Person möchte, dass ihre Be-
dürfnisse öffentlich angesprochen werden, oder ob ihr das vielleicht peinlich ist.
Aber nach einer gewissen Zeit weiß man, wie man sich in solchen Fällen verhalten
muss. Mittlerweile sind die anderen auch so rücksichtsvoll, dass sie die Bewohne-
rin dann auch noch darin unterstützen, ihre Meinung zu sagen. Das war so eine
Entwicklung bei den Hausversammlungen. Eine Person ist da ganz dominierend,
aber die fordert auch die anderen auf, ihre Meinung zu sagen.“

Als Beispiel für die Abstimmung der Bedürfnisse kann die Essensplanung heran-
gezogen werden. Bei den diesbezüglichen Gesprächen mit der Köchin erklären ihr
die Bewohnerinnen auch häufig, wie sie ein bestimmtes Gericht zu kochen hat.
Dabei sind es immer dieselben 2–3 Frauen, die Vorschläge zum Speiseplan ma-
chen. Es ist dann Aufgabe der Köchin, auch die anderen zu motivieren, ihre Wün-
sche zu äußern. 

73

Steinhagen: Hof Dellbrügge



Die Bewohnerinnen haben Mitsprachemöglichkeiten sowohl bei der Aufnahme
von Tagesgästen als auch bei der Einstellung neuer Mitarbeiter. Letztere werden
zunächst nur auf Probe eingestellt. Am Schluss der Probephase wird gemeinsam
entschieden, ob die betreffende Person bleiben kann. Es ist aber bisher noch nicht
vorgekommen, dass ein Bewerber von den Bewohnerinnen abgelehnt wurde.

Bei der Aufnahme von Tagesgästen gab es anfangs eine grundsätzliche Ableh-
nung der Bewohnerinnen gegenüber männlichen Personen. Nachdem allerdings
sehr gute Erfahrungen mit einem männlichen Nachbarn gemacht worden waren,
wurden diese Vorbehalte fallen gelassen. Die Frage, ob überhaupt Tagesgäste
kommen können, ist mit den Bewohnerinnen nicht diskutiert worden, da dies
von Anfang an mit zum Konzept gehörte. „Ich habe aber mit einigen Bewohne-
rinnen darüber gesprochen, wie sie es finden, dass Tagesgäste kommen. Sie emp-
finden das als sehr abwechslungsreich. Ganz egal auch, welche Kommunika-
tionsfähigkeiten diese Menschen noch haben. Sie finden es interessant, dass auf
diese Weise immer noch mal jemand von außen kommt. Es wird noch mal ein an-
deres Thema angesprochen in den allgemeinen Gesprächen.“ Wenn die Bewoh-
nerinnen keine Tagesgäste haben wollten, würde dieser Wunsch respektiert.

Die Zahl der Tagegäste findet nach Aussage der Projektleiterin dort eine Höchst-
grenze, wo insgesamt zehn Personen in der Wohngruppe leben. Im „Hof Dell-
brügge“ können also bei sechs dauerhaft Wohnenden maximal vier Tagesgäste
aufgenommen werden. Diese Grenze wurde von den Initiatorinnen festgelegt. Die
Bewohnerinnen wurden hierzu nicht befragt.

Wenn sich Besucher angemeldet haben, um die Wohngemeinschaft zu besichti-
gen, wird dies vorher mit den Bewohnerinnen besprochen. Sie wissen, dass ihr
Projekt auf öffentliches Interesse stößt und immer mal wieder jemand vorbei-
kommt. Es ist klar, dass die Gemeinschaftsräume dann gezeigt werden dürfen.
Für die Besichtigung der Individualräume müssen die jeweiligen Bewohnerinnen
allerdings um Erlaubnis gefragt werden. „Wenn sich jemand angemeldet hat,
spreche ich mit den Bewohnerinnen darüber und frage sie, ob sie damit einver-
standen sind. Es gab auch schon mal eine Zeit, wo es den Frauen zu viel wurde.
Dann haben sie gesagt, es reiche jetzt mal für eine Zeit.“

Zusammenfassend meint die Projektleiterin: „Die Möglichkeit, dass die Frauen
hier ihr Leben selber bestimmen können, besteht. Natürlich gibt es Hindernisse,
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weil man nicht alles immer zeitlich so durchführen kann, wie es sich bestimmte
Bewohnerinnen vorstellen. Aber wir haben die Möglichkeit, dann gemeinsam ei-
nen Weg zu finden. Und das tun wir auch. Also haben sie immer noch die Mög-
lichkeit, ein Stück weit selbst zu bestimmen. Wenn ich mir mein eigenes Leben be-
trachte, muss ich mich auch abstimmen. Ich kann auch nicht immer gleich so, wie
ich mir das vorstelle, irgendwas erledigen. Ich habe auch Einschränkungen. Des-
halb denke ich, dass die Möglichkeiten hier in der Wohngruppe sehr günstig sind,
eine sehr hohe Selbstbestimmtheit zu leben.“

3.6 Soziale Integration

Für die vom Verein „Lebensbaum“ betreuten Wohngruppen wurden hohe Ziele
der sozialen Integration formuliert. So soll mit dezentralen Wohngemeinschaften
der Ausgrenzung alter und pflegebedürftiger Menschen entgegengewirkt werden,
und es sollen die Defizite vermindert werden, die durch den Zerfall herkömm-
licher sozialer Netze (z. B. Großfamilie) entstanden sind. Es wird Wert auf eine
wohnortnahe Standortwahl der Projekte gelegt, und Bewerberinnen aus der nä-
heren Umgebung sollen bei gleichen Bedingungen den Vorrang erhalten. Vorhan-
dene soziale Kontakte zu Verwandten, Freunden und Nachbarn sollen aufrech-
terhalten werden. Ihr Besuch ist gern gesehen und wird durch das Angebot eines
Fahrdienstes unterstützt. 

Diese Ziele konnten trotz ungünstiger Standortbedingungen der Wohngemein-
schaft weitgehend eingelöst werden. Der „Hof Dellbrügge“ liegt abseits der Orts-
lage Amtshausen in der Gemeinde Steinhagen an einer schmalen Straße, die ver-
schiedene, mit größerem Abstand aneinander gereihte ländliche Anwesen mitein-
ander verbindet. Die Straße verfügt über keinen Bürgersteig, so dass es für mobi-
litätseingeschränkte Menschen schlecht möglich ist, gefahrlos entlang der Straße
spazieren zu gehen. In unmittelbarer Nähe des Hofes befindet sich allerdings ein
asphaltierter Feldweg, den die Bewohnerinnen häufig zum Spazierengehen nut-
zen. Zum Einkaufen oder für andere Erledigungen sind die Bewohnerinnen auf
Fahrdienste durch Mitarbeiter oder Angehörige angewiesen. Hierfür steht stän-
dig ein PKW zur Verfügung. 

Nach Ansicht der Projektleiterin ist die abgeschiedene, ländliche Lage des Hofes
für eine bestimmte Zielgruppe gerade das Richtige. Die Bewohnerinnen wurden
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auch entsprechend ausgesucht. Der Grundgedanke war, Menschen aus der un-
mittelbaren Umgebung eine Wohnmöglichkeit zu geben, damit der soziale Kon-
takt aufrechterhalten bleiben kann und Gewohnheiten weiter gelebt werden kön-
nen. Dieses Ziel konnte insofern erreicht werden, als entweder die Bewohnerin-
nen selbst oder aber ihre Angehörigen in der näheren Umgebung leben. Die
meisten Bewohnerinnen sind es daher schon von früher her gewohnt, dass sie für
ihre Einkäufe und Besuche Strecken überwinden müssen, die nur per Fahrrad
oder Auto zu bewältigen sind. Nur eine Bewohnerin, die aus einer Stadt im Ruhr-
gebiet in die Nähe ihrer Tochter gezogen ist, war am Anfang sehr enttäuscht von
der ländlichen Lage der Wohngemeinschaft. „Ich habe immer gesagt, ich wohne
hier am Ende der Welt. Aber ich fühle mich jetzt ganz wohl.“

Auch wenn die Bewohnerinnen der Wohngemeinschaft in ihrer unmittelbaren
Wohnumgebung nicht viel unternehmen können, sind sie doch gut in die ländli-
che Nachbarschaft integriert. Da es in dieser Gegend Tradition ist, dass sich die
Frauen der Nachbarschaft regelmäßig treffen, sind auch die Frauen der Wohnge-
meinschaft in einen Kreis von 7–8 Nachbarschaftsfrauen integriert, die sich re-
gelmäßig zum Kaffeetrinken, zu Diaabenden u. Ä. treffen. Eine Bewohnerin
pflegt darüber hinaus regen Kontakt zu einer Nachbarin im Obergeschoss des
Hauses. 

Bei einigen Bewohnerinnen kommen sehr regelmäßig Angehörige zu Besuch. Bei
anderen kommen die Angehörigen eher sporadisch. Eine Bewohnerin hat keine
Angehörigen und ihre rechtliche Betreuerin kommt nur sehr selten vorbei. Die
Angehörigen haben einen Hausschlüssel und kommen, wann immer sie möchten.
Sie sind deshalb zu ganz unterschiedlichen Tageszeiten anwesend. Am Mittages-
sen nehmen sie in der Regel nicht teil, aber häufig am Kaffeetrinken. „Da entste-
hen dann die interessantesten Unterhaltungen über die Ereignisse in der Gegend.“
Sie regeln viele Angelegenheiten für die jeweilige Bewohnerin selbst und bespre-
chen sich dabei mit den Mitarbeiterinnen. 

Angehörigentreffen gibt es zwei- bis dreimal im Jahr. Neben organisatorischen
Fragen geht es dabei vor allem um die Frage, inwieweit die Angehörigen mit der
Betreuung in der Wohngemeinschaft zufrieden sind und welche Verbesserungs-
vorschläge gemacht werden können. Manchmal wird zu diesen Versammlungen
auch der Hausbesitzer hinzugezogen, wenn es um abrechnungstechnische Fragen
zu den Nebenkosten oder um Mängelbeseitigungen am Gebäude geht. 
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Im Zentrum des sozialen Lebens stehen die Beziehung der Bewohnerinnen unter-
einander und zu den Mitarbeiterinnen. Die Teamleiterin verfolgt das Ziel, das
Gemeinschaftsleben innerhalb der Gruppe zu fördern, ohne dabei einen Zwang
zur Gemeinschaft auszulösen. Sie möchte zwar, dass die Gemeinschaft im täg-
lichen Leben im Vordergrund steht, betont aber, dass Individualität und Rückzu
nicht verloren gehen dürfen. Es wird motiviert, gemeinschaftliche Dinge zu tun,
aber es wird auch akzeptiert, wenn Bewohnerinnen für sich sein wollen. „Natür-
lich wäre es schön, wenn alle eine Gemeinschaft bilden würden und in Gemein-
schaft etwas zusammen machen – nicht kontinuierlich, aber ab und zu. Aber
wenn jemand nicht will, dann wird das akzeptiert. Die Bewohnerinnen bestim-
men das selbst. Natürlich können wir das Gemeinschaftsleben unterstützen und
fördern, aber alles andere bestimmen die Klienten. Das Maß an Privatsphäre und
die Bereitschaft für Gemeinschaft muss jeder für sich selber bestimmen. Da haben
wir letztendlich überhaupt nichts zu suchen. Ich freue mich über jede gemein-
schaftliche Aktion, akzeptiere aber die diesbezüglichen Wünsche der Bewohne-
rinnen.“ 

Die Gruppengröße von sechs Personen wird von den Mitarbeiterinnen als ideal
angesehen, weil auf der einen Seite erst ab dieser Zahl eine Finanzierung möglich
ist, auf der anderen Seite immer noch familienähnliche Strukturen geschaffen
werden können. Weniger als sechs Personen sollten es nicht sein, aber auch nicht
mehr als zehn, damit sich die Bewohner noch einigermaßen gut kennen lernen
können und jeder seine Individualität in die Gruppe einbringen kann. Von der Be-
treuung her wären auch größere Gruppen denkbar. Der derzeitige Personal-
schlüssel orientiert sich an einer durchschnittlichen Zahl von acht Bewohnern
inkl. Tagesgästen.

Auch die Bewohnerinnen der untersuchten Wohngemeinschaft sind mit der der-
zeitigen Gruppengröße zufrieden. Frau B. sagt dazu: „Ich finde diese Gruppen-
größe gut. Wir haben ein gutes Einvernehmen. Wir verstehen uns alle ganz gut,
und es nimmt die eine auf die andere Rücksicht. Man kann sich mit jeder unter-
halten.“ Sie hatte sich vor ihrem Einzug in diese Wohngruppe noch bei zwei an-
deren Wohngemeinschaften erkundigt. In einem Fall bestand die Gruppe nur aus
vier Personen, von denen zwei Freundinnen waren. „Da habe ich sofort gedacht,
da bin ich nur das dritte Rad am Wagen und muss immer das tun, was die beiden
wollen. Wenn zu viele da sind, ist es auch nicht schön, aber sechs Personen sind
schon die richtige Menge.“
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Nach Meinung der Projektleiterin wirkt sich die Betreuung von Tagesgästen po-
sitiv auf die soziale Stabilität der Wohngemeinschaft aus, weil mit ihrer Hilfe Be-
wohnerwechsel reibungsloser gestaltet werden können. „Das Problem ist ja im-
mer, dass es einen Bruch in der Gruppe gibt, wenn jemand verstirbt und ein ganz
Fremder wieder neu in die Gemeinschaft kommt. Bei uns ist es häufig so, dass ei-
ner der Tagesgäste in das frei werdende Zimmer einzieht. Den kennt man schon.
Der ist vertraut. Dann kommt wieder ein neuer Tagesgast, der aber nicht immer
und ständig da ist. Man hat einfach eine andere Gewöhnungszeit. Und für denje-
nigen, der einzieht, ist es auch viel schöner, weil er sich auch schrittweise von zu
Hause verabschieden kann.“ Wenn es nicht möglich ist, ein frei werdendes Zim-
mer mit einem ehemaligen Tagesgast zu belegen, gibt es für neue Bewerber auf je-
den Fall eine Probezeit. In einem anschließenden Gespräch mit allen Bewohne-
rinnen wird dann entschieden, ob dieser Bewerber in die Wohngemeinschaft ein-
ziehen soll. 

Das Konzept des Vereins „Lebensbaum“ sieht keine Trennung von reinen De-
menz-Gruppen und solchen mit gemischter Bewohnerschaft vor. Die jeweilige
Zusammensetzung ergibt sich je nach dem Werdegang der jeweiligen Wohnge-
meinschaft. Das Zusammenleben von Demenzkranken mit Menschen ohne De-
menz wird dann für unproblematisch gehalten, wenn sich die Demenz erst im
Verlauf des Zusammenwohnens entwickelt. In diesem Fall lernen die übrigen Be-
wohner im Laufe der Zeit, mit den Demenz-Symptomen umzugehen. Einen Men-
schen ohne Demenz neu in eine Wohngemeinschaft mit vorwiegend Demenz-
kranken zu integrieren, wird für sehr schwierig gehalten. Umgekehrt ließe sich
ein Demenzkranker durchaus in eine intakte Gruppe von Menschen ohne De-
menz integrieren, wenn eine gewisse Sympathie füreinander vorhanden sei.

3.7 Versorgungssicherheit (Personal)

Die vom Verein „Lebensbaum“ betreuten Wohngemeinschaften stehen allen
Menschen mit Hilfe- und Pflegebedürftigkeit ohne Einschränkung auf ein be-
stimmtes Krankheitsbild offen. Da in allen Wohngruppen auch Menschen mit
Demenz leben, ist eine Rund-um-die-Uhr-Betreuung erforderlich. Diese wird in
den einzelnen Wohngemeinschaften mit unterschiedlicher Personalstruktur ge-
währleistet. In jedem Fall gibt es ein festes Team aus vier qualifizierten Mitarbei-
terinnen, das ergänzt wird durch eine größere Zahl geringfügig Beschäftigter, die
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entweder als Pflegehelferinnen oder Hauswirtschaftskräfte eingestellt wurden.
Hinzu kommen Zivildienstleistende und Ehrenamtliche (vgl. Tab. 10).

Tab. 10: Personalstrukturen in den drei vom Verein „Lebensbaum“ 
betreuten Wohngemeinschaften

„Ravens- „Roting- „Hof
Mitarbeiterinnen burger Str.“ dorfer Str.“ Dellbrügge“

Sozialarbeiter/Sozialpädagogin 1 x 30 Std.

Sozialarbeiterin und Krankenschwester 1 x 30 Std.

Exam. Krankenschwester /-pfleger 1 x 28 Std.

Exam. Altenpflegerin 1 x 28 Std. 2 x 38,5 Std. 1 x 38,5 Std.
1 x 30 Std. 2 x 30 Std.

1 x 19,5 Std. 1 x 25 Std.

Hauswirtschaftskraft 1 x 17,5 Std. 1 x 21 Std. 1 x 24,5 Std.

Hilfskräfte für Pflege u. Hauswirtschaft 125 Std. 130 Std. 35 Std.

Auszubildende (Altenpflege) 1 x 38,5 Std.

Zivildienstleistende 1 x 38,5 Std. 1 x 38,5 Std. 2 x 38,5 Std.

Ehrenamtliche für Nachtbereitschaft 7 x 11 Std. 7 x 11 Std. 7 x 11 Std.

Wöchentliche Personalstunden insg. 374 Std. 393 Std. 375,5 Std.

Auf dem „Hof Dellbrügge“ wird das feste Mitarbeiterteam von vier examinierten
Altenpflegerinnen gebildet, von denen nur eine Person Vollzeit beschäftigt ist. Es
handelt sich dabei um die Teamleiterin mit einem Stundenanteil von 13,5 Stun-
den für ihre Leitungstätigkeit. Nach eigenen Aussagen reicht diese Stundenzahl
allerdings nicht aus, um alle Verwaltungsangelegenheiten zu erledigen. Ein An-
satz von 20–25 Stunden wäre realistischer.

Von den fünf geringfügig Beschäftigten, die variabel eingesetzt werden, ist eine an
vier Tagen der Woche (montags, dienstags, donnerstags und freitags) ausschließ-
lich für hauswirtschaftliche Arbeiten zuständig. Ihre Aufgabe ist auch die über-
geordnete Organisation der Hauswirtschaft. Am Mittwoch übernimmt eine an-
dere geringfügig Beschäftigte diese Aufgabe, am Wochenende wird die Hausar-
beit von den Altenpflegerinnen miterledigt. 
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Die übrigen geringfügig Beschäftigten kümmern sich vor allem um die Woh-
nungsreinigung und die Wäsche, übernehmen aber auch einfache Pflegetätigkei-
ten. Umgekehrt kümmern sich auch die Pflegekräfte bei Bedarf manchmal um
hauswirtschaftliche Arbeiten. Eine exakte Abgrenzung der Aufgabenbereiche
gibt es nicht. Die beiden Zivildienstleistenden sind für Begleitdienste und haus-
wirtschaftliche Tätigkeiten zuständig, insbesondere auch für den Transport der
Tagesgäste. Zum Zeitpunkt der Untersuchung war neben diesem regulären Per-
sonalbestand eine auszubildende Altenpflegerin in der Wohngemeinschaft tätig.
Ihre Aufgaben werden normalerweise von weiteren Hilfskräften erledigt.

Die Nachtbereitschaft wird von Zivildienstleistenden und Ehrenamtlichen aus
der Nachbarschaft übernommen, die hierfür eine Aufwandsentschädigung erhal-
ten. Da die Höhe dieser Entschädigung rechtlichen Grenzen unterworfen ist,
kann jede Person maximal drei Nächte im Monat Nachtwachen übernehmen.
Insgesamt sind daher 6–7 Ehrenamtliche als Nachtwachen tätig. Anfangs war es
schwierig, Ehrenamtliche für diese Tätigkeit zu gewinnen. Aber nach und nach
hat sich dieses Jobangebot herumgesprochen und wird heute gern von Studenten,
Schülern und ehemalige Zivildienstleistenden genutzt. 

Wie Tab. 11 zeigt, ist es mit dieser Personalstruktur möglich, dass täglich von
7.00–20.00 Uhr (am Wochenende bis 18.30 Uhr) eine examinierte Altenpflegerin
(feste Teammitarbeiterin) und ein Zivildienstleistender in der Wohngemeinschaft
anwesend sind. In den Vormittagsstunden werden diese beiden Mitarbeiter von
einer Hauswirtschaftskraft unterstützt, die für die Essenszubereitung zuständig
ist, sowie von einer weiteren Pflegehilfs- oder Hauswirtschaftskraft. Dadurch
sind sie selbst von den wichtigsten hauswirtschaftlichen Tätigkeiten entlastet und
können sich ganz den Bewohnerinnen widmen. 
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Tab. 11: Anwesenheitszeiten des Personals in der Wohngemeinschaft 
„Hof Dellbrügge“

Art des Anwesenheitszeiten
Personals Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag Sonntag

Examinierte 7.00–13.45 7.00–13.45 7.00–13.45 7.00–13.45 7.00–13.45 7.00–18.45 7.00–13.45
Altenpflegerin 13.30–20.00 13.30–20.00 13.30–20.00 13.30–20.00 13.30–20.00 17.00–18.30 17.00–18.30

Hilfskräfte für 7.30–10.30 7.30–10.30 7.30–10.30 7.30–10.30 7.30–10.30 7.30–10.30 7.30–10.30
Pflege und 12.30–20.00 13.30–20.00
Hauswirtschaft

Hauswirt- 9.00–13.00 9.00–13.00 9.00–13.00 9.00–13.00 9.00–13.00
schaftskraft 
(Kochen)

Zivildienst- 7.30–13.45 7.30–13.45 7.00–13.45 7.30–13.45 7.30–13.45
leistender 13.30–20.00 13.30–20.00 13.30–20.00 13.30–20.00 13.30–20.00

Auszubildende 7.30–13.45 7.30–13.45 7.00–13.45 7.30–13.45 7.30–13.45
oder oder oder oder oder

13.30–20.00 13.30–20.00 13.30–20.00 13.30–20.00 13.30–20.00

Ehrenamtliche 20.00–7.000 20.00–7.000 20.00–7.000 20.00–7.000 20.00–7.000 20.00–7.000 20.00–7.000

Die Teamleiterin versucht, so weit wie möglich die notwendigen Pflegehandlun-
gen im Rahmen des normalen Dienstplanes abzudecken. „Ich versuche, den Be-
wohnerinnen den Zeitplan deutlich zu machen. Aber das geht nicht bei allen, weil
sie es teilweise nicht mehr verstehen können. Dann wird im Team besprochen,
wie die notwendigen Anwesenheitszeiten organisiert werden können. Da kann es
schon mal vorkommen, dass sich die Zeiten des Dienstplanes verschieben. So fle-
xibel muss das Team sein, um die angestrebte Individualität der Pflege zu ge-
währleisten. Dazu wird die Situation immer wieder beobachtet und besprochen.“
Flexibilität bei der Dienstplangestaltung ist auch gefordert, wenn sich bei einzel-
nen Mitarbeiterinnen Überlastungssymptome zeigen. In diesen Fällen sorgt die
Teamleiterin dafür, dass die entsprechende Mitarbeiterin die notwendige Erho-
lungszeit erhält. „Ich achte ganz dringend darauf, dass meine Mitarbeiter sich
Auszeiten nehmen. Man spürt, wenn jemand eine Auszeit benötigt, weil er meh-
rere Tage hintereinander eine aufreibende Zeit in der Wohngemeinschaft hatte.
Dann rede ich mit dem betreffenden Mitarbeiter und springe auch selbst mal
ein.“ In diesem Zusammenhang erweist es sich als Vorteil, dass die Teamleiterin
mit einem Teil ihrer Arbeitszeit als normale Altenpflegerin in der Gruppe tätig ist.
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Sie ist dadurch immer ausreichend in die Abläufe involviert, um kurzfristig für
andere einspringen zu können.

Der größte Teil der Bewohnerinnen geht nach Dienstschluss der Pflegerinnen ins
Bett. Zweien muss dann regelmäßig geholfen werden. Diese Arbeit übernimmt
die Nachtwache, soweit es sich nicht um schwierige grundpflegerische Verrich-
tungen oder um Behandlungspflege handelt. In der Regel geht es nur um Hilfe-
stellungen bei selbstständigen Handlungen der Frauen (z. B. Rücken waschen,
beim Auskleiden helfen, Windelhosen anziehen). 

Während der Nacht ist es erforderlich, dass die Nachtwachen regelmäßig Rund-
gänge in der Wohnung unternehmen, da die Bewohnerinnen mit Demenz nicht
mehr von sich aus um Hilfe bitten. Mehrere Bewohnerinnen benötigen nachts Be-
gleitung zur Toilette. Nur zwei Bewohnerinnen sind in der Lage, die Toilette
selbst aufzusuchen. Eine davon ist kontinuierlich selbstständig, die andere fordert
Hilfe an, wenn es ihr nicht so gut geht. Eine Bewohnerin steht mindestens sechs-
mal pro Nacht auf und fängt an, sich an- und auszuziehen. 

Die Schulung der Ehrenamtlichen erfolgt durch anfängliche Begleitung der Pfle-
gekräfte während ihrer Tag-Dienste, später durch erfahrene Nachtbereitschaften.
Sie erhalten Anweisungen zu Notrufabläufen, erster Hilfe u. Ä. Bei nächtlichen
Notfällen wird immer zuerst ein Mitglied des Pflegeteams informiert, weil auf
diese Weise am besten gewährleistet ist, dass aus der Kenntnis der betroffenen
Person heraus die richtigen Maßnahmen eingeleitet werden. Solche zusätzlichen
Einsätze des Pflegepersonals werden nicht vergütet. Der Zeitausgleich erfolgt
dann innerhalb des Tages-Dienstplanes. 

Die augenblicklichen Personalkapazitäten werden im Großen und Ganzen für
ausreichend erachtet. Nur für sog. Extras wie z. B. Ausflüge und die Begleitung
einzelner Personen zu Veranstaltungen o. Ä. hätte man gern zusätzliche Personal-
kapazitäten. Solche Aktivitäten können nur dann realisiert werden, wenn sich
Angehörige dafür bereit finden. Versicherungstechnische Probleme werden dabei
nicht gesehen, denn es handelt sich ja um ein normales Wohnen, bei dem Ausflü-
ge mit Angehörigen Privatsache sind.

Auch im Hinblick auf die Qualität der Betreuung ist die Teamleiterin mit dem
jetzt vorhandenen Personal zufrieden. Die Beschäftigung von Ehrenamtlichen
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und geringfügig Beschäftigten wird nicht als Nachteil für die Betreuungsqualität
gesehen. Man würde es nicht anstreben, hier hauptamtliche Kräfte einzusetzen.

Das Konzept des KDA, als Präsenzkraft eine hauswirtschaftlich qualifizierte Per-
son einzusetzen und die Pflege von außen zu holen, wird allerdings abgelehnt.
„Das ist eigentlich für uns undenkbar.“ Aufgrund des ganzheitlichen Ansatzes
und des Anspruchs an eine größtmögliche Kontinuität der Mitarbeiter hält man
es nicht für richtig, Mitarbeiter nur für bestimmte Pflegehandlungen in die
Wohngemeinschaft kommen zu lassen. 

Das KDA-Konzept kann sich die Teamleiterin nur vorstellen, wenn alle Bewoh-
ner noch geistig rege sind und keine psychischen Erkrankungen aufweisen. Der
Einsatz von Sozialpädagogen als Präsenzkräfte wird auch für ungünstig gehalten,
weil dann im Bedarfsfall wieder die Pflege von außen geholt werden muss. Bei ei-
nem Einsatz von Altenpflegerinnen würde die sozialpädagogische Qualifikation
in ausreichendem Maße mit abgedeckt werden, da in der Altenpflege-Ausbildung
auch Kenntnisse zum Umgang mit Demenz und zur sozialpsychologischen Be-
treuung vermittelt würden. Aus diesem Grund wären auch Altenpflegerinnen für
diese Aufgabe besser geeignet als Krankenschwestern, in deren Ausbildung solche
Inhalte nicht in gleichem Umfang vermittelt würden. 

Ein weiterer Vorteil der Beschäftigung von Altenpflegerinnen ist nach Meinung
der Teamleiterin darin zu sehen, dass die festen Team-Mitarbeiter auch bei zu-
nehmendem pflegerischen Betreuungsbedarf der Bewohner im Verlauf ihres Alte-
rungsprozesses weiterhin Hauptbezugspersonen bleiben können. In der Wohnge-
meinschaft „Ravensburger Straße“, in der nur Menschen mit Demenz leben, ha-
ben im Laufe der Jahre die somatischen Beschwerden kontinuierlich zugenom-
men. Wenn hier ein großer Anteil des Teams keine pflegerische Ausbildung hätte,
wäre das Team völlig überfordert. Dann müssten die Mitarbeiter ausgetauscht
werden, und gerade das sollte ja besonders bei Demenzkranken vermieden wer-
den. Man müsse sich auch im pflegerischen Bereich sicher fühlen, um bei ge-
sundheitlichen Einbrüchen der Bewohner schnell und angemessen reagieren zu
können.

Den Bewohnerinnen sind die Unterschiede in Qualifikation und Funktion des
Personals nicht immer bewusst. Alle wissen aber, wer die Teamleiterin ist. Jede
Bewohnerin hat ihre persönliche Bezugspflegerin. „Da frage ich auch bei jeder
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Pflegevisite noch mal nach, ob das in Ordnung ist oder man sich eine andere Be-
zugspflegerin wünscht“, betont die Teamleiterin. 

Die Auswahl des Pflegepersonals erfolgt gemeinsam von Teamleitung und Pflege-
dienstleitung des Vereins. Bei der Einstellung von Ehrenamtlichen, geringfügig
Beschäftigten und Zivildienstleistenden handelt die Teamleitung eigenverant-
wortlich.

Für die Qualifizierung von Mitarbeiterinnen in ambulant betreuten Wohngrup-
pen gibt es keine spezifische Ausbildung oder etablierten Weiterbildungsangebo-
te. Vieles ist hier der Eigeninitiative überlassen und wird durch „Learning by Do-
ing“ angeeignet. Die Teamleiterin war vor ihrer Tätigkeit auf dem „Hof Dell-
brügge“ drei Jahre lang in der Wohngemeinschaft „Rotingdorfer Straße“ tätig
und konnte die dort gesammelten Erfahrungen mit in die Organisation der neu-
en Wohngemeinschaft einbringen. „Wir reflektieren die Erfahrungen und das
Handwerkzeug, das ich mitgenommen habe, und passen das an die hiesigen Ver-
hältnisse an. Wir erarbeiten uns das in den Mitarbeiterrunden, und ich bringe es
in die Hausversammlungen mit den Bewohnerinnen ein. Die gucken dann, ob das
so passen kann.“ Andere betreute Wohngruppen an anderen Orten sind ihr nicht
aus eigener Ansicht bekannt. Aus der Literatur und aus Erzählungen kennt sie die
Wohngruppen des Vereins „Alt und Jung“ in Bielefeld, meint aber: „Das ist ja
sehr bunt gemischt dort, und es ist schwierig, sich daran zu orientieren.“ 

Ihre eigene, über die Ausbildung zur Altenpflegerin hinausgehende Qualifikation
beschreibt die Teamleiterin folgendermaßen: „Ich denke, dass ich von Hause aus
viel mitbringe. Ich bin auf einem Bauernhof aufgewachsen. Der ganze hauswirt-
schaftliche Bereich liegt mir, und organisieren konnte ich schon immer ganz gut.
Darüber hinaus habe ich auch noch eine kaufmännische Ausbildung absolviert.“
Die Qualifizierung des übrigen Personals erfolgt prinzipiell durch Hospitation bei
erfahrenen Pflegekräften in den bestehenden Wohngemeinschaften und durch
persönliche Anleitung in der täglichen Arbeit. Von allen Mitarbeiterinnen wird
erwartet, dass sie sich selbst bemühen, die erforderlichen Kenntnisse zu erwer-
ben, indem sie z. B. Fachzeitschriften lesen usw. Es gibt keine formalen Auflagen,
bestimmte Fortbildungsmaßnahmen zu besuchen, aber durch die Zusammenar-
beit im Team werden Defizite deutlich und angesprochen. Dies betraf bisher vor
allem bestimmte Pflegehandlungen wie z. B. Heben und Tragen, Lagerung usw.
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Die hierzu notwendigen Fortbildungen wurden zum großen Teil innerhalb des
Teams geleistet.

Eine gewisse Skepsis besteht gegenüber Menschen, die vorher im Altenheim ge-
arbeitet haben: „Wenn man das stationäre Denken schon sehr verinnerlicht hat,
dann ist das oft in der Wohngemeinschaft sehr schwierig. „Denjenigen, die aus
dem stationären Bereich kommen, fällt es schwer, die Pflege individuell zu gestal-
ten. Da ist noch die Funktionspflege dominant, bei der eine Grundpflege in die-
ser und jener Weise abzulaufen hat und bei der keine Rücksicht darauf genom-
men wird, ob der Bewohner diese Abläufe überhaupt möchte.“ 

Aber auch für bisher im ambulanten Bereich tätige Pflegekräfte sei es schwer, sich
auf die Arbeitsweise in der Wohngemeinschaft umzustellen. Vor allem die haus-
wirtschaftlichen Tätigkeiten, die in der ambulanten Pflege keine Rolle spielen,
und die emotionale Nähe zu den Bewohnerinnen machen den Menschen, die aus
der ambulanten Pflege kommen, Schwierigkeiten. „Vorher wurde zwar immer ge-
klagt, dass zu wenig Nähe zu den Klienten vorhanden war und zu wenig Zeit für
die Einzelnen. Aber wenn dann die Nähe zu geballt vorhanden ist, wird das auch
wieder zum Problem.“

Mindestens 14-tägig finden Teamsitzungen mit Fallbesprechungen statt. Hierzu
werden teilweise auch die Angehörigen eingeladen. Supervision gibt es im Be-
darfsfall ca. einmal im Jahr für das gesamte Team oder für einzelne Mitarbeiter-
innen. Zusätzlich gibt es Besprechungen in kleineren Gruppen, bestehend aus den
examinierten und einigen ehrenamtlichen Mitarbeitern, die aus ihrer „unprofes-
sionellen“ Sichtweise heraus die Dinge häufig anders sehen. Diese Besprechungen
sind besonders wichtig, um das eigene Pflegehandeln in Bezug auf die Bedürfnisse
der Bewohner kritisch hinterfragen zu können (z. B. wenn es um die Frage geht,
wie häufig und gründlich jemand gewaschen werden muss usw.). Wichtig sind bei
solchen Fragen auch die Gespräche mit den Angehörigen. „Man muss ihnen ver-
mitteln, dass man nicht aus Bequemlichkeit auf bestimmte Pflegehandlungen ver-
zichtet, sondern weil dies den Bedürfnissen des Betroffenen besser entspricht.“

Die Arbeitszufriedenheit des Personals ist sehr hoch. Bisher hat es auch in den an-
deren Wohngemeinschaften noch keine Kündigungen von Mitarbeitern gegeben,
die unzufrieden mit ihrem Arbeitsplatz waren und deshalb eine andere Stelle
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suchten. Mitarbeiterwechsel fanden bisher nur aus persönlichen Gründen (Um-
zug, Abschluss des Studiums, weiterführende Ausbildung u. Ä.) statt. Viele ehe-
malige Mitarbeiterinnen halten noch Kontakt zur Wohngemeinschaft, kommen
vorbei oder erkundigen sich nach dem Stand der Dinge. Die Fluktuation bei den
Mitarbeitern ist ausgesprochen niedrig. Sie beschränkt sich im Wesentlichen auf
die Ehrenamtlichen und Zivildienstleistenden.

Wichtig für die Zufriedenheit der Mitarbeiter ist u. a., dass ihre Wünsche bei der
Dienstplangestaltung berücksichtigt werden und gemeinsam nach Lösungen für
besondere Anforderungen gesucht wird. Auch das Tauschen von Dienstzeiten un-
ter den Mitarbeiterinnen ist bei Bedarf möglich. „So ein Vorgehen habe ich noch
nicht oft erlebt, und es ist mir persönlich ganz wichtig“, sagt die Teamleiterin.
„Die Zufriedenheit der Mitarbeiterinnen ist mir genauso wichtig wie das Wohl-
befinden der Bewohnerinnen, die hier leben. Denn die Zufriedenheit der Mitar-
beiter macht sich bemerkbar in der Atmosphäre der Wohngruppe. Wenn sich
Mitarbeiterinnen nicht wohl fühlen, merkt man das sofort am Verhalten der Be-
wohnerinnen. Ich bin immer wieder erstaunt, wie schnell sich diese negativen Ge-
fühle auf die Bewohnerinnen übertragen.“

Wie groß die Arbeitszufriedenheit ist, lässt sich auch daran erkennen, dass die
Mitarbeiter bereit sind, Gehaltseinbußen hinzunehmen. Der Vorteil des Arbeitens
in einer betreuten Wohngemeinschaft liegt ihrer Meinung nach darin, dass die
Arbeit sehr vielseitig ist, sowohl im Hinblick auf die ausgeübten Tätigkeiten als
auch im Hinblick auf die menschlichen Kontakte. „Es werden immer wieder neue
Anforderungen gestellt, die einen immer wieder neu fordern. Man bekommt sehr
viel, sowohl von den Kolleginnen als auch von den Bewohnerinnen und Angehö-
rigen, zurück. Die Stimmung untereinander ist sehr gut. Die Arbeitsabläufe sind
nicht so starr und stehen nicht unter einem solchen Zeitdruck wie im stationären
Bereich oder bei der individuellen ambulanten Betreuung. Man hat mehr Zeit für
die Klienten und kann deshalb dem Anspruch, den man selbst an die Qualität der
Pflege stellt, besser gerecht werden. Es hat sich auch schon herumgesprochen,
dass die Stimmung in den Wohngemeinschaften ganz gut ist.“ Die Nachfrage
nach einem Arbeitsplatz in einer Wohngemeinschaft ist daher sehr groß. „Es gibt
immer welche, die unbedingt dort arbeiten wollen.“

Auch die Bewohnerinnen sind mit dem Personal zufrieden: „Wissen Sie, bei einer
Wohngemeinschaft kommt es auf die Leitung an. Und hier ist die Leitung ganz
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toll. Das war jetzt nicht nur dahingesagt. Das muss auch eine sein, die für jeden
Verständnis hat, auf jeden eingeht und zuhören kann. Und auch eine, die mal was
sagen darf und tut. Sonst geht es ja überhaupt nicht rund. Die hat alles im Griff.“
„Ich finde das Haus ganz ideal.“

3.8 Versorgungssicherheit (Räume)

Die Wohnung liegt im Erdgeschoss des ehemaligen Bauernhauses und verfügt
über 270 qm Wohnfläche. Sie wurde eigens für die Zwecke der Wohngemein-
schaft modernisiert und weitgehend barrierefrei ausgestaltet. Über einen schwel-
lenfreien Haus- und Wohnungseingang (Abb. 11) gelangt man in eine großzügige
Eingangshalle (Abb. 12) von der aus zwei Bewohnerzimmer, ein Duschbad und
ein separates WC sowie der Gemeinschaftsbereich mit Wohnküche und großer
Terrasse erschlossen werden (Abb. 15). Von hieraus gelangt man in einen zweiten
Wohnbereich mit vier Individualzimmern und einem Bad mit Badewanne. Un-
mittelbar über die Wohnküche werden ein Hauswirtschaftsraum sowie das Büro
des Pflegedienstes erschlossen. Hinter diesem Büro befindet sich ein kleines Zu-
satz-Zimmer, das den Tagesgästen zum Ausruhen zur Verfügung steht und auch
als Besucherzimmer genutzt werden kann. 

Von der Terrasse aus kann über eine Treppe ein Garten erreicht werden (Abb.
13). Da die Benutzung der Treppe für die meisten Bewohnerinnen mit Schwierig-
keiten verbunden ist, halten sie sich lieber auf der Terrasse auf, die einen schönen
Blick auf das angrenzende Landschaftsschutzgebiet bietet (Abb. 14). Die Mitar-
beiterinnen bedauern es sehr, „dass man den Garten nicht ebenerdig erreichen
kann oder dafür ums Haus laufen muss.“
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Abb. 11: Abb. 12:
Eingang zur Wohngemeinschaft Eingangshalle

Abb. 13: Abb. 14:
Blick vom Garten auf die Rück- Blick von der Terrasse 
front des Gebäudes mit Terrasse in das Landschaftsschutzgebiet

Als die Räumlichkeiten an den Verein herangetragen wurden, hatte er noch Ein-
flussmöglichkeiten auf die Wohnungsplanung. Wichtig war ihm damals, dass je-
der Bewohner ein ausreichend großes eigenes Zimmer von mindestens 18 qm zur
Verfügung haben würde. Dieser Anspruch konnte nicht vollständig erfüllt wer-
den, da die meisten Zimmer kleiner ausfallen (12–17 qm). Frau B. berichtet, dass
sie anfangs sehr enttäuscht war, nur ein kleines Zimmer von 13 qm Grundfläche
für sich selbst zu haben. Sie erzählt, dass sie versucht hat, möglichst viele ihrer
Möbel in den Gemeinschaftsräumen unterzubringen. Der größte Teil ihrer
Couchgarnitur steht nun im gemeinschaftlichen Wohnzimmer. Auch die Garde-
robe in der Eingangshalle stammt von ihr. So ca. 20 qm groß sollten ihrer Mei-
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nung nach die privaten Zimmer schon sein. Dann könne man sie besser einrich-
ten. Sie vergleicht die Räumlichkeiten aber mit denen im Heim und ist froh, dass
sie hier immerhin ein Einzelzimmer hat. Lange Zeit hegte sie den Wunsch, bei
nächstbester Gelegenheit in ein größeres Zimmer umzuziehen. Seit einiger Zeit
aber will sie doch in ihrem jetzigen Zimmer bleiben. Sie hat es sich sehr gemüt-
lich und praktisch eingerichtet und fühlt sich wohl. Auf die Frage, ob es sie stört,
kein getrenntes Schlafzimmer zu haben, antwortet sie: „Ach jetzt stört es mich
nicht mehr. Jetzt habe ich mich daran gewöhnt. Ich war am Anfang acht Wochen
lang richtig krank, aber jetzt möchte ich es gar nicht mehr anders.“

Abb. 15:
Grundriss 
der Wohnung 
„Hof 
Dellbrügge“

Die Teamleiterin kommentiert diesen Prozess folgendermaßen: „Abschied neh-
men von vielen Dingen mussten sie alle: Abschied nehmen von ihrem sozialen
Umfeld und von großen Räumlichkeiten. Das war ihre Trauerarbeit mit uns ge-
meinsam.“ Die Projektleiterin meint: „Wenn man in eine Wohnung zieht, dann
hat man auch nicht alles das, was man sich erträumt oder erwünscht. Das wissen
auch die Bewohnerinnen. Man muss sich dann arrangieren. Wenn man darauf
angewiesen ist, dass Vermieter ihre Wohnungen für Wohngemeinschaften anbie-
ten, muss man flexibel auf die Gegebenheiten eingehen.“

Als zweite Anforderung an eine geeignete Wohnung wurde ein zentraler, großer
Gemeinschaftsbereich genannt, der so geworden ist, wie man es sich vorstellte.
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Vor allem die angrenzende Terrasse wird als Bereicherung erlebt. „Das ist schon
optimal.“ Die Terrasse wird von allen gut genutzt. Manchmal findet hier auch
der gesamte Tagesablauf statt.“ 

Mit dem Besuch hält man sich nach Auskunft der Bewohnerinnen meistens im ei-
genen Zimmer auf, weil man dort ungestörter miteinander reden kann. „Wenn
man was zu besprechen hat, ist das doch besser.“ Nur wenn die Tochter von Frau
A. kommt, sitzen beide im Gemeinschaftsraum, weil Frau A., die an einer De-
menz erkrankt ist, sich kaum noch in ihrem eigenen Zimmer aufhält. Auch für ih-
re Tochter ist es schöner, im Gemeinschaftsraum zu sein, weil sie sich mit ihrer
Mutter nicht mehr richtig unterhalten kann und im Gemeinschaftsraum auch
noch andere Menschen für ein Gespräch zur Verfügung stehen. 

Gegenseitige Störungen im Wohnzimmer kommen nicht vor, weil die meisten Be-
wohnerinnen sich z. B. zum Fernsehen in ihrem eigenen Zimmer aufhalten. Auf
die Frage, bei welcher Gelegenheit sich die Bewohnerinnen überhaupt im Wohn-
zimmer aufhalten, herrscht zunächst ratloses Schweigen. „Da sitzt man auch mal
auf dem Sofa vor oder nach den Mahlzeiten oder wenn da schon andere sitzen
und man kommt da gerade mal hin.“ Es sind vor allem die Tagesgäste und Frau
A., für die das Wohnzimmer der Haupt-Aufenthaltsraum ist. Inwieweit die ge-
ringe Nutzungsintensität des Wohnzimmers auch darauf zurückzuführen ist, dass
ein großer Teil des Raumes als Durchgangsfläche benötigt wird und aus diesem
Grund die Polstermöbel nur entlang der Wand aufgestellt werden können (Abb.
17), konnte im Interview nicht geklärt werden. 

Abb. 16: Abb. 17:
Blick in die Küche Blick in das Wohnzimmer
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Die Küche ist für die Zwecke einer Wohngemeinschaft grundsätzlich gut geeig-
net, weil sie ausreichend Platz bietet, sowohl an der Küchenzeile als auch am gro-
ßen Esstisch gemeinsam die Mahlzeiten zuzubereiten und andere Hausarbeiten
zu erledigen. Ohne die Anwesenheit des Personals benutzen die Bewohner die
Küche allerdings nicht. Frau B. deckt häufig den Tisch und räumt ihn wieder ab.
„Aber die Spülmaschine müssen die Mitarbeiterinnen selbst einräumen.“ Das gu-
te Geschirr mit dem Goldrand kommt nicht in die Spülmaschine und muss des-
halb am Sonntag von den Bewohnerinnen mit der Hand abgetrocknet werden.
Die Teamleiterin berichtet, dass sehr viele Aktivitäten im Sitzen am Küchentisch
stattfinden, so z. B. auch das Abtrocknen. Das geschieht dann als gemeinschaftli-
che Aktion von vielen gleichzeitig. Frau B.: „Und dann hören alle auf mein Kom-
mando und das finde ich auch richtig so.“ Auf die Frage, ob die Bewohnerinnen
auch an der Küchenzeile aktiv sind, antwortet Frau B.: „Nee, nee, nee, das über-
lassen wir dem Personal.“

Der Hauswirtschaftsraum (Abb. 18) war anfangs nicht eingeplant. „Dann haben
wir uns aber gefragt, wo machen wir das denn alles? Im Keller? Und dann haben
wir gesagt: Ach, den Hauswirtschaftsraum brauchen wir doch. Der hat sich auch
bewährt.“ Im Hauswirtschaftsraum befinden sich Waschmaschine und Trockner
hier wird gebügelt und die Wäsche gelegt. Über dem Bügeltisch befinden sich die
Ablagefächer für die Privatwäsche der einzelnen Bewohnerinnen. Darüber hinaus
dient der Hauswirtschaftsraum auch als Lagerstätte für Putz- und Pflegehilfsmit-
tel. Obwohl der Hauswirtschaftsraum recht groß ausfällt, müssen doch zusätz-
lich noch Pflegehilfsmittel im Keller gelagert werden. Die gemeinschaftlich be-
nutzte Wäsche befindet sich in einem Wäscheschrank auf dem Flur.

Abb. 18: Blicke in den Hauswirtschaftsraum
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Der Mitarbeiterraum (Abb. 19) wird für unbedingt notwendig erachtet, „um den
Computer und die ganzen Verwaltungsunterlagen unterzubringen. Man ist ja
nun mal verpflichtet, ganz viel zu dokumentieren und abzuheften. Irgendwo
muss das ja bleiben. Man kann es nicht ins Wohnzimmer neben den Fernseher
stellen, und man kann diese Arbeit auch nicht bei den einzelnen Leuten im Zim-
mer machen. Sonst müsste man für die Verwaltungsunterlagen außerhalb der
Wohngemeinschaft einen Raum haben, wo man die Sachen unterbringt. Es läuft
heute viel über Fax und PC. Wo soll man das machen? Mitten im Geschehen? Da
ist immer was los und da kann man sich gar nicht konzentrieren. Es ist so schon
recht schwierig, weil ständig jemand in dem Büroraum etwas zu tun hat.“

Abb. 19: Blicke in das Büro

Nach Meinung der Teamleiterin könnte der Raum etwas größer sein, weil es
schwierig ist, darin Teamsitzungen durchzuführen. Hierfür wird der Raum unbe-
dingt benötigt, weil aus Datenschutzgründen Fallbesprechungen nicht im Ge-
meinschaftsraum durchgeführt werden können. Ein Ausweichen auf Räumlich-
keiten außerhalb der Wohngemeinschaft hält sie aus organisatorischen Gründen
für zu aufwendig, zumal die Besprechungen zumeist in der Mittagspause statt-
finden. 
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Die Tür zum Büro steht meistens offen, um während des Aufenthalts dort mitzu-
bekommen, was im Gemeinschaftsraum abläuft, und um immer ansprechbar zu
sein. 

Bei der Planung der beiden Bäder wurde das Duschbad sehr großzügig nach DIN
18025, Teil 1 mit verschiedenen Haltegriffen und erhöhtem WC-Sitz behinder-
tengerecht ausgestaltet, während beim Badzimmer mit Wanne offensichtlich da-
von ausgegangen worden ist, dass dieses nur von rüstigen Bewohnerinnen be-
nutzt wird. Aus diesem Grund wurden hier keine Haltegriffe vormontiert und ein
niedriges WC-Becken installiert. Obwohl in diesem Bad bereits eine Bewohnerin
beim Aufstehen von der Toilette gestürzt ist und eine andere Bewohnerin, die im
Rollstuhl sitzt, im Gespräch berichtet, dass sie ebenfalls Schwierigkeiten hat, sich
beim Hinsetzen und Aufstehen vom WC ausreichend abzustützen, wurden bisher
keine Wohnungsanpassungsmaßnahmen durchgeführt. Die Teamleiterin bedau-
ert, dass sie dieses Problem nicht früh genug erkannt hat, weil die betreffenden
Bewohnerinnen immer selbstständig zur Toilette gehen. „Mit der Bauerei hatten
wir ja selbst gar nichts zu tun. Das waren nur Wünsche, die wir äußern konnten,
aber entschieden wurde dann vom Vermieter.“

Ein anderes Versäumnis des Architekten, das später von den Mitarbeiterinnen
nicht revidiert wurde, ist der Verzicht auf spezielle Sicherheitsbeschläge bei den
Badezimmertüren. Weil diese nur mit normalen Schlössern ausgestattet worden
sind, haben die Mitarbeiterinnen lediglich alle Schlüssel entfernt, um im Notfall
Zugang zu den Badezimmern zu erhalten. Diese Regelung stößt allerdings bei
denjenigen Bewohnerinnen, die das Badzimmer noch selbstständig aufsuchen
können, auf Missfallen: Frau D. sagt: „Wenn sie hier ins Badezimmer kommen,
kann es passieren, dass dort einer nackend vorm Waschbecken steht. Das finde
ich nicht so gut. Das bin ich auch gar nicht gewöhnt von früher her.“ 

Die Badewanne wird in dieser Wohngemeinschaft gar nicht genutzt. Sie wird aber
von den Mitarbeiterinnen als Ausstattungselement für unbedingt erforderlich ge-
halten, weil die Erfahrungen aus den anderen Wohngemeinschaften gezeigt ha-
ben, dass es immer mal wieder Bewohner gibt, die „leidenschaftlich gerne ba-
den“. 

Das separate WC ist eine Notwendigkeit nicht nur für Besucher und Personal,
sondern auch für die Bewohner. „Morgens ist der Andrang schon sehr groß. Wir
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haben zwar gesagt, das wäre ein schönes Personal-WC, aber das klappt nicht.
Anfangs gibt es manchmal Probleme mit neuem Personal, das aus hygienischen
Gründen gern eine eigene Toilette hätte. Aber wir haben ein Flächendesinfek-
tionsmittel für diese Zwecke, mit dem dann über die Toilette gesprüht wird.“ Aus
Sicht der Teamleiterin werden keine weiteren Toiletten gebraucht.

3.9 Versorgungssicherheit (Qualitätssicherung)

Wenn sich InteressentInnen für eine Wohngemeinschaft melden, findet zunächst
ein Aufklärungsbesuch statt durch den Angehörigen oder den zukünftigen Be-
wohner selbst. Dabei wird über die Konzeption und die Finanzierung gespro-
chen. Die InteressentInnen der damals noch in Planung befindlichen Wohnge-
meinschaft „Hof Dellbrügge“ wurden auch in die bestehende Wohngemeinschaft
in der Rotingdorfer Straße eingeladen, um ihnen das Konzept in der Praxis zu
verdeutlichen. Zusätzlich gab es Abende zum gegenseitigen Kennenlernen und es
wurden Tage der offenen Tür im Rohbau und nach der Fertigstellung der Innen-
arbeiten veranstaltet.

Die Bewohnerinnen wurden darüber informiert, dass sie sich auch von einem an-
deren Pflegedienst betreuen lassen können. Allerdings sollten dann pro Person al-
le Leistungen (z. B. Fahrdienst, Behandlungspflege, hauswirtschaftliche Hilfe) aus
einer Hand kommen, um nicht zu viel Unruhe in die Wohngemeinschaft zu tra-
gen. Bisher gab es allerdings für die Bewohnerinnen noch keinen Anlass, über ei-
nen Wechsel des Pflegedienstes nachzudenken, weil alle mit der Betreuung durch
den Verein „Lebensbaum“ sehr zufrieden sind. 

Das Beschwerdemanagement ist im Pflegevertrag eindeutig geregelt. Es hat aller-
dings noch nie offizielle Beschwerden gegeben, weil alle Konflikte im direkten
Gespräch innerhalb der Wohngemeinschaft geregelt worden sind.

Besondere Maßnahmen zur Qualitätssicherung bei ambulant betreuten Wohnge-
meinschaften werden weder von Seiten des Vereins noch von den Mitarbeiterin-
nen gesehen. Die Projektleiterin meint: „Es gibt ja schon ohne Ende Vorschriften
und Regeln zur Qualitätssicherung in der ambulanten Pflege. Wir hatten gerade
im letzten Jahr eine Qualitätsprüfung, bei der die Prüfer auch in die Wohnge-
meinschaften gegangen sind. Die haben sich ganz willkürlich im Büro Klienten

Steinhagen: Hof Dellbrügge

94



rausgepickt, und es war dann egal, ob die in einer WG leben oder in einer eige-
nen Wohnung. Für die Wohngemeinschaften noch eine zusätzliche Qualitätsprü-
fung zu machen, finde ich nicht richtig.“ Nach ihrer Meinung sind die ohnehin
notwendigen Dokumentationen völlig ausreichend, um die Qualität der Arbeit
des Pflegedienstes in den Wohngemeinschaften zu überprüfen. „Jetzt haben wir
noch mal einen neuen Bogen, der ist noch ausführlicher, in dem man dann noch
mehr festhalten kann.“ 

3.10 Kosten und Finanzierung 

Die Kosten für Betreuung und Pflege werden für jede einzelne Bewohnerin in ei-
nem individuellen Pflegevertrag festgelegt, in dem die notwendigen Pflegeleistun-
gen nach den in der ambulanten Pflege üblichen Sätzen berechnet werden. Aus
der Summe dieser individuellen Pflegekosten ergab sich zum Untersuchungszeit-
punkt ein theoretischer Gesamtetat für die Wohngemeinschaft in Höhe von
15.318 € (vgl. Tab. 17, Zeile 1).

Zur Finanzierung der individuellen Pflegekosten werden in der ambulanten Pfle-
ge zunächst die Sachmittel der Pflegekasse und Erstattungen der Krankenkassen
für Behandlungspflege in Anspruch genommen. Darüber hinausgehende Kosten
müssen von den betroffenen Personen selbst getragen werden oder werden – bei
entsprechend geringem Einkommen – vom örtlichen Sozialhilfeträger übernom-
men. 

Der Kreis Gütersloh als zuständiger Sozialhilfeträger war allerdings zunächst
nicht bereit, diese zusätzlichen Kosten von ca. 1.000 € pro Person und Monat zu
übernehmen. Hiergegen haben die betroffenen Bewohnerinnen der ersten Wohn-
gemeinschaft 1996 geklagt und den Petitionsausschuss des Landtages angerufen.
Im März 1997 fand ein Treffen mit Vertretern des Kreissozialamtes, des Sozial-
ministeriums und des Petitionsausschusses statt, bei dem für jede Pflegestufe ein
Deckel ausgehandelt wurde, mit dem alle Pflege- und Betreuungsleistungen sowie
die hauswirtschaftlichen Versorgungen abgegolten sein sollten (Tab. 12). 
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Tab. 12: Von März 1997 bis Dezember 2003 gültiges Finanzierungsmodell 
für die Betreuungskosten

Pflegekasse Sozialhilfeträger Insgesamt

€/Monat Std./Tag €/Monat Std./Tag €/Monat Std./Tag

Pflegestufe 0 0 0 1.023 1,40 1.023 1,40
Pflegestufe I 384 0,53 1.093 1,49 1.477 2,02
Pflegestufe II 921 1,26 959 1,31 1.880 2,57
Pflegestufe III 1.432 1,96 1.145 1,59 2.577 3,55

Der Verein „Lebensbaum“ war mit dieser Regelung nicht zufrieden, weil damit
zum einen seine Kosten nicht gedeckt werden konnten, zum anderen eine Un-
gleichbehandlung im Vergleich zur individuellen ambulanten Pflege entstand
(vgl. Tab. 17). Bei der individuellen Pflege gibt es eine solche Deckelung durch
den Sozialhilfeträger nicht. Aus diesem Grund waren die ambulanten Wohnge-
meinschaften im Kreis Gütersloh für den Sozialhilfeträger kostengünstiger als ei-
ne ambulante Individualpflege. Im konkreten Fall einer Bewohnerin der Wohn-
gemeinschaft hätte diese bei gleicher Pflegeleistung und individueller ambulanter
Betreuung9 doppelt so hohe Leistungen des Sozialhilfeträgers erhalten wie in der
Wohngemeinschaft.

Im März 2003 nahm der Verein „Lebensbaum“ neue Verhandlungen mit dem
Kreis Gütersloh auf, um eine Erhöhung der 1997 vereinbarten Kostenübernah-
men durch den Sozialhilfeträger zu erreichen. Ausgangspunkt der Verhandlungen
war der Jahresabschluss 2002, der ein erhebliches Defizit aufwies. Inzwischen
hatte sich die Haltung des Kreises gegenüber den ambulant betreuten Wohnge-
meinschaften insofern verändert, als er Alternativen zum Heim aufgeschlossener
gegenüberstand und in Erwartung der Novellierung des Pflegeversicherungsge-
setzes davon ausging, dass die derzeitigen Kostenvorteile der Heimunterbringung
in Zukunft nicht mehr in gleichem Maße gegeben sein würden. Im Dezember
2003 wurden auf Basis des vorgelegten Jahresabschlusses neue Sätze für die Ab-
rechnung mit dem Sozialhilfeträger (Tab. 13) vereinbart, die allerdings die
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Kosten immer noch nicht in voller Höhe decken. Der Kreis erwartet vom Verein
„Lebensbaum“, dass er das verbleibende Defizit durch Einsparungen auszuglei-
chen versucht. Gegenstand der neuen Vereinbarung ist auch die Verpflichtung
zum jährlichen Nachweis der Betreuungskosten gegenüber dem Sozialhilfeträger. 

Tab. 13: Seit Dezember 2003 gültiges Finanzierungsmodell 
für die Betreuungskosten

Pflegekasse Sozialhilfeträger Insgesamt

€/Monat Std./Tag €/Monat Std./Tag €/Monat Std./Tag

Pflegestufe 0 0 0 1.220 1,67 1.220 1,67
Pflegestufe I 384 0,53 1.406 1,92 1.790 2,45
Pflegestufe II 921 1,26 1.399 1,91 2.320 3,17
Pflegestufe III 1.432 1,96 1.588 2,17 3.020 4,13

Während für die Pflegekassen die ambulant betreuten Wohngemeinschaften im
Vergleich zur Heimunterbringung zurzeit noch kostengünstiger sind, weil im am-
bulanten Bereich niedrigere Sachleistungen gezahlt werden als im Heim, sind die
Krankenkassen eher an einer Heimunterbringung interessiert, weil sie dort keine
Kosten für die Behandlungspflege übernehmen müssen. Dies war der Hinter-
grund für einen Versuch der AOK, den ambulant betreuten Wohngemeinschaften
den Status der „eigenen Häuslichkeit“ abzusprechen und ab Januar 1997 plötz-
lich die Kostenübernahme für einfache Behandlungspflege zu verweigern. Gegen
diese Maßnahme wurde zwar in 13 Fällen erfolgreich geklagt, aber die Prozesse
zogen sich über einen Zeitraum von fünf Jahren. Insgesamt ging es dabei um ei-
ne Summe von 97.000 €, die phasenweise vorfinanziert werden musste. 

Ein weiteres Finanzierungsloch entstand im Januar 1998, als die AOK ablehnte,
die Kosten für psychiatrische Pflegen in den Wohngemeinschaften zu überneh-
men, obwohl es sich um Frauen handelte, die aus einer psychiatrischen Klinik in
die Wohngemeinschaft gewechselt waren. Von sechs Prozessen mit einer Streit-
summe von insgesamt 150.000 € endeten zwei mit einem Vergleich, bei dem nur
20.000 € der eingeklagten 55.000 € erstattet wurden. Aufgrund der Gefahr, dass
sich Prozesse so lange hinziehen, dass die Klägerinnen vor dem Ende der Prozes-
se versterben, sieht sich der Verein „Lebensbaum“ gezwungen, auf Vergleichs-
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vorschläge einzugehen, um nicht Gefahr zu laufen, bei weiterer Prozessverlänge-
rung schließlich den gesamten Anspruch zu verlieren. Dass diese Furcht nicht un-
begründet ist, zeigt sich daran, dass zwei weitere Prozesse, in denen es ebenfalls
um eine Gesamtsumme von 55.000 € ging, durch den Tod der Klägerinnen been-
det wurden, wodurch die gesamte Summe verloren ging. Zurzeit stehen noch
zwei Prozesse um eine strittige Summe von 40.000 € zur Entscheidung an. 

Die finanziellen Engpässe bei der Finanzierung der Betreuungsleistungen konnten
nach Aussagen des Vereins bisher überwunden werden, weil

• die betreuten Wohngemeinschaften nur einen kleinen Teil der Arbeit des Ver-
eins ausmachen,

• die Bank für Sozialwirtschaft und der DPWV hilfreich zur Seite standen,
• engagierte Mitarbeiter finanziellen Verzicht leisteten (Es wird ein untertarifli-

ches Gehalt gezahlt, und es hat seit sechs Jahren weder Gehaltserhöhungen
noch Weihnachts- oder Urlaubsgeld gegeben.),

• Mitarbeiter des Vereins bereit sind, die endlosen Auseinandersetzungen und
Verhandlungen mit den Kostenträgern und die Gerichtsprozesse durchzuste-
hen,

• positive Rückmeldungen von außen den Rücken stärkten.

Auf die Frage, warum der Verein trotz all dieser Finanzierungsschwierigkeiten
und erwirtschafteten Defizite trotzdem auf dem „Hof Dellbrügge“ die Betreuung
einer dritten Wohngemeinschaft übernommen hat, antwortet die Projektleiterin,
dass es eine große Nachfrage nach dieser Wohnform gäbe und dass es ihr ein ganz
persönliches Anliegen sei, alte Menschen vor dem Heim zu bewahren.
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Tab. 14: Gesamtbudget zur Finanzierung der Pflege- und Betreuungskosten 
der Wohngemeinschaft „Hof Dellbrügge“ (Stand: Okt. 2003)

Frau A. Frau B. Frau C. Frau D. Frau E. Frau F. Insges.

Pflegestufe II II I 0 I II

Pflegekasse 921 921 384 0 384 921
Sozialhilfeträger – 959 1.092 – – –
Eigenmittel 959 – – 1.477 930 959
Behandlungspflege 300 – 300 600 – 600

Insgesamt 2.180 1.880 1.776 2.077 1.314 2.480 11.708

Tab. 15: Gesamtbudget zur Finanzierung der Pflege- und Betreuungskosten 
der Wohngemeinschaft „Hof Dellbrügge“ (seit Dez. 2003)

Frau A. Frau B. Frau C. Frau D. Frau E. Frau F. Insges.

Pflegestufe II II I 0 I II

Pflegekasse 921 921 384 0 384 921
Sozialhilfeträger – 1.399 1.406 – – –
Eigenmittel 1.399 – – 1.477 930 1.399
Behandlungspflege 300 – 300 600 – 600

Insgesamt 2.620 2.320 2.090 2.077 1.314 2.920 13.341

Tab. 14 und Tab. 15 zeigen die Zusammensetzung des Gesamtbudgets für Pflege-
und Betreuungskosten im Projekt „Hof Dellbrügge“ vor und nach der Anhebung
der Leistungen des Sozialhilfeträgers im Dez. 2003. Diesen Einnahmen standen
im Jahr 2003 die in Tab. 16 aufgeführten monatlichen Kosten gegenüber. 
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Tab. 16: Monatliche Kosten für Betreuung und Pflege

Wochen- Monatliche
stunden Kosten (€)

Altenpflegerin (Leitung) 38,5 3.241
Altenpflegerin 30,0 2.087
Altenpflegerin 30,0 1.982
Altenpflegerin 25,0 1.663
Auszubildende (Altenpflege) 38,5 420
Hauswirtschaftskraft 24,5 970
Hilfskräfte für Pflege und Hauswirtschaft 35,0 1.385
Zivildienstleistende 77,0 750
Ehrenamtliche für Nachtbereitschaft 77,0 2.605
KFZ 350 
Fahrtkostenerstattung für Zivildienstleistende 170

Insgesamt 375,5 15.623 
Pro Person (ohne Berücksichtigung der 

Einnahmen durch zwei Tagesgäste) 2.603
Pro Person (unter Berücksichtigung der

Einnahmen durch zwei Tagesgäste) 2.271

Nach der bis Oktober 2003 gültigen Regelung verblieb also ein Defizit von 3.915
€/Monat. Durch die Anhebung der Leistungen des Sozialhilfeträgers wird sich
dieses Defizit im Jahr 2004 voraussichtlich um 1.633 € auf ca. 2.282 € reduzie-
ren. Ein teilweiser Ausgleich der Defizite erfolgt durch die Betreuung der Tages-
gäste. Hieraus wurden im Jahr 2003 monatlich rd. 2.000 € erwirtschaftet. Die
restlichen 1.915 € pro Monat wurden vom Verein getragen. Der Verein über-
nahm auch die Weiterbildungs- und Supervisionskosten der Mitarbeiter sowie
Defizite, die bei zeitweiligem Leerstand eines Zimmers entstanden. Vorausge-
setzt, dass im Jahr 2004 etwa gleich hohe Einkünfte durch die Betreuung von Ta-
gesgästen erzielt werden können, bestehen guten Chancen, dass auf Basis der
neuen Finanzierungsregelung kaum noch Defizite bei den Betreuungsleistungen
für die Wohngemeinschaft entstehen werden. 
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Hierzu können auch aktuelle Überlegungen zur Kostensenkung beitragen, nach
denen erprobt werden soll, ob es möglich ist, in den Nachmittagsstunden zeit-
weise auf die Anwesenheit einer examinierten Kraft zu verzichten. „Wir hatten
uns bei der Gründung der Wohngemeinschaft als Ziel gesetzt, die Bewohnerinnen
sollen sich hier einleben und wohl fühlen. Dasselbe gilt für die Mitarbeiterinnen,
die sich erst in diese Arbeit einfinden mussten, denn die nicht qualifizierten Mit-
arbeiterinnen hatten noch nie in diesem Bereich gearbeitet. Somit war die Beset-
zung manchmal auch überhängig. Wir haben uns ein Jahr Zeit gelassen, um alle
Mitarbeiterinnen gut einarbeiten zu können. Es hat ein bisschen länger gedauert,
weil es Wechsel bei den Mitarbeiterinnen gegeben hat. Aber jetzt ist der Zeit-
punkt gekommen, wo man entscheiden kann, wann wirklich eine qualifizierte
Fachkraft anwesend sein muss.“ Die Bewohnerinnen sind von solchen Überle-
gungen allerdings gar nicht begeistert: „Wir haben ja jetzt schon weniger Perso-
nal als am Anfang. Weniger sollten es nun nicht mehr sein.“ 

Einsparmöglichkeiten durch die Einbeziehung von Angehörigen werden nicht ge-
sehen. Von den Mitarbeiterinnen wird zwar eine stärkere Beteiligung der Ange-
hörigen an den Freizeitaktivitäten der Gruppe angestrebt, eine Integration in den
offiziellen Dienstplan halten sie aber nicht für machbar. Direkt auf ihre Bereit-
schaft zur kontinuierlichen Mitarbeit in der Wohngemeinschaft angesprochen,
antworten die am Interview beteiligten Töchter der Bewohnerinnen, dass sie
zwar gern sporadisch am Gruppenleben teilnehmen und auch bereit sind, für spe-
zielle Aktionen Aufgaben zu übernehmen. Eine regelmäßige Anwesenheit und
Verpflichtung zur Mitarbeit möchten sie aber nicht eingehen. Schließlich seien sie
berufstätig und hätten gerade deshalb eine betreute Wohnmöglichkeit für ihre
Mütter gesucht. 

Wenn die auf dem „Hof Dellbrügge“ lebenden Frauen statt in die Wohngemein-
schaft zu ziehen, weiter zu Hause versorgt worden wären, wäre dies in allen Fäl-
len teurer geworden. Dies betrifft nach Ansicht der Teamleiterin nicht nur die
Pflege- und Betreuungskosten, sondern auch die Mietkosten und die Kosten für
Hauswirtschaft. Sowohl die Kosten einer Haushaltshilfe als auch des Essens re-
duzieren sich ihrer Meinung nach bei gemeinschaftlicher Hauswirtschaft gegenü-
ber der Summe der Einzelhaushalte. Für die Kosten der Pflege hat der Verein „Le-
bensbaum“ Vergleichsrechnungen aufgestellt (vgl. Tab. 17). Die Wohngemein-
schaften sind vor allem dann kostengünstiger, wenn keine Angehörigen mehr vor-
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handen sind, die Versorgungsaufgaben übernehmen und deshalb alle Hilfeleis-
tungen von professionellen Diensten erbracht werden müssen.

Tab. 17: Vergleich der Kosten bei individueller ambulanter Pflege
und bei Pflege in der Wohngemeinschaft (€)

Frau A. Frau B. Frau C. Frau D. Frau E. Frau F. Insges.

Bei Abrechnung nach 
Pflegemodulen entstehende 
Kosten der ambulanten 
Betreuung 2.970 3.160 2.187 2.427 1.314 3.260 15.318

Pflege- und Betreuungs-
kosten in der Wohn-
gemeinschaft bis 
Dezember 2003 2.180 1.880 1.777 2.077 1.314 2.480 11.708

Pflege- und Betreuungs-
kosten in der Wohn-
gemeinschaft seit 
Dezember 2003 2.620 2.320 2.090 2.077 1.314 2.920 13.341

Differenz bis Dez. 2003 790 1.280 410 350 0 780 3.610

Differenz seit Dez. 2003 350 840 97 350 0 340 1.977

Für einen Vergleich der Kosten in der Wohngemeinschaft mit denen einer Heim-
unterbringung müssen die monatlichen Gesamtkosten für die einzelnen Bewoh-
nerinnen ermittelt werden. Hierzu gehören neben den Betreuungskosten auch die
Kosten für Miete, Nebenkosten und Haushaltsgeld (Tab. 18). Die Bewohnerin-
nen haben jede einzeln einen Mietvertrag mit dem Hausbesitzer abgeschlossen.
Danach wird die Miete nach der Fläche des jeweils bewohnten Individualzim-
mers, zuzüglich anteiliger Gemeinschaftsfläche, berechnet. 
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Tab. 18: Durchschnittliche monatliche Wohnkosten pro Bewohnerin

Kostenarten Kosten 

Durchschnittliche Grundmiete  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 240 €
Miete für Teilmöblierung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26 €
Heizkosten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16 €
Hauswartskosten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 42 €
Sonstige Betriebskosten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16 €
Strom  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 28 €
Telefon  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11 €
Haushaltsgeld . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 178 €

Insgesamt  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 557 €

Eine relativ große Summe wird für Hauswarttätigkeiten gefordert. Dahinter ver-
bergen sich auch Reinigungsarbeiten innerhalb der Wohnung. Zur Finanzierung
der Küchen- und Büroausstattung sowie für Schönheitsreparaturen innerhalb der
Wohnung wird eine monatliche Umlage (Miete für Teilmöblierung) erhoben. Die
Finanzierung der Wohnkosten erfolgt aus Eigenmitteln der Bewohnerinnen. 

Für einen Kostenvergleich mit dem Heim wurden die Pflegesätze eines Heims in
der Nähe der Wohngruppe gewählt, das für die betreffenden Frauen die wahr-
scheinlichste Wohnalternative gewesen wäre. Bei den Gesamtkosten zeigen sich
hier erhebliche individuelle Unterschiede.

In allen Fällen fielen die Gesamtkosten in der Wohngemeinschaft vor Anhebung
der Sozialhilfe-Sätze niedriger aus als im Heim (Tab. 19). Auch für die einzelnen
Bewohnerinnen, für die ja letztlich nur der nach Abzug der Sachleistungen der
Pflegeversicherung verbleibende Eigenanteil von Interesse ist, ergab sich für die
Wohngemeinschaft fast immer eine positive Bilanz. Diese Situation hat sich nach
Einführung der neuen Kostenreglung im Dez. 2003 geändert. Tab. 19 zeigt, dass
nun sowohl bei den Gesamtkosten als auch bei den Eigenanteilen das Heim in
den meisten Fällen kostengünstiger geworden ist.
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Tab. 19: Vergleich der Gesamtkosten in Wohngemeinschaft und Heim 
vor Dez. 2003 (€)

Durch-
Frau A. Frau B. Frau C. Frau D. Frau E. Frau F. schnitt10

Pflegestufe II II I 0 I II

Heimkosten insgesamt 3.063 3.063 2.530 2.530 3.063 2.850
– davon Eigenanteil 1.784 1.784 1.507 1.507 1.784 1.673

Pflege- und Betreuungs-
kosten in der Wohn-
gemeinschaft vor 
Dezember 2003 2.180 1.880 1.777 2.077 1.314 2.480

Wohnkosten 557 557 557 557 557 557
Gesamtkosten in der 

Wohngemeinschaft 2.737 2.437 2.334 2.634 1.871 3.037 2.483
– davon Eigenanteil 1.516 1.516 1.649 2.034 1.487 1.516 1.537

Differenz Gesamtkosten 326 626 196 659 26 367

Differenz Eigenanteil 268 268 – 142 20 268 136

Bei diesen Kostenvergleichen werden allerdings unterschiedliche Betreuungsqua-
litäten nicht berücksichtigt. Diese spielen für die Bewohnerinnen und ihre Ange-
hörigen bei der Wahl der Wohnform aber eine mindestens ebenso wichtige Rolle
wie die Kostenvergleiche. Bei den derzeitigen Bewohnerinnen fiel die Bilanz zum
Zeitpunkt des Einzugs (alte Kostenregelung) in Bezug auf beide Aspekte positiv
für die Wohngemeinschaft aus. Frau E. war von ihrer Tochter zunächst in einem
Altenheim angemeldet worden. Die Tochter berichtet: „Später stellte sich heraus,
dass die Kosten im Heim wesentlich höher gewesen wären. Wobei mir dies hier
wesentlich besser und interessanter erschien. Im Altenheim wollte man meine
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Tab. 20: Vergleich der Kosten zwischen Wohngemeinschaft und Heim 
seit Dez. 2003 (€)

Durch-
Frau A. Frau B. Frau C. Frau D. Frau E. Frau F. schnitt10

Pflegestufe II II I 0 I II

Heimkosten insgesamt 3.063 3.063 2.530 2.530 3.063 2.850
– davon Eigenanteil 1.784 1.784 1.507 1.507 1.784 1.673

Pflege- und Betreuungs-
kosten in der Wohn-
gemeinschaft seit 
Dezember 2003 2.620 2.320 2.090 2.077 1.314 2.920

Wohnkosten 557 557 557 557 557 557
Gesamtkosten in der

Wohngemeinschaft 3.177 2.877 2.647 2.634 1.871 3.477 2.810
– davon Eigenanteil 1.956 1.956 1.963 2.034 1.487 1.956 1.863

Differenz Gesamtkosten – 114 186 – 117 659 – 414 40

Differenz Eigenanteil – 172 – 172 – 456 20 – 172 – 190

Mutter auch gar nicht so gerne haben, weil sie nur Pflegestufe I hat.“ Die Töch-
ter von Frau C. haben bewusst nach einer Alternative zum Pflegeheim gesucht, in
dem ihre Mutter nach ihrem Schlaganfall zunächst untergebracht war. Auch in
diesem Fall erwies sich damals die Wohngruppe als kostengünstigere Alternative
bei höherer Pflegequalität. Inwieweit Angehörige in Zukunft bereit sein werden,
höhere Kosten als im Heim zu tragen, muss sich erst noch erweisen. In vielen Fäl-
len werden aber die Unterschiede nicht so gravierend sein, dass Angehörige, die
vom Betreuungskonzept in den Wohngemeinschaften überzeugt sind, sich aus
Kostengründen für ein Heim entscheiden werden. 
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4 Die Wohngemeinschaft „Blankenauer Straße“ in Chemnitz

4.1 Entstehungshintergrund

Die Wohngemeinschaft in der Blankenauer Straße wurde von Mitarbeiterinnen
des Vereins für rechtliche Betreuung e.V. initiiert. Dieser Verein war 1998 ge-
gründet worden, um hilfebedürftige Personen durch fachlich geeignete Verein-
smitglieder zu betreuen. Betreut werden z.Z. 160 ältere, psychisch kranke, see-
lisch behinderte, suchtkranke und geistig behinderte Menschen durch insgesamt
sieben Betreuerinnen. 

Konkreter Anlass für den Aufbau der ersten ambulant betreuten Wohngemein-
schaft in Chemnitz war die Übernahme der rechtlichen Betreuung für eine Dame,
die aus der Gerontopsychiatrie in ein Heim entlassen werden sollte. Ihre Betreu-
erin hatte deshalb zunächst die Aufgabe, sehr kurzfristig einen Heimplatz zu fin-
den. Es gab dabei keine Auswahl, da man froh sein konnte, überhaupt einen Platz
zu bekommen. Die Betreuerin war mit der Situation in dem damals gewählten
Pflegeheim sehr unzufrieden. „Man geht dann auch gar nicht gerne hin. Das wa-
ren große Gruppen, die dort saßen. Frau A. saß den ganzen Tag am Tisch oder
irrte dort alleine die Gänge entlang. Eigentlich habe ich mich die ganze Zeit ge-
fragt, wie man diese Situation ändern könnte. Ich habe dann einen Pflegedienst
eingesetzt, der zusätzlich jeden Tag in das Heim gegangen ist, um mit Frau A.
spazieren zu gehen, Kaffee zu trinken usw. Dann habe ich durch Zufall einen
Fernsehbericht über die Wohngemeinschaften in Berlin gesehen. Ich fand das gut
und stellte mir das ganz einfach vor. Aber manchmal ist es ja ganz gut, wenn man
ein bisschen naiv an eine Sache herangeht. Sonst macht man es wahrscheinlich
nie.“

Die Unzufriedenheit mit der Situation im Heim war auch bei anderen Betreuerin-
nen des Vereins vorhanden. Eine der Betreuerinnen, die inzwischen bereits die
dritte Klientin aus dem Heim in die Wohngemeinschaft geholt hat, berichtet, dass
die betreffenden Frauen im Heim teilweise sehr aggressiv waren, teilweise auch
teilnahmslos, und schon um 16.00 Uhr im Bett gelegen hätten.

Aber auch die Situation zu Hause stellte sich bei manchen als sehr unbefriedigend
dar. „Bei Frau B. war es so, dass sie kaum noch geredet hat und nachts durch die
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Gegend lief. Es musste eine andere Lösung gefunden werden. Aber in ein Heim
wollte ich sie nicht geben, weil ich da schlechte Erfahrungen gemacht hatte. Da
war es dann hervorragend, dass sich mit der Wohngruppe eine bessere Möglich-
keit bot.“ 

Die Mitarbeiterinnen des Vereins für rechtliche Betreuung machten sich zunächst
auf die Suche nach einem Pflegedienst als Kooperationspartner für das Projekt.
Dabei stießen sie auf eine Pflegedienstleiterin und eine Sozialarbeiterin beim Dia-
konischen Werk, Stadtmission Chemnitz e.V., die selbst schon an die Initiierung
einer Pflege-Wohngemeinschaft gedacht hatten, bisher aber keine Möglichkeit
gesehen hatten, ihre Idee in die Praxis umzusetzen. Die Sozialarbeiterin berichtet:
„Wir hatten auch schon lange die Idee. Von daher war es wie gesucht und gefun-
den. Wir wollten das schon lange machen, wussten aber nicht so richtig wie.
Dann kam der Verein für rechtliche Betreuung auf uns zu, und wir haben uns so-
fort verstanden.“ Gemeinsam wurde nach einer geeigneten Wohnung gesucht
und an der Formulierung des Betreuungskonzepts gearbeitet.

Obwohl der Wohnungsmarkt in Chemnitz sehr entspannt ist und viele Häuser
leer stehen, dauerte es ein Jahr, bis eine geeignete Wohnung gefunden wurde. Am
1.11.2002 konnten dann endlich sieben Bewohnerinnen in eine umgebaute Alt-
bauwohnung einziehen. 

Weitere Initiativen zur Einrichtungen ambulant betreuter Wohngruppen gibt es
in Chemnitz nicht. Die Mitarbeiterinnen des Vereins für rechtliche Betreuung ha-
ben den Bedarf für ihre eigenen KlientInnen gedeckt und wollten darüber hinaus
nicht tätig werden. Der Pflegedienst hätte zwar KlientInnen, die für eine zweite
Wohngruppe in Frage kämen, möchte aber nicht selbst die Initiative für eine wei-
tere Wohngruppe ergreifen. 

Offensichtlich ist das Konzept der ambulant betreuten Wohngemeinschaften für
Menschen mit Demenz in Chemnitz noch so unbekannt, dass es einige Zeit brau-
chen wird, bis neue Initiativen entstehen. So standen z. B. einige Ärzte der heuti-
gen WG-Bewohnerinnen der neuen Wohnform zunächst skeptisch gegenüber. Ei-
ne Betreuerin berichtet: „Als ich Frau A. aus dem Pflegeheim holen wollte, war
ihr Arzt so skeptisch, dass ich richtig ein bisschen Angst bekommen habe. Wenn
jetzt nach dem Umzug irgendetwas passiert wäre, hätte ich vielleicht noch die
Schuld dafür bekommen.“ Eine andere sagt: „Bei meinem Klienten war das ge-
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nauso. Die Ärztin hat gedacht, er müsste in der Wohngemeinschaft wieder an-
fangen, Kohlen zu schleppen. Die hat das Wort „Wohngemeinschaft“ gehört und
hat gedacht: um Himmels willen. Sie war dann aber später mal dort und hat
selbst gemerkt, wie ihr Patient wieder aufgelebt ist. Auch der Neurologe hat ge-
sagt, das wäre kein Vergleich zum Pflegeheim. Er war später ganz begeistert von
dieser Wohnform. Seine Frau hat mittlerweile schon nach einem Platz für ihre
Mutter in der Wohngruppe gefragt.“ 

4.2 Die Bewohnerinnen

In der Wohngemeinschaft leben heute sieben Frauen im Alter von 75–91 Jahren.
Obwohl die Wohngemeinschaft erst seit einem Jahr besteht, hat es bereits zwei
Sterbefälle gegeben. In einem Fall ist die Bewohnerin innerhalb der Wohnge-
meinschaft verstorben, im zweiten Fall im Krankenhaus.

Fünf der heutigen Bewohnerinnen haben einen rechtlichen Betreuer aus dem Ver-
ein für rechtliche Betreuung, zwei Bewohnerinnen werden von ihren Angehörigen
betreut. Fünf Frauen haben vorher in einem Pflegeheim gelebt, eine Frau im Be-
treuten Wohnen, eine Frau allein in ihrer angestammten Wohnung. 

Alle Bewohnerinnen sind an einer Demenz erkrankt. Zwei Bewohnerinnen sind
auf einen Rollstuhl angewiesen, eine Bewohnerin wird künstlich ernährt und liegt
den ganzen Tag über im Bett. Frau A. hat Versteifungen an den Händen und kann
sich deshalb nicht mehr an den Hausarbeiten beteiligen. Vier Frauen können
noch laufen und zwei davon sind relativ selbstständig. Frau C. kann sich noch
weitgehend selbstständig versorgen. Sie wäscht sich selbst und zieht sich auch
selbst an, muss aber häufig erinnert und korrigiert werden.

4.3 Prävention

Aus Sicht der Betreuerinnen ist es für die Bewohnerinnen der Wohngemeinschaft
von entscheidender Bedeutung, dass sie nach ihrem Auszug aus dem Heim end-
lich ihren natürlichen Rhythmus in der Tagesgestaltung finden konnten. Bei den
beiden Bewohnerinnen, die bereits verstorben sind, konnte nach ihrem Umzug
festgestellt werden, dass sie kein aggressives Verhalten mehr zeigten. Entschei-
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dend für diese Entwicklung war z. B. bei einer der beiden, dass sie in der Wohn-
gemeinschaft wieder – wie zu Hause – bis 11 Uhr morgens schlafen und abends
lange fernsehen konnte. 

„Durch den natürlichen Rhythmus brauchen die Frauen auch weniger Medika-
mente. Bei allen konnten die Medikamentengaben reduziert werden. Frau A. z. B.
hat vorher dreimal täglich 1 Tablette von einem Psychopharmakon bekommen.
Jetzt bekommt sie nur noch abends 1/2 Tablette.“ Ihr Mann sagt: „Das Leben in
der Wohngemeinschaft ist für meine Frau kein Vergleich zum Leben im Pflege-
heim. Dort lebten ca. 40 Patienten in einer Gruppe mit zwei bis drei Betreuern. Es
gab kaum Kontakt zwischen den Bewohnern und den Betreuern. Die kamen zeit-
lich gar nicht über die Runden. Dann war es so, dass immer alle zusammen saßen
und da gab es dann auch oft Zankereien untereinander. Das führte zu einer gro-
ßen Unruhe. Gerade meine Frau ist sehr sensibel und kann es gar nicht gut ver-
tragen, wenn sich zwei Menschen streiten. Da hat sie Angstzustände bekommen.
So etwas gibt es jetzt gar nicht mehr. In den letzten Monaten hat sie sich sehr sta-
bilisiert. Dadurch, dass es sich hier nur um eine kleine Gruppe handelt, ist der
Kontakt der Bewohner in der Wohngemeinschaft untereinander intensiver und
auch hilfsbereiter. Wenn eine nicht so laufen kann, kommt die andere und will ihr
helfen. Meine Frau ist jetzt auch viel aufnahmebereiter für alles, was um sie he-
rum passiert, nimmt jetzt auch wieder aktiv daran teil, singt mit und macht alle
möglichen Sachen.“

Festgestellt wurde auch, dass viele Bewohnerinnen in der Wohngemeinschaft bes-
ser essen als im Heim. „Weil das Essen selbst gekocht wird. Das ist eine ganz an-
dere Qualität. Schon der Duft ist ein ganz anderer. Es wurde extra eine Brotbak-
kmaschine angeschafft, um auch den Duft von frisch gebackenem Brot in der
Wohnung zu haben. Wenn man in die Wohnung kommt, riecht es gleich so lek-
ker. Ganz anders, als wenn man in ein Pflegeheim kommt. Da ist es immer ein bis-
schen ekelig. Da mag man dann auch nichts essen. Das geht einem schon als Gast
so. In der Wohngruppe habe ich nie den Eindruck, dass hier Leute gepflegt wer-
den – was ja immer auch so einen Geruch mit sich bringt. Wichtig ist auch, dass
mittags immer solche Sachen gekocht werden, die die Frauen von früher her ken-
nen: saure Eier, Bratkartoffeln und so ganz einfache Sachen.“ 

In der Wohngemeinschaft sind zwar die Bewegungsflächen für die Bewohnerin-
nen kleiner als im Heim, aber dadurch wird ihr Bewegungsdrang nach Ansicht
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der Betreuerinnen nicht negativ eingeschränkt. Im Gegenteil: Sie sehen es als Vor-
teil an, dass die Wohnung übersichtlicher ist und die Bewohnerinnen sich daher
sicherer bewegen können. Nach Ansicht einer Betreuerin geht das Bestreben im
Heim sogar eher zu einer Fixierung im Rollstuhl, damit die Leute nicht ausreißen
können. „Weil das Personal ja nicht hinterher kommt.“ Ihr persönlich wurde im
Heim schon angeraten, für ihren Klienten einen Antrag auf Fixierung zu stellen. 

Um Stürze zu verhindern und Folgen abzumildern, wurden eine Reihe von Maß-
nahmen getroffen: So wurden z. B. Matratzen vor Betten gelegt, Stolperfallen be-
seitigt und für eine gute Ausleuchtung der Räume gesorgt. Außerdem haben die
Mitarbeiter ein Auge auf diejenigen Bewohnerinnen, die beim Gehen unsicher
sind. „Das haben wir auch ein bisschen im Gefühl. Man weiß ungefähr, wie lan-
ge das dauert, bis z. B. Frau A. aufsteht und anfängt umherzulaufen. Da denkt
man dann: Jetzt muss ich mal gucken gehen.“ 

Mehrfach wurde beobachtet, dass verloren geglaubte Fähigkeiten in der Wohn-
gemeinschaft wieder zum Leben erweckt werden konnten. Eine Mitarbeiterin er-
zählt: „Bei Frau E. ist es so, dass die Pfleger im Heim gar nicht wussten, was Frau
E. noch kann. Sie legt jetzt die Wäsche und manchmal stopft sie. Sie liest Zeitung
und spielt „Mensch ärgere dich nicht“. Dass ihr Arbeit angeboten wurde, das
war im Heim überhaupt nicht der Fall. Das waren für mich dann auch selbst
Überraschungen, was da so alles zu Tage kam. Wenn Frau E. mit in der Küche
sitzt und ich mit Hausarbeiten beschäftigt bin, kommt es manchmal vor, dass sie
sagt: Gib mal her, ich mach dir das.“ Weitere Beispiele sind Frau B. und der mitt-
lerweile verstorbene Herr M.: „Bei Frau B. erlebe ich, was sie noch alles so reden
kann und erzählt, obwohl ich eigentlich schon gedacht hatte, dass das Reden bei
ihr ganz verschwinden würde. Bei Herrn M. war es so, dass er wieder angefangen
hat, zu sprechen und auch zu laufen. Für die kurze Zeit, in der sich diese Entwik-
klung gezeigt hat, war das schon sehr erstaunlich.“ 

Auch im Vergleich zum Leben in der eigenen Wohnung schneidet die Wohnge-
meinschaft nach Ansicht der Betreuerinnen positiv ab. Dies gilt vor allem, wenn
die betreffende Person vorher allein gelebt hat. „Frau B. ist in der Wohngemein-
schaft richtig aufgelebt. Sie schläft zwar immer noch viel, aber wenn sie dann
munter ist, ist sie doch wesentlich beteiligter als vorher in ihrer Wohnung, wo sie
manchmal gar nicht mehr geredet hat und auch nichts mehr gemacht hat. Jetzt re-
det sie wieder mit anderen. Manchmal läuft sie auch an den Handläufen entlang.
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Und dann macht sie Pläne, mit einer anderen Bewohnerin auf den Friedhof zu ge-
hen und solche Sachen.“

Diese positiven Entwicklungen sind u. a. auch darauf zurückzuführen, dass sich
die Mitarbeiterinnen intensiv bemühen, die Bewohnerinnen zu einer aktiven Teil-
habe am Alltagsleben anzuregen. „Frau C. z. B. ist von zu Hause her sehr ge-
wöhnt, mit Samthandschuhen angefasst zu werden. Die versuchen wir schon ein
bisschen aktiv mit heranzuziehen. Mit gutem Zureden geht es dann auch ganz
gut.“

Durch das Leben in der Wohngemeinschaft können nach Ansicht der Betreuerin-
nen auch Krankenhausaufenthalte vermieden werden. So konnten in zwei Fällen
Operationen ambulant durchgeführt werden, weil im Anschluss an die Operation
eine Betreuung in der Wohngruppe gewährleistet war. Die Betreuerinnen gehen
davon aus, dass Heimbewohner in solchen Fällen ins Krankenhaus überwiesen
würden. Eine Mitarbeiterin meint: „Von einer ambulanten Operation eines
Heimbewohners habe ich noch nie etwas gehört. Man muss ja auch bedenken,
dass die Frauen orientierungslos sind. Ich bin dann mitgegangen und habe mich
dort ins Wartezimmer gesetzt. Die vom Heim hätten das nicht gemacht. Wer soll
denn da mitgehen? Und im Krankenhaus würden die Demenzkranken natürlich
noch mehr an Orientierung verlieren.“ 

Sehr wichtig ist den Mitarbeiterinnen und rechtlichen Betreuerinnen, dass den
Bewohnerinnen ein Sterben im Krankenhaus erspart bleibt. Sie gehen davon aus,
dass eine Bewohnerin, die in der Wohngemeinschaft gestorben ist, in der gleichen
Situation vom Pflegeheim in ein Krankenhaus eingewiesen worden wäre. Dort
wären dann noch lebenserhaltende Maßnahmen durchgeführt worden, und sie
wäre dann letztlich im Krankenhaus verstorben. Stattdessen wurde in der Wohn-
gruppe der Notdienst geholt und mit dem Arzt besprochen, wie man die Frau in
Ruhe sterben lassen könnte. Auf diese Weise wurde auch eine Sterbebegleitung
möglich. „Das fand ich sehr gut. Sie ist dann auch wirklich in Ruhe aus dem Le-
ben geschieden.“

Im Laufe der Zeit sind die Mitarbeiterinnen in der Wohngemeinschaft selbstsi-
cherer geworden, wenn es um die Beurteilung der Notwendigkeit einer Kranken-
hauseinweisung geht. Hierzu hat auch eine Aussprache mit den rechtlichen Be-
treuerinnen beigetragen, die dem Pflegedienst die Angst vor rechtlichen Konse-
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quenzen genommen hat, wenn auf eine vorsorgliche Krankenhauseinweisung
verzichtet wird. „Jetzt ist es so, dass wir als Pflegedienst nicht mehr gleich hek-
tisch reagieren, wenn etwas passiert, sondern alles etwas ruhiger ablaufen lassen
können. Natürlich holen wir den Notarzt, aber mit dem wird dann erst mal über
seine Einschätzung der Lage diskutiert. Wenn er sagt, die Frau stirbt sowieso,
dann können wir auch entscheiden, dass sie in der Wohngruppe bleibt. Am An-
fang waren wir da einfach noch zu unsicher.“

Die Mitarbeiterinnen gehen davon aus, dass sich die positiven Entwicklungen der
Bewohnerinnen aus der normalen Pflegedokumentation nicht ablesen lassen. Er-
kennen kann man die Entwicklung aber anhand der zusätzlich durchgeführten
Einstufung der Bewohnerinnen nach dem Pflegemodell von Böhm. Hier hat sich
gezeigt, dass zwei Frauen seit ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft eine höhe-
re Interaktionsstufe erreichen konnten. Im Vergleich zu den sehr plastischen
Schilderungen einzelner positiver Entwicklungen durch die Betreuerinnen und
Mitarbeiterinnen bleibt dieses Resultat aber ziemlich abstrakt. Die Mitarbeiter-
innen sind daher der Meinung, dass sich positive Entwicklungen am besten in
Protokollen der Teambesprechungen dokumentieren lassen, weil in diesen Sit-
zungen regelmäßig die Entwicklung jedes einzelnen Bewohners besprochen wird.
Außerdem lassen sich die Entwicklungen der einzelnen Bewohner anhand der
Pflegeplanungen nachvollziehen, die regelmäßig überprüft und an den aktuellen
Bedarf angepasst werden.

4.4 Vertrautheit

Die Konzeption der Wohngemeinschaft sieht vor, dass es keinen festen Tagesab-
lauf geben soll. Stattdessen sollen die Aktivitäten den Interessen und Fähigkeiten
der Bewohner angepasst und die Versorgungsleistungen je nach individuellem Be-
darf in den Tagesablauf eingefügt werden. Es soll ein ganz normales Alltagsleben
stattfinden, das sich idealerweise folgendermaßen gestaltet: „Nach der Morgent-
oilette wird der Tisch gedeckt und gefrühstückt. Anschließend wird aufgeräumt,
Wäsche gewaschen, gebügelt und gelegt, gebastelt, gesungen und spazieren ge-
gangen. An allen anfallenden Tätigkeiten können sich die Bewohner ganz nach
Lust und individuellem Können beteiligen. Wer nach dem Mittagessen schlafen
möchte, kann dies tun. Wer nicht mag, hat trotzdem einen Ansprechpartner, der
sich Zeit für ihn nimmt, ihm zuhört und mit ihm spricht. Nach dem Kaffeetrin-

113

Chemnitz: Blankenauer Straße



ken können sich die Bewohner wiederum an verschiedenen alltäglichen Verrich-
tungen beteiligen. Kleine Spiele oder Musik lenken ab und bringen Freude. Nach
dem Abendbrot gehen die Bewohner zu individuell unterschiedlichen Zeiten zu
Bett. Auch nachts finden sie bei Bedarf Ansprechpartner und Zuwendung.“
(Qualitätskriterien, S. 6) Von den Mitarbeitern wird ein hohes Maß an Einfüh-
lungsvermögen und Kreativität gefordert, um die Bedürfnisse der Bewohner auf-
zuspüren und ihnen gemäß handeln zu können (Qualitätskriterien, S. 4). 

Die Umsetzung dieses Konzepts findet – wie auch in anderen untersuchten Wohn-
gemeinschaften – ihre Grenze in den verfügbaren Personalressourcen und den
Notwendigkeiten des Dienstplanes. So kommt es z. B. vor, dass eine Bewohnerin
gern spazieren gehen möchte, aber kein Mitarbeiter zur Verfügung steht, um sie
zu begleiten. Umgekehrt findet sich bei ausreichender Mitarbeiterzahl nicht im-
mer ein Bewohner, der in diesem Moment gerade Lust auf einen Spaziergang hat. 

Vormittags bleibt den Mitarbeiterinnen relativ wenig Zeit, spezielle Wünsche der
Bewohnerinnen zu erfüllen, weil sie dann zu sehr mit pflegerischen und haus-
wirtschaftlichen Tätigkeiten beschäftigt sind. Am Nachmittag hängen die Mög-
lichkeiten davon ab, ob alle Bewohnerinnen relativ gleichzeitig nach der Mittags-
ruhe wieder munter sind oder ob sich dieser Prozess über einen längeren Zei-
traum hinzieht. „Dann äußert die eine mal einen Wunsch und man versucht, ihn
zu realisieren, aber dann machen zwei, drei andere nicht mit oder laufen in der
Wohnung herum. Dann wird es schwierig.“

Der Zeitaufwand für die Grundpflege am Morgen ist sehr hoch. Sie nimmt zu-
sammen mit dem Essenkochen und Saubermachen fast den ganzen Vormittag in
Anspruch. „Weil sie ja auch nicht alle zur gleichen Zeit aufstehen. Und wenn ich
vielleicht gerade zu dem Zeitpunkt jemanden beschäftigt habe und eine andere
Bewohnerin ist dann gerade munter geworden, dann kann ich der ja nicht sagen,
nun bleiben Sie mal noch ein bisschen liegen, bis Frau C. die Kartoffeln geschält
hat. Dann kümmere ich mich erst mal darum, dass diese Bewohnerin gewaschen
und angezogen wird.“

Um die Mitarbeiterinnen im Frühdienst zu entlasten, kocht die Nachtschicht häu-
fig schon das Essen vor (z. B. wenn es Fleisch gibt) und hilft auch einzelnen Frü-
haufsteherinnen bei der Morgentoilette. Dann können sich die Mitarbeiterinnen
am Vormittag auf solche Tätigkeiten konzentrieren, an denen sie auch die Be-
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wohnerinnen beteiligen können, wie z. B. Kartoffelschälen oder Gemüse putzen.
Nur noch zwei bis drei Bewohnerinnen beteiligen sich allerdings an diesen Tätig-
keiten. „Frau G. kriegt man auch manchmal dazu. Einmal hat sie z. B. der Frau
C. beim Kartoffelschälen zugeguckt, und dann hat sie nach einem Messer ver-
langt und hat auch angefangen, Kartoffeln zu schälen.“ 

Einmal pro Monat kommt ein Akkordeonspieler in die Gruppe. Andere spezielle
Therapien, wie z. B. Physiotherapien, werden nur mit einzelnen Bewohnerinnen
durchgeführt. Die Einbeziehung von Tieren in das Wohngemeinschaftsleben wird
überlegt. „Wir haben einige Katzenfreunde in der Gruppe. Deshalb wollten wir
jetzt mal probieren, eine Katze mitzubringen und das mal zu testen.“ Die Katze
soll aber nicht ständig in der Gruppe leben. „Das finden wir dann doch unprak-
tisch. Wir haben ja schon zwei Vögel, die einer ehemaligen Bewohnerin gehört
haben. Aber es hat eigentlich keine der jetzigen Bewohnerinnen Interesse an die-
sen Vögeln. Und uns selbst gehen sie eher auf den Geist mit ihrem ständigen Ge-
zwitscher.“

Die Mitarbeiterinnen versuchen immer, auch die Bedürfnisse derjenigen Bewoh-
nerinnen zu erkunden, die sich aktuell nicht selbstständig äußern. So wird grund-
sätzlich bei allen nachgefragt, was sie gern tun möchten. „Wir fragen schon alle
durch die Reihe weg. Es sind ja nun auch nicht so viele. Man kennt die Leute ja
auch und weiß, was jeder gerne macht. Man macht dann auch entsprechende
Vorschläge.“ Sie finden, dass sie den Tagesablauf schon ziemlich optimal an die
individuellen Bedürfnisse der Bewohner angepasst haben. Es bleibt aber noch ei-
ne Unzufriedenheit darüber, dass sie es bei einigen Bewohnerinnen bisher nicht
geschafft haben, herauszufinden, welche Aktivitäten im Tageslauf für sie gut ge-
eignet wären. Das sind diejenigen Bewohnerinnen, die bisher noch an kaum ei-
nem Angebot Interesse gezeigt haben. „Bei Frau G. wissen wir so gut wie gar
nichts – außer dass sie ein paar Jahre in China war. Sie zeigt eigentlich an nichts
Interesse. Wenn man sie direkt auf früher anspricht, sagt sie, das geht uns nichts
an. Sie will eigentlich nur ihre Ruhe haben. Frau E. dagegen hat wirklich viele
Interessen.“ „Wir haben schon sämtliche Sachen probiert, aber man kommt bei
einigen nicht dahinter, was den Leuten gut tut oder was sie gern machen möch-
ten. Es ist schwierig, z. B. Frau G. irgendetwas zu geben, was sie mag oder will.“ 

Bei einigen Bewohnern gibt es noch Bekannte und Verwandte, von denen sich die
Mitarbeiterinnen Informationen über frühere Lebensgewohnheiten holen kön-
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nen, aber in vielen Fällen sind keine Angehörigen mehr vorhanden. Da die Be-
wohnerinnen zudem auch häufig direkt aus dem Pflegeheim in die Wohngruppe
gezogen sind, ist es schwierig, herauszufinden, welche Gewohnheiten und Be-
dürfnisse vor dem Einzug in die Wohngruppe bzw. in das Pflegeheim vorhanden
waren. Zwar wurde für jede Bewohnerin ein Biographie-Bogen angelegt, in den
alle bekannt gewordenen biographischen Daten, Vorlieben und Gewohnheiten
eingetragen werden, vielfach kann aber nur über die Reaktion auf unterschiedli-
che Angebote an Mahlzeiten oder Beschäftigungen herausgefunden werden, wel-
che Speisen, Getränke und Tätigkeiten eine bestimmte Bewohnerin gern hat.
„Manchmal merkt man auch im Alltag, was die einzelnen Frauen früher gerne
gemacht haben. Eine singt z. B. sehr gerne und hört gerne klassische Musik.“ 

4.5 Selbstbestimmtheit

Im Konzept der Wohngemeinschaft wird als Ziel der Betreuung die „Erhaltung
und Förderung größtmöglicher Selbstständigkeit und Selbstbestimmtheit bei Si-
cherstellung größtmöglicher Hilfe im Bedarfsfall“ formuliert. Die Selbstbe-
stimmtheit der Bewohnerinnen wird vor allem im normalen Alltag durch Einge-
hen des Personals auf die geäußerten oder vermuteten Bedürfnisse der Bewohne-
rinnen gewährleistet. Als Beispiel dafür, wie versucht wird, den Bewohnern eine
größtmögliche Selbstbestimmung über ihr tägliches Leben zu geben, wird die
Auswahl der Kleidung angesprochen. Hier beschränkt sich die Selbstbestimmung
zumeist auf die Auswahl zwischen verschiedenen Kleidungsstücken, die den Be-
wohnerinnen von den Mitarbeiterinnen angeboten werden. Häufig gibt es auf
dieses Angebot aber keine Reaktion. Den meisten ist es egal, was sie anziehen. Sie
überlassen deshalb meistens den Mitarbeiterinnen die Auswahl der Kleidungsstü-
cke. „Ich habe schon einmal Frau E. vor der offenen Schranktür gefragt, welchen
Pullover sie den gern anziehen würde. Da hat sie nur gesagt: „Ach Sie sind jün-
ger, Sie wissen das besser, machen Sie das mal.“ Wenn bei einzelnen Bewohnerin-
nen schmutzige Kleidungsstücke ausgewechselt werden müssen, geschieht dies
manchmal ohne deren Wissen, um Auseinandersetzungen zu vermeiden. Wenn
sich Bewohnerinnen ungewöhnliche Dinge anziehen, werden sie von den Mitar-
beiterinnen darauf angesprochen, ob sie das nicht ändern wollen. Es würde aber
deshalb kein Konflikt herbeigeführt. So wird es z. B. auch toleriert, wenn Bewoh-
ner sich zum Schlafengehen nicht ausziehen wollen.
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Dort, wo die Bewohnerinnen selbst nicht mehr in der Lage sind, ihr Recht auf
Selbstbestimmung wahrzunehmen, ist es Aufgabe der Angehörigen und recht-
lichen Betreuerinnen, als Interessenvertreter zu fungieren. Es soll deshalb regel-
mäßige Treffen zwischen Mitarbeiterinnen und Angehörigen geben, bei denen
Probleme der täglichen Arbeit besprochen werden (Qualitätskriterien, S. 6). Die-
se Angehörigentreffen finden vierteljährlich statt. Voraussetzung für eine kon-
struktive Teilnahme an den regelmäßigen Angehörigentreffen ist allerdings eine
gewisse Kenntnis über die täglichen Abläufe in der Wohngemeinschaft. Diese
kann nur durch häufigere Aufenthalte in der Gruppe gewonnen werden.

Die Berufsbetreuerinnen des Vereins für rechtliche Betreuung werden offiziell nur
für die Abwicklung rechtlicher Angelegenheiten der betreuten Personen bezahlt.
Trotzdem ist es ihnen möglich, mindestens einmal im Monat, möglichst sogar
zweimal im Monat ihre Klientinnen zu besuchen. Da sie selbst die Wohngruppe
mitinitiiert haben und sich auch gegenseitig über aktuelle Entwicklungen in der
Gruppe informieren, fühlen sie sich über die Vorgänge in der Wohngemeinschaft
gut informiert. Sie sind auch in der Lage, die Arbeit des Pflegedienstes kritisch zu
begleiten und auch in dieser Hinsicht die sonst den Angehörigen zugedachte Rol-
le des „Auftraggebers“ wahrzunehmen. So kontrollieren sie z. B. regelmäßig die
Dokumentationen des Pflegedienstes, und an den Dienstbesprechungen nimmt
immer eine der Betreuerinnen teil. Auf diese Weise findet ein regelmäßiger Aus-
tausch zwischen Betreuerinnen und Pflegedienst statt.

Diese im Vergleich zu anderen rechtlichen Betreuern in anderen Wohngemein-
schaften (vgl. Kap 5.5) sehr guten Kenntnisse der Vorgänge in der Wohngemein-
schaft sind vor allem dem günstigen Umstand zu verdanken, dass hier mehrere
rechtliche Betreuerinnen zusammenarbeiten und sich gegenseitig über aktuelle
Vorgänge in der Gruppe informieren.

Die Zusammenarbeit mit den Angehörigen verläuft in den meisten Fällen für bei-
de Seiten befriedigend. Allerdings gibt es auch einzelne Angehörige, die sich nicht
als Teil einer Gruppe begreifen, sondern ihre individuellen Interessen ohne Rück-
sicht auf die Gesamtsituation durchsetzen wollen. Die Auseinandersetzung mit
diesen Angehörigen nimmt einen großen Teil der Energien in den Angehörigen-
treffen in Anspruch. „Dadurch, dass die Angehörigentreffen immer so gelaufen
sind, dass eine Angehörige die ganze Zeit nur von ihrer Mutter geredet hat, ha-
ben sich die eigentlichen Entscheidungen eher auf die Teilnahme der Betreuerin-
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nen an den Dienstbesprechungen des Pflegedienstes verlagert. Man versucht dann
lieber, die Dinge auf kurzem Weg zu regeln als auf den offiziellen Angehörigen-
treffen.“

Die Mitarbeiterinnen berichten, dass sich viele Fragen der Alltagsgestaltung mit
den Angehörigen schwer klären lassen, weil diese manchmal gar nicht so sehr an
den Bedürfnissen der Bewohner orientiert seien. „Sie erzählen einem häufig mehr,
wie sie es selbst gern hätten. Da kommen dann so Sprüche: ‚Die soll mehr Sport
machen.‘ ‚Die darf sich nicht hinlegen.‘ ‚Die darf keinen Mittagschlaf machen.‘
Die betreffende Bewohnerin möchte aber lieber in Ruhe gelassen werden und
macht ganz gerne ihren Mittagschlaf.“ In einem konkreten Fall fühlt sich die Be-
wohnerin in der Wohngruppe ganz wohl, aber die Angehörige denkt darüber
nach, ihre Mutter wieder in ein Heim zu bringen, weil sie findet, dass in der
Wohngruppe u. a. zu wenig auf Hygiene geachtet würde. „Aber da hat sich dann
die Krankenkasse geweigert, diesen Umzug mitzutragen, weil die Mutter in der
Wohngruppe optimal betreut würde.“ Eine Angehörige wirft den Mitarbeiterin-
nen vor, die Mutter nicht genügend zu beschäftigen. Hinter diesem Vorwurf
steckt aber nach Ansicht der Mitarbeiterinnen lediglich die Tatsache, dass die
Tochter nicht wahrhaben will, dass die Krankheit der Mutter fortschreitet und sie
viele Dinge nicht mehr so kann wie früher. „Sie überfordert ihre Mutter. Sie kann
es nicht akzeptieren, dass die Mutter sich zurückentwickelt und nicht mehr die
Mutter ist, die sie mal war.“ 

Die rechtlichen Betreuerinnen und die Angehörigen wirken aktiv bei der Auswahl
neuer Mitarbeiterinnen mit und nehmen auch darauf Einfluss, das Mitarbeiterin-
nen, mit denen sie nicht zufrieden sind, wieder entlassen werden. So ist es in der
Anfangszeit schon einmal vorgekommen, dass eine Mitarbeiterin ausgewechselt
wurde. Um in solchen Fällen nicht personalrechtlich gebunden zu sein, holt sich
der Pflegedienst noch im Verlauf der Probezeit die Meinung der rechtlichen Be-
treuerinnen und Angehörigen ein, ob eine Festanstellung sinnvoll ist. „Wir stellen
jetzt aber auch prinzipiell nur noch befristet ein. Selbst wenn uns in der Probezeit
dann mal etwas durch die Lappen gehen sollte – denn wir sind ja nicht so häufig
vor Ort –, haben wir dann noch einmal ein Jahr Zeit, auf möglicherweise auftau-
chende Probleme auch mit Personalwechsel reagieren zu können.“
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4.6 Soziale Integration

Das Betreuungskonzept des Pflegedienstes geht davon aus, dass demenzkranke
Menschen Orientierung und Sicherheit über den Kontakt mit anderen Menschen
suchen. Aus diesem Grund sollen im Anfangs- und Hauptstadium der Erkran-
kung weniger individuell-pflegerische Aspekte der Betreuung im Mittelpunkt ste-
hen, sondern die Einbettung der Bewohnerinnen in den Sozial- und Lebensraum
der Wohngemeinschaft (Qualitätskriterien, S. 5).

Hinsichtlich der optimalen Zusammensetzung einer Wohngruppe gibt es bei den
Interviewpartnern unterschiedliche Meinungen. Einig ist man sich darin, dass es
immer auf die jeweilige Situation ankommt, wer mit wem zusammenpasst. Die
rechtlichen Betreuerinnen gehen davon aus, dass es auf jeden Fall günstig ist,
wenn nur Demenzkranke in einer Gruppe leben. „Das Zusammenleben von De-
menzkranken mit geistig Fitten hat im Pflegeheim immer zu Streit geführt. Die
geistig Fitten hatten Angst, von den Demenzkranken bestohlen zu werden, wenn
diese versehentlich in ihre Zimmer liefen. Sie waren häufig den Demenzkranken
gegenüber aggressiv, was bei den Demenzkranken wieder Ängste ausgelöst hat.“
Die Mitarbeiterinnen könnten sich dagegen auch eine gemischte Gruppe gut vor-
stellen, weil dann noch mehr Normalität ins tägliche Leben einziehen würde.
„Der Vorteil wäre, dass diejenigen, die noch geistig rege sind, den anderen schon
ein bisschen helfen und sie unterstützen könnten.“ Ein Anteil von etwa 50 % de-
menziell Erkrankter wird für sinnvoll gehalten, weil unter diesen Bedingungen je-
de Gruppe auch noch etwas unter sich machen kann.

Abgelehnt wird von allen eine weitere Spezialisierung der Zusammensetzung in
Richtung auf „nur Mobile“ oder „nur Bettlägerige“, wie sie in manchen Pflege-
heimen betrieben wird. „Wir haben auch erlebt, dass sich die Bewohnerinnen
dann umeinander kümmern, wenn es einer von ihnen schlechter geht. Auch für
die Bettlägerigen ist es gut, wenn sie noch ein bisschen Leben um sich herum mit-
bekommen. Das kennt man doch auch von zu Hause. Zu Hause im Bett zu liegen
ist immer noch angenehmer als im Heim.“

Auf die Frage nach der optimalen Gruppengröße antwortet eine Mitarbeiterin
spontan: „Also, mehr nicht! Das reicht eigentlich.“ Eine andere sagt: „Ich finde,
sieben ist wirklich die oberste Grenze.“ Ursprünglich war eine Gruppengröße
von sechs Personen angedacht worden. Aufgrund des Wohnungszuschnitts war
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dann Platz für sieben Personen, und dadurch gestaltete sich auch die Finanzie-
rung günstiger. Die Sozialarbeiterin des Pflegedienstes sagt dazu: „Ich würde die
Gruppe aber nicht größer machen, weil es dann auch von der Pflege her nicht
mehr zu handhaben ist. Das verliert dann zu leicht den Charakter einer Wohnge-
meinschaft.“

Konflikte unter den Bewohnerinnen kommen relativ selten vor. Sofern es sich um
ein intensives „Gezänk“ handelt, versuchen die Mitarbeiterinnen, die Streithähne
möglichst räumlich zu trennen und dadurch wieder zur Ruhe kommen zu lassen.

Alle Bewohner bekommen noch Besuch von außerhalb. Eine Bewohnerin wird
z. B. regelmäßig von ihrer ehemaligen Nachbarin besucht. Andere bekommen Be-
such von ihren Kindern. Eine Bewohnerin erhält neben ihrer Tochter auch noch
Besuch von einem Besuchsdienst, den die Tochter beauftragt hat. Die rechtlichen
Betreuerinnen finden, dass die Wohngemeinschaft auch für die Angehörigen eine
angenehmere Lösung ist, weil sie sich lieber in der Wohngemeinschaft als im
Heim aufhalten. „Man kann sich da viel selbstverständlicher aufhalten, einfach
am normalen Leben teilnehmen und sich auch mal selbst um Sachen kümmern,
ohne den Betrieb zu stören.“ Allerdings nehmen sie keinen aktiven Einfluss auf
die Herstellung oder Aufrechterhaltung solcher Kontakte. „Im Allgemeinen in-
formieren wir die Angehörigen nur über die neue Adresse, und um alles Weitere
kümmern wir uns nicht. Wenn wir aber Angehörige haben, die sich engagieren,
dann informieren wir sie auch zwischendurch, z. B. wenn die Betreute krank ge-
worden ist oder irgendeinen speziellen Wunsch hat.“

Vor dem Bezug der Wohnung wurde – auch auf Wunsch der Hausverwaltung –
das Projekt den anderen Mietern im Haus vorgestellt. „Da ist ungefähr die Hälf-
te der Mieter gekommen. Es waren auch alle ganz begeistert. Wir waren darüber
ganz beglückt, weil wir das gar nicht erwartet hatten. Eine Mieterin wollte auch
gleich zum Kochen kommen. Eine junge Frau mit Kindern hat vorgeschlagen,
dass die Kinder ab und zu in die Gruppe kommen könnten. Aber das hat dann al-
les nicht stattgefunden. Später hat es dann noch einmal eine Einladung in die
Wohngruppe gegeben, zu der nur noch zwei Mieter gekommen sind. Mehr ist
dann nicht mehr passiert.“ Die Mitarbeiterinnen haben sich mittlerweile auf ein
distanzierteres Verhältnis zu den Nachbarn eingestellt und sind nun schon zufrie-
den damit, dass sich ein friedliches Nebeneinander ergeben hat. Sie berichten,
dass die Wohngemeinschaft „im Großen und Ganzen“ im Haus akzeptiert sei.
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„Es gibt zwar auch einige Nachbarn, die es störend finden, wenn wir auf der Ter-
rasse sitzen und Frau D. so vor sich hin ruft. Aber ansonsten gibt es keine Stö-
rungen durch die Wohngruppe im Haus.“

Hinsichtlich des Standortes der Wohngemeinschaft wird es von Seiten der recht-
lichen Betreuerinnen für nicht so wichtig erachtet, dass die Wohnung im ange-
stammten Wohnquartier der Bewohnerinnen liegt. „So etwas mag günstig sein,
wenn die Wohngemeinschaftsmitglieder vorher noch in ihrer alten Wohnung ge-
wohnt haben. Die meisten sind aber schon lange aus ihrem alten Wohnumfeld
raus und haben zu ihrer eigenen Wohnung schon vor dem Einzug in die Wohnge-
meinschaft keinen Bezug mehr gehabt.“ Einmal wurde ein Ausflug in die alten
Wohnumgebungen der Bewohnerinnen organisiert. Dabei ist aber kein besonde-
res Wiedererkennen zu beobachten gewesen. Die Initiatorin meint: „Das ist doch
so: Man will gern mal etwas mit den Bewohnern unternehmen. Das klingt alles
schön, aber für die meisten ist es eigentlich nur noch Stress.“ Ob sich die Lage in
einem vertrauten Stadtteil auf die Häufigkeit von Besuchen aus dem Bekannten-
kreis auswirken würde, können die Mitarbeiterinnen nicht beurteilen, da sie zu
wenig über die früheren Wohnverhältnisse der Bewohnerinnen wissen. 

Aus Sicht der Mitarbeiterinnen macht die Integration in einen vertrauten Stadt-
teil im Anfangsstadium der Demenz durchaus Sinn. Frau C. hat z. B. das Ein-
kaufszentrum, in dem sie früher mit ihrem Mann einkaufen war, wiedererkannt.
Für günstig halten sie es vor allem, wenn man in fußläufiger Entfernung alle mög-
lichen Dinge des täglichen Lebens erledigen kann, damit man möglichst oft eine
Gelegenheit hat, die Bewohnerinnen an Einkäufen und Erledigungen zu beteili-
gen. Obwohl die diesbezüglichen Möglichkeiten in der Blankenauer Straße aus-
giebig genutzt werden, sind aber bisher keine Kontakte zu Menschen aus dem
Stadtteil entstanden. 

4.7 Versorgungssicherheit (Personal)

Das Konzept des Pflegedienstes geht davon aus, dass eine personell konstante Be-
treuung bei den Bewohnern Sicherheit und Vertrauen schafft (Qualitätskriterien,
S. 5) Dieser Anspruch konnte mit der Bildung eines festen Mitarbeiterteams aus
sechs Personen eingelöst werden. Hierzu gehören
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1 examinierte Krankenschwester
2 Heilpädagogen/Heilerzieherinnen
2 Hauswirtschaftskräfte/Pflegehelferinnen
1 Hauswirtschaftskraft/Erzieherin

Tab. 21: Personalkapazitäten in der Blankenauer Straße

Wöchentliche Wöchentliche

An- Arbeitsstunden Arbeitsstunden

zahl Qualifikation pro Person insgesamt

1 exam. Krankenschwester 20 20
2 HWP (Heilpädagogin) 30 60
2 HWP (Pflegehelferin) 30 60
1 HWP (Erzieherin) 35 35
1 exam. Altenpflegerinnen 20 20
2 geringfügig Beschäftigte 5 10
2 Praktikantinnen 30 60

Personalkapazität insgesamt 265

Die Mitarbeiterinnen arbeiten in drei Schichten. Tagsüber ist jeweils eine Mitar-
beiterin des festen Teams von 7.00–14.30 und von 14.00–21.30 in der Wohnge-
meinschaft anwesend. Von 7.00–15.30 und von 17.00–21.00 kommt eine Prak-
tikantin hinzu. Am Wochenende ist vormittags eine feste Team-Mitarbeiterin,
nachmittags eine geringfügig Beschäftigte anwesend. Der Nachtdienst wird – im
Gegensatz zu den anderen untersuchten Wohngemeinschaften – von den fest an-
gestellten Teammitarbeiterinnen übernommen. Nach Aussage des Pflegedienstes
ist es in Chemnitz schwierig, Studenten für diese Tätigkeit zu finden. Außerdem
sei eine Team-Mitarbeiterin persönlich daran interessiert, möglichst häufig
Nachtdienst machen zu können. In der Frühschicht wird die Behandlungspflege
von der anwesenden Krankenschwester des Teams durchgeführt, am Abend und
am Wochenende kommt zu diesem Zweck eine zusätzliche Pflegekraft der Sozi-
alstation ins Haus. 
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Tab. 22: Anwesenheitszeiten des Personals in der Blankenauer Straße

Art des Anwesenheitszeiten
Personals Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag Sonntag

Examinierte 8.00–12.00 8.00–12.00 8.00–12.00 8.00–12.00 8.00–12.00
Kranken-
schwester

Hauswirt- 11.30–14.30 11.30–14.30 11.30–14.30 11.30–14.30 11.30–14.30 7.00–14.30 7.00–14.30
schafts- 14.00–21.30 14.00–21.30 14.00–21.30 14.00–21.30 14.00–21.30
kräfte 21.00–7.300 21.00–7.300 21.00–7.300 21.00–7.30 21.00–7.300 21.00–7.300 21.00–7.300

Geringfügig 
Beschäftigte 14.00–19.00 14.00–19.00

Praktikantin 7.00–15.30 7.00–15.30 7.00–15.30 7.00–15.30 7.00–15.30
17.00–21.00 17.00–21.00 17.00–21.00 17.00–21.00 17.00–21.00

Examinierte 19.00–20.00 19.00–20.00 19.00–20.00 19.00–20.00 19.00–20.00 8.00–10.00 8.00–10.00
Altenpflegerin 18.30–21.30 18.30–21.30

Aus Sicht der rechtlichen Betreuerinnen ist die Personalbesetzung mit zwei Perso-
nen tagsüber und einer Person für den Nachtdienst ausreichend, um die Bedürf-
nisse der Bewohnerinnen zu befriedigen. Einsparungen sind bei dieser Personal-
konstellation aber nicht mehr möglich. „Zwei Mitarbeiter müssen schon da sein,
denn wenn man alleine ist und es passiert etwas, dann braucht man einen Zwei-
ten, der einspringen kann oder mit dem man sich beraten kann. Aber für eine ge-
wisse Zeit kann auch mal einer alleine da sein.“ Dies ist für eineinhalb Stunden
am Nachmittag (15.30–17.00 Uhr) der Fall. Bei Bedarf hat die anwesende Mit-
arbeiterin dann die Möglichkeit, zusätzliche Unterstützung über die Rufbereit-
schaft der Sozialstation anzufordern.

Die Mitarbeiterinnen fänden am Vormittag eine Besetzung mit drei Personen op-
timal. „Dann hätte einer immer noch Zeit, mit den Bewohnerinnen etwas zu
unternehmen.“ Dagegen ist die Besetzung mit nur einer Person in den Nachmit-
tagsstunden im Allgemeinen ausreichend. „Es gibt aber auch Tage, wenn es z. B.
einem Bewohner nicht gut geht und man sich gleichzeitig noch um einen anderen
kümmern muss, dann wäre es manchmal angebrachter, wenn ein zweiter Mitar-
beiter anwesend wäre.“ Abends ist der Pflegeaufwand geringer als am Morgen,
daher reichen abends zwei Mitarbeiter aus. Am Wochenende wird auf eine Dop-
pelbesetzung während des Tages verzichtet.
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Die Mitarbeiterinnen sind der Meinung, dass sie sich mehr um die Bewohnerin-
nen kümmern könnten, wenn ihnen zumindest einige Putztätigkeiten abgenom-
men würden. An diesen Tätigkeiten können sie die Bewohnerinnen kaum sinn-
voll beteiligen – zumindest nicht, wenn ein bestimmtes Endergebnis erreicht wer-
den soll. „Wenn wir eine Putzfrau hätten, um z. B. mal die Bäder richtig gründlich
sauber zu machen und die Toiletten, das wäre schon gut, weil wir das manchmal
gar nicht schaffen.“ 

Aus Sicht der Initiatorinnen muss der Anteil qualifizierten Personals nicht sehr
hoch sein. „Die Leute sollen ja dort nicht therapiert werden. Sie sollen einfach
nur dort wohnen.“ Die Initiatorin des Projekts findet es wichtig, dass es keine ge-
planten Beschäftigungsprogramme gibt, sondern dass sich alle Aktivitäten mit
den Bewohnerinnen aus dem normalen Alltagsleben heraus ergeben. Darin sieht
sie einen wichtigen Qualitätsunterschied zum Heim. „Im Heim gibt es Seidenma-
lerei und solche Scherze. Das kennen die Bewohnerinnen doch gar nicht. Und das
wollen sie auch nicht. Sie wollen lieber solche Sachen machen, die sie auch früher
gemacht haben. Und basteln gehörte nur bei den wenigsten zu ihren normalen
Tätigkeiten.“ Sie ist mit dem Maß der Beschäftigung der einzelnen Bewohnerin-
nen in der Wohngemeinschaft zufrieden. „Auf jeden Fall werden sie dort nicht
überfordert, indem man z. B. den ganzen Tag versucht, sie zu Aktivitäten zu be-
wegen.“ 

Eine andere Betreuerin berichtet, dass sie die Aktivitäten in der Gruppe als sehr
natürlich erlebt. „Wenn ich in der Gruppe bin, habe ich den Eindruck, dass da al-
les ganz natürlich und normal abläuft, und das finde ich sehr, sehr angenehm. Für
die besonderen Therapien kommen zusätzlich Fachkräfte wie z. B. eine Ergothe-
rapeutin ins Haus. Ich denke nicht, dass die normalen Mitarbeiter sich auf solche
Sachen stürzen sollten.“

Entsprechend dieser deutlichen Orientierung an einem normalen Wohnen mit
möglichst wenig therapeutischen Ambitionen legen die Initiatorinnen der Wohn-
gemeinschaft auch bei der Personalauswahl wenig Wert auf formale Qualifika-
tionen. Allerdings sollte immer eine examinierte Fachkraft im Team vorhanden
sein, die auch die Behandlungspflege ausführen kann und Ansprechpartnerin für
den Arzt ist. Auch für die Angehörigen und Betreuerinnen sei es wichtig, einen in
medizinischen Dingen qualifizierten Ansprechpartner im Team zu haben.
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Unter den Mitarbeiterinnen befinden sich – eher zufällig aufgrund der speziellen
Arbeitsmarktsituation in Chemnitz – auch zwei Heilpädagoginnen, die allerdings
als Hauswirtschaftskräfte eingestellt worden sind. Der Grund zur Einstellung von
Personen mit dieser speziellen Qualifikation war, dass hier ein besonderes Wissen
über sinnvolle Beschäftigungsmöglichkeiten vorhanden ist. „Wir sind davon aus-
gegangen, dass die Mitarbeiter die Pflege leichter dazulernen können als Qualifi-
kationen, die sich auf den Umgang mit Menschen beziehen. In diesem Bereich
sollten sie schon eine Vorbildung mitbringen. Mit diesem Vorgehen sind wir ei-
gentlich nicht schlecht gefahren. Eine Mitarbeiterin ist auch Erzieherin und hat
viel Erfahrungen aus der Kinderarbeit mit eingebracht. Sie hat z. B. die Räume
sehr schön gestaltet, Spiele gemacht, gesungen und viel mit den Leuten geredet.“
Eine andere Mitarbeiterin ist ausgebildete Technikerin für Hauswirtschaft und
Ernährung und verfügt darüber hinaus über Berufserfahrungen als Pflegehelferin.

Die Einstellung der Heilpädagoginnen und der Erzieherin war auch deshalb von
Vorteil, weil auf diese Weise nach außen ein höherer Anteil an qualifizierten Mit-
arbeitern dargestellt werden konnte, obwohl von der Bezahlung her fast alle als
unqualifizierte Mitarbeiterinnen eingestellt worden sind. Die Initiatorin hätte
nichts dagegen, auch mit sieben ungelernten Mitarbeiterinnen zu arbeiten, solan-
ge in der Wohngemeinschaft keine intensive Pflege stattfindet. „Eine Notruf-
schwester ist ja immer da und für bestimmte Behandlungspflegen kommen auch
jetzt schon zusätzliche Pflegekräfte in die Wohnung. Das wäre ja zu Hause ge-
nauso. Krankenschwestern neigen immer dazu, die Leute zu sehr zu behüten.
Und sie sind sehr hygieneorientiert und vorsichtig, dass ja nichts passieren kann.
Aber ich muss mich mal entscheiden, ob ich jemanden sedieren möchte oder ob
ich will, dass er läuft. Dann kann er natürlich auch mal hinfallen. Aber das Risi-
ko muss ich eingehen können.“ 

Die rechtlichen Betreuerinnen sagen: „Aus unserer Sicht sind die ungelernten
Mitarbeiter manchmal besser geeignet als die gelernten. Die haben oft mehr Ideen
als die, die eine spezielle Berufssicht haben. Vor allem, weil sie sich aus der Situ-
ation heraus etwas einfallen lassen und nicht darüber nachdenken, was sie für
solche Fälle gelernt haben. In diesen Gruppen muss vieles aus dem Bauch heraus
gemacht werden. Da nützt dann das Gelernte oft gar nicht so viel.“ Eine Mitar-
beiterin formuliert die Qualifikationsanforderungen für die Arbeit in der Wohn-
gruppe folgendermaßen: „Man muss häuslich sein, man muss kochen können,
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man muss sauber machen können – und die Pflege, das ist kein Problem, sich die-
se Kenntnisse dann noch anzueignen.“ 

Anfangs gab es mal eine Mitarbeiterin, die sich hauptsächlich mit Putzen be-
schäftigt hat. In einem klärenden Gespräch hat sich dann herausgestellt, dass sie
ihre Aufgabe falsch verstanden hatte. „Wir haben ihr gesagt: Es muss sauber sein,
aber es ist wichtiger, mit den Bewohnerinnen etwas zu machen als den Wischlap-
pen in die Hand zu nehmen. Das kann auch die Nachtschicht machen, wenn es
nachts ruhiger ist.“ Es stellte sich dann heraus, dass sie glaubte, weil sie als
Hauswirtschaftskraft angestellt sei, solle sie sich auch vorwiegend um den Haus-
halt kümmern. Nach dem Gespräch hat sich ihr Verhalten vollständig gewandelt.
„Jetzt sind wir wirklich froh, dass wir sie haben, denn sie ist wie der Fels in der
Brandung. Sie ruht so in sich, selbst wenn dort der Bär steppt. Ich habe immer
den Eindruck, sie steht da drüber und macht ihre Arbeit trotzdem ganz cool. Das
ist viel wichtiger, als hoch qualifiziertes Fachpersonal zu haben. Uns ist wichtig,
dass die Mitarbeiter mit den Leuten umgehen können, dass sie über das Krank-
heitsbild Bescheid wissen, mit dem Krankheitsbild umgehen können und gute
Mütter und Hausfrauen sind. Sie müssen in der Lage sein, mit sieben Kindern
nicht in Panik auszubrechen, wenn der eine mal in die Hose gemacht hat und der
Nächste was zu trinken haben will und der Übernächste irgendwas anderes will.
Sie müssen den Haushalt führen und gute Hausmannskost kochen können. So
gestandene Mütter und Hausfrauen sind da besser geeignet als solche sterilen
Schwestern, die immer nur Putzen und auf die Hygiene achten und eher Distanz
zu den Bewohnern halten.“

Eine Mitarbeiterin, die diesen Belastungen nicht gewachsen war, musste das
Team wieder verlassen. Nach Meinung der rechtlichen Betreuer hat sich dieser
Personalwechsel nicht negativ auf das Befinden der Bewohnerinnen ausgewirkt.
Der Ehemann einer Bewohnerin meint, dass allein durch die Tatsache, dass oh-
nehin relativ viele Personen abwechselnd in der Wohnung tätig sind, das Aus-
wechseln einer einzelnen Person im Team auf die Bewohnerinnen keine große
Wirkung hat. „Das ist so, als wenn man in der Nachbarschaft diesen oder jenen
mal trifft.“ 

Die Mitarbeiterinnen sind hier allerdings anderer Ansicht. „Am Anfang war es
für die Bewohnerinnen schwierig, dass es einen Wechsel bei den Mitarbeiterinnen
gegeben hatte. Die waren total unruhig, weil immer wieder andere Personen da
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waren. Man merkt es jetzt sehr deutlich, dass die Bewohnerinnen ruhiger gewor-
den sind, seit immer die gleichen Mitarbeiter anwesend sind.“ Das Team leitet
hieraus auch einen Anspruch an sich selbst ab. „So einfach kann man hier ja auch
gar nicht wechseln. Die Leute gewöhnen sich ja an das Team. Ein Wechsel wäre
für die Bewohner bestimmt nicht gut. Es sollte schon ein fester Stamm sein, der
eine ganze Weile da ist.“

Es gibt keine speziellen Bezugspersonen unter den Mitarbeiterinnen für einzelne
Bewohnerinnen. Es lässt sich aber feststellen, dass einzelne Bewohnerinnen z. B.
auf typische Stimmlagen oder Verhaltensweisen von Mitarbeiterinnen besonders
positiv reagieren. Das Konzept einer festen Bezugsperson für jede Bewohnerin
wird auch deshalb nicht verfolgt, weil es in der Praxis allein aufgrund des
Schichtbetriebs schwer durchzuhalten ist. Feste Bezugspersonen wären nach Mei-
nung einer Betreuerin vor allem für die Angehörigen schön, damit sie immer den
gleichen Ansprechpartner haben, wenn sie Angelegenheiten regeln wollen. Aus
Sicht des Pflegedienstes kann diese Funktion aber auch von einer Mitarbeiterin
ausgefüllt werden, die nicht unbedingt für eine bestimmte Bewohnerin zuständig
ist, z. B. der Teamleiterin oder eine Mitarbeiterin, die regelmäßig zur gleichen
Zeit anwesend ist wie der besuchende Angehörige. Eigentlich sollte aber auch oh-
ne feste Bezugsperson für die Angehörigen kein großes Problem bestehen, Ange-
legenheiten mit den Mitarbeiterinnen zu besprechen, da das feste Team nur aus
fünf Personen besteht und diese Mitarbeiterinnen ausschließlich in der Wohn-
gruppe tätig sind. Insofern handelt es sich um eine sehr überschaubare Zahl von
Mitarbeiterinnen, die noch dazu in ständigem internen Austausch stehen.

Die rechtlichen Betreuerinnen sehen die Notwendigkeit für feste Bezugspersonen
eher im Heim als in der Wohngemeinschaft. „In der Wohngruppe ist doch alles
sehr überschaubar, aber im Heim habe ich das schon oft als Nachteil erlebt. Da
sind so viele wesensverschiedene Personen unterwegs, dass ich bei einer demenz-
kranken Frau genau erleben kann, dass sie mit der einen besser, mit der anderen
schlechter auskommt. Aber in der Wohngruppe bilden die Mitarbeiter doch ein
Team, dass in seinen Verhaltensweisen viel stärker aufeinander abgestimmt ist.

Aus Sicht der Mitarbeiterinnen ist eine bunte Mischung aus Vorkenntnissen und
beruflichen Qualifikationen im Team sehr günstig. Es wird keine zusätzliche
Qualifikation im Team vermisst. Umgekehrt gibt es auch niemanden, der für das
Team von zentraler Bedeutung ist. Jede würde auf ihre Weise eine wichtige Lük-
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ke in das Team reißen, wenn sie ausfallen würde. „Wir sind ja eigentlich auch ein
ganz gutes Team. Wenn da jemand wegfallen würde, das wäre schon ein Pro-
blem, egal wer. Bis sich ein Neuer dann wieder in das Team eingefunden hat, das
ist nicht so einfach. Es ist ja auch ein schönes Arbeiten hier, weil man sich gut ver-
steht. Ich fühle mich hier zu Hause. Wir sind wirklich ein gutes Team.“ 

Alle möchten gern noch lange in diesem Team weiterarbeiten, keine denkt daran,
diesen Arbeitsplatz in absehbarer Zeit wieder aufzugeben. „Es ist eigentlich ein
angenehmes Arbeiten. Es ist auch eine schöne Atmosphäre, weil man nicht den
Druck hat, den man von anderen Arbeitsstellen her kennt. Man hat nicht den
Druck, die Leute zu einer bestimmten Zeit aus dem Bett zu holen und bestimmte
Tätigkeiten zu bestimmten Zeiten zu erledigen. Man kann sich hier seine Zeit ein-
teilen. Und wenn es dann mal eine halbe Stunde zu spät Mittagessen gibt, ist das
auch nicht schlimm. Hier läuft alles viel ruhiger ab, ohne Stress und Hektik.“

Für die Krankenschwester im Team ist es klar, dass sie nicht wieder mit ihrer al-
ten Tätigkeit im ambulanten Dienst tauschen möchte. Ihr ist es wichtig, dass sie
in der Wohngruppe besser eigene Ideen verwirklichen kann. Die Pflegehelferin
mit hauswirtschaftlicher Ausbildung verdient in der Wohngruppe weniger als in
ihrer vorherigen Tätigkeit im Heim. Trotzdem zieht sie die Arbeit in der Wohn-
gruppe vor. „Wenn man mit seiner Arbeit zufrieden ist, ist es eigentlich egal, wie
viel man in dem Moment verdient.“ Auch die Krankenschwester, deren Gehalt
sich nicht von ihrer vorherigen Tätigkeit unterscheidet sagt: „Ich würde auch
dann nicht wieder in meine alte Tätigkeit zurückgehen, wenn ich hier auf einiges
Gehalt verzichten müsste.“

Wie beliebt ein Arbeitsplatz in der Wohngemeinschaft ist, zeigt sich auch daran,
dass die Mitarbeiterinnen schon öfters von Kolleginnen angesprochen worden
sind, ob nicht eine Stelle in der Wohngemeinschaft frei wäre. 

Allen Mitarbeiterinnen war am Anfang ihrer Tätigkeit klar, dass sie – ganz unab-
hängig von ihrer bisherigen beruflichen Qualifikation – für die Arbeit in der
Wohngemeinschaft noch viel dazulernen mussten. Vor allem ging es darum, sich
mit dem Krankheitsbild „Demenz“ auseinander zu setzen und möglichst viel Li-
teratur zu diesem Thema zu lesen. Zu diesem Zweck haben der Betreuungsverein
und die Sozialstation die Mitarbeiterinnen auf verschiedene Veröffentlichungen
hingewiesen, die ihnen nützlich sein könnten. Im Vordergrund stand dabei die
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Beschäftigung mit dem Pflegemodell von Böhm. Darüber hinaus haben diejeni-
gen Mitarbeiterinnen, die keine Pflege-Vorkenntnisse hatten, auch Fortbildungs-
angebote der Sozialstation zu verschiedenen Pflege-Techniken besucht. Von allen
wurde bezüglich ihrer notwendigen Weiterbildung viel Eigeninitiative gefordert.
Ohne eigenes Weiterbildungsinteresse ginge es nach Ansicht der Mitarbeiterinnen
nicht. 

Einmal im Monat finden Mitarbeiterbesprechungen statt. Es kommt dann durch-
aus vor, dass danach die Organisation des Alltagslebens aufgrund der bisherigen
Erfahrungen verändert wird. Aus aktuellem Anlass haben sich die Mitarbeiterin-
nen auch schon öfter getroffen. Sie gehen davon aus, dass ein monatlicher Rhyth-
mus auch auf Dauer sinnvoll ist, weil sich bei den Bewohnerinnen doch sehr häu-
fig Veränderungen im Krankheitsbild und in den Verhaltensweisen zeigen, die
dann besprochen werden müssen. Ebenfalls einmal im Monat findet eine Dienst-
beratung statt. Während bei den Mitarbeiterbesprechungen die Probleme im Um-
gang mit den Bewohnerinnen im Vordergrund stehen, geht es bei den Dienstbe-
ratungen eher um den Dienstplan und Ähnliches. Supervision für die Mitarbei-
terinnen gibt es nicht. Probleme werden im Rahmen der Dienstberatungen mit
der Sozialarbeiterin der Sozialstation besprochen.

Die Pflegeplanung bezieht sich nur auf die eigentlichen Pflegevorgänge. Bezüglich
der Alltagsgestaltung in der Woche gibt es keine Planungen. „Das ginge auch gar
nicht. Es gibt Tage, da sind alle gut drauf. Da kann man mit ihnen basteln oder
spazieren gehen. Da kochen sie auch mit. Und dann gibt es Tage, wo alle nur da-
sitzen und schlafen und man kann gar nichts mit ihnen anfangen.“ Aus diesem
Grund müssen die Mitarbeiterinnen täglich neu entscheiden, wie der Tag gestal-
tet werden kann.

4.8 Versorgungssicherheit (Räume)

Die Wohnung in der Blankenauer Straße hat eine Gesamtfläche von 230 qm. Die
Größe der privaten Zimmer liegt zwischen 11 und 18 qm. Die Wohnung entstand
durch Zusammenlegung von zwei 4-Raum-Wohnungen. Hierfür musste lediglich
ein Durchbruch zwischen den beiden ehemaligen Wohnzimmern geschaffen wer-
den. Auf diese Weise entstand ein zweigeteilter Gemeinschaftsbereich, der in die-
ser Aufteilung gut für unterschiedliche Aktivitäten nutzbar ist. Die Kosten für
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den Durchbruch wurden vom Vermieter getragen. „Man hätte mit dem Vermie-
ter auch noch weiter verhandeln können, aber ich war dann nervlich schon so an-
geschlagen, dass ich froh war, die Sache überhaupt unter Dach und Fach zu be-
kommen. Immerhin war der Vermieter so nett, sich darauf einzulassen, für jeden
einzelnen Bewohner einen Mietvertrag abzuschließen.“ 

Abb. 20:
Das Gebäude in der 
Blankenauer Straße

Die Wohnung befindet sich im Erdgeschoss eines großen Mehrfamilienhauses,
das nur über mehrere Stufen vor dem Hauseingang zu erreichen ist (vgl. Abb. 20).
Hier gibt es weder einen Treppenlift noch einen Handlauf, der den Bewohnerin-
nen das Verlassen des Hauses erleichtern könnte. Innerhalb des Hauses müssen –
mit Ausnahme des Zugangs zur Terrasse – keine Stufen oder Schwellen mehr
überwunden werden. Die Schwelle in der Terrassentür fällt aber so niedrig aus,
dass Rollstuhlfahrer ohne größere Mühe nach draußen gebracht werden können.
Im Gegensatz zu allen anderen untersuchten Wohngemeinschaften sind in den
Fluren Handläufe angebracht. Für diese Maßnahme hat man sich entschieden,
weil alle Bewohnerinnen in ihrer Mobilität eingeschränkt sind und in den Fluren
keine Möbelstücke stehen, an denen sie sich festhalten könnten. Seit es die Hand-
läufe gibt, kann Frau B. z. B. ohne Hilfe von ihrem Zimmer in die Küche gehen. 

Die Terrasse ist durch eine Zwischenwand, die ursprünglich als Trennwand zwi-
schen den beiden Wohnungen diente, zweigeteilt. Aus statischen Gründen könn-
te sie nur mit hohem Kostenaufwand entfernt werden. So haben sich die Mitar-
beiterinnen daran gewöhnt, nur eine Hälfte der Terrasse zum Aufenthalt zu nut-
zen, während die andere Hälfte dem Wäschetrocknen und dem Aufstellen eines
Vogelhäuschens dient.
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Alle Zimmertüren und auch die Terrassentür sind DIN-gerecht 80 cm breit. Als
problematisch erweisen sich dagegen die schmalen Türen zu den viel zu kleinen
WCs, die noch dazu nach innen aufschlagen. Für Rollstuhlfahrer ist es nicht mög-
lich, diese WCs zu benutzen. Einige Bewohnerinnen sind daher auf die Benutzung
von Toilettenstühlen in ihren Zimmern angewiesen.

Abb. 21:
Grundriss der 
Wohnung in der 
Blankenauer Straße

Abgesehen von diesem gravierenden Mangel im Hinblick auf die barrierefreie
Zugänglichkeit der Räume ist die Wohnung für das Leben in der Wohngemein-
schaft gut geeignet. Von Vorteil ist vor allem die Vielfalt der Gemeinschaftsräu-
me, die es möglich macht, dass die Bewohnerinnen unterschiedlichen Aktivitäten
nachgehen, ohne sich gegenseitig zu stören. So saßen z. B. zum Zeitpunkt des
Interviews zwei Bewohnerinnen beim Frühstück in der Küche, während eine an-
dere Bewohnerin am großen Tisch im Gemeinschaftsraum die Wäsche legte und
eine weitere Bewohnerin auf dem Sofa im Wohnzimmer saß und Musik hörte.
Die Vielfalt der Gemeinschaftsräume wird von den Mitarbeiterinnen auch des-
halb als Vorteil gesehen, weil auf diese Weise den jeweils unterschiedlichen Be-
wohnerbedürfnissen nach Ruhe oder Aktivitäten besser entsprochen werden
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kann. Auch Konflikte zwischen den Bewohnerinnen können auf diese Weise
durch räumliche Entzerrung leichter gelöst werden.

Allerdings bringt diese Vielfalt der Räume für die Mitarbeiterinnen auch einen
größeren Betreuungsaufwand mit sich, weil sie nicht von einem Punkt der Woh-
nung aus alle Bereiche im Auge haben können. Bisher sind hieraus zwar noch kei-
ne Probleme entstanden, die Mitarbeiterinnen fänden es aber praktischer, wenn
die Wohnung etwas übersichtlicher wäre. 

Abb. 22:
Blick vom Wohnungs-
eingang in Flur und 
Gemeinschaftsraum 

Die unübersichtliche Struktur der Wohnung mit zwei Fluren, von denen einer nur
über den Gemeinschaftsbereich zu erreichen ist, hat sich nach Aussage der Mit-
arbeiterinnen bisher noch nicht negativ auf die Orientierungsmöglichkeiten der
Bewohnerinnen in der Wohnung ausgewirkt. Ihrer Erfahrung nach suchen die Be-
wohnerinnen kaum noch gezielt nach einem bestimmten Raum, sondern gehen
meistens einfach dorthin, wo auch die anderen sind, wo es nach Essen riecht oder
wo sie Musik hören. Ihre eigenen Zimmer finden sie kaum noch selbstständig,
obwohl an allen Zimmertüren der Name steht und bei einer Bewohnerin auf de-
ren besonderen Wunsch hin eine große 3 angebracht worden ist. Nur eine einzi-
ge Bewohnerin geht selbstständig ins Bad oder auf die Toilette. Für diese Frau
wurden kleine Füße auf den Fußboden geklebt, die den Weg zwischen ihrem Zim-
mer und der Toilette markieren. „Das funktioniert ganz vorzüglich.“

Die beiden Flure werden unterschiedlich genutzt. Im Eingangsflur der Wohnung
befindet sich die Garderobe, an der die Mitarbeiterinnen auch ihre Taschen ab-
stellen, wenn sie sich in der Wohnung aufhalten. Im anderen Flur befinden sich
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die Wäscheständer und ein kleiner Schrank mit abschließbaren Fächern für die
Mitarbeiter. 

Morgens beginnt der Tag nach dem Waschen und Ankleiden zunächst mit dem
Frühstück für die drei „Frühaufsteherinnen“ in der Wohnküche. Nach und nach
kommen dann die anderen Bewohnerinnen dazu. Die Mitarbeiterinnen animie-
ren dann – soweit sie dafür Zeit haben – diejenigen Bewohnerinnen, die mit dem
Frühstück fertig sind, zu Aktivitäten in den anderen Zimmern (z. B. Wäsche auf-
hängen oder legen). Die Mahlzeiten finden nicht immer nur in der Küche statt.
Gerade zum Kaffeetrinken wird auch manchmal das Wohnzimmer oder im Som-
mer die Terrasse gewählt. Es ist auch schon vorgekommen, dass die Bewohnerin-
nen ihr Abendessen im Wohnzimmer eingenommen haben, weil sie dort z. B. ge-
rade mit Fernsehen beschäftigt waren. „wenn z. B. mal im Fernsehen ein alter
Film kommt, wo sie wirklich alle ganz gebannt hingucken, dann wäre es ja
dumm, wenn wir sie zum Essen in die Küche holen würden.“

Der große Essraum wird vor allem bei besonderen Gelegenheiten wie z. B. Ge-
burtstagsfeiern genutzt, aber auch für spezielle Aktivitäten der Bewohnerinnen.
Hier erledigen die Mitarbeiterinnen auch ihre Schreibarbeiten und die Dokumen-
tation. Die zugehörigen Unterlagen werden in einem Eckschrank im gleichen
Raum aufbewahrt (Abb. 23). Die Initiatorin der Wohngemeinschaft hätte es
nicht schlecht gefunden, wenn es möglich gewesen wäre, einen eigenen Raum für
das Personal vorzusehen. Sie hat aber bei der Wohnungsplanung darauf verzich-
tet, weil sie rechtliche Probleme im Hinblick auf die Definition der Wohnung als
eigener Häuslichkeit der Bewohnerinnen gesehen hat. „Die Mitarbeiter sind
schließlich nur der ambulante Pflegedienst, der sich vorübergehend in der Woh-
nung aufhält.“ Die Mitarbeiterinnen selbst legen keinen Wert auf einen eigenen
Raum. Aufgrund der Vielfalt der Gemeinschaftsflächen finden sie auch ohne ge-
sonderten Raum ausreichend Ruhe und Platz für ihre tägliche Dokumentations-
arbeit. „Das wäre auch sehr unpraktisch, wenn wir einen Extra-Raum hätten,
weil wir dann die Bewohnerinnen nicht mehr im Blick hätten.“ 
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Abb. 23: 
Mitarbeiterin bei der Erledigung von 
Dokumentationsarbeiten und Eckschrank 
als Mini-Büro

In den Gemeinschaftsräumen befinden sich keine Möbel aus dem Besitz der Be-
wohnerinnen. Sie wurden alle von einer Betreuerin besorgt. Dabei hat sie sich
teilweise auf dem Trödel umgesehen. Die Küche wurde ebenfalls gebraucht ge-
kauft. Der Gesamtpreis von 7.000 € wurde anteilig von den Bewohnerinnen be-
zahlt. Der Küchentisch bietet Platz für sechs Personen (Abb. 24). Diese Zahl ist
ausreichend, weil selten alle Bewohnerinnen gleichzeitig am Tisch sitzen. Zwei
Bewohnerinnen liegen viel im Bett. Wenn wirklich mehr Platz benötigt wird,
kann auf den großen Tisch im Gemeinschaftsraum ausgewichen werden. Teil-
weise wird aber auch einfach ein bisschen zusammengerückt. Für einen größeren
Tisch wäre in der Küche kein Platz gewesen. 
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Abb. 24: Blicke in das Wohnzimmer und in die Wohnküche

Da die Wohnung aus zwei ehemaligen 4-Raum-Wohnungen gebildet wurde, ver-
fügt sie über 2 Bäder, 2 separate WCs und 2 Abstellräume. Eins der Bäder wurde
mit Mitteln der Pflegekasse zu einem Bad mit bodengleicher Dusche umgebaut.
Da die Wohnung allerdings mit einer Fußbodenheizung ausgestattet ist, war es
nicht möglich, den Badezimmerfußboden im Bereich der Dusche so abzusenken,
dass ein Gefälle zum Abfluss hin entstehen konnte. Ersatzweise musste der
Duschplatz mit einer ca. 2 cm hohen Steinkante umfasst werden, die im hinteren
Bereich noch einmal zusätzlich erhöht wurde, weil sich hier regelmäßig das Was-
ser sammelt (Abb. 25). Die Badezimmertüren schlagen nach innen auf, so dass
die Bewegungsflächen im Bad stark eingeschränkt werden. Trotzdem ist es mög-
lich, auch Rollstuhlfahrerinnen im Bad zu versorgen.

Abb. 25:
Bodengleiche Dusche 
mit Fliesenkante
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Mit Ausnahme einer einzigen Dame suchen die Bewohnerinnen Bad und WC
nicht mehr selbstständig auf. Trotzdem befinden sich – im Gegensatz zu den
Wohngemeinschaften in Steinhagen und Berlin – alle benötigten Bade- und Wa-
schutensilien wie in einer normalen Wohnung offen zugänglich auf den Ablagen
und an Wandhaken. Zur besseren Orientierung für die Pflegekräfte wurden jeder
Bewohnerin bestimmte Haken und Stellplätze für ihre persönlichen Dinge zuge-
ordnet. Dabei befinden sich die Sachen derjenigen Frauen, die in der einen Woh-
nungshälfte wohnen, auch in dem Bad dieses Wohnungsteils, auch wenn bei der
Benutzung von Dusche und Wanne ganz nach Bedarf zwischen den Bädern ge-
wechselt wird. 

Abb. 26: Im Badezimmer sind die Waschutensilien der Bewohnerinnen 
wie in einer normalen Wohnung untergebracht

Abb. 27: Hinweisschilder verhindern ein Verwechseln persönlicher Gegenstände
durch das Pflegepersonal

Chemnitz: Blankenauer Straße

136



Es gibt in dieser Wohngemeinschaft keinen Unterschied in der Häufigkeit der Be-
nutzung von Dusche und Badewanne. Die Mitarbeiterinnen finden es teilweise
leichter, eine Bewohnerin in der Wanne zu waschen als unter der Dusche. Nach-
teil der Dusche sei, dass die Mitarbeiterinnen selbst leicht nass werden und dass
sich die Bewohnerinnen teilweise auf dem Duschstuhl nicht so gut halten können
wie in der Badewanne. „Es ist dann auch immer glitschig hier neben der Dusche.“
Die Bewohnerinnen selbst bevorzugen meist das Baden in der Wanne, weil ihnen
beim Duschen schnellerer kalt wird. 

Die Waschbecken befinden sich in der Raumecke, so dass eigentlich nur eine Hil-
festellung von einer Seite möglich wäre. Die Mitarbeiterinnen behelfen sich aber
dadurch, dass sie bei benötigter Hilfestellung von der anderen Seite die Bewoh-
nerin einfach an die Seite des Waschbeckens setzen und selbst frontal davor ste-
hen.

Bei der Versorgung mit Handtüchern und Bettwäsche wird normalerweise nicht
auf das persönliche Eigentum jeder einzelnen Bewohnerin zurückgegriffen. Hier-
für gibt es ein gemeinsames Lager in einem der beiden Abstellräume (Abb. 28).
Diejenigen Bewohnerinnen, die aus dem Heim gekommen sind, hatten zum Teil
keine eigene Wäsche mehr. Aus diesem Grund mussten nach Aussage der Initia-
torin beim Bezug der Wohnung eine Menge Bettwäsche und Handtücher neu an-
geschafft werden. Nur bei einer Frau wurde bisher die eigene Bettwäsche ver-
wendet. „Also, ich denke, wenn jemand seine eigene Wäsche mitbringt, dann
kennt er die schon und dann achtet er auch darauf. Aber das war hier nicht der
Fall.“ 

Die Waschmaschine befindet sich in einem der Bäder. Die Bewohnerinnen helfen
teilweise beim Einfüllen und Ausladen der Wäsche, bedient wird die Maschine
aber vom Personal. Die Wäsche wird gemeinsam mit den Bewohnerinnen entwe-
der im Flur oder auf der Terrasse aufgehängt. „Wenn ich Frau C. dazu aufforde-
re, tut sie die Wäsche in die Waschmaschine und holt sie auch raus.“ Aus Sicht
der Mitarbeiterinnen wäre es wünschenswert, wenn die Waschmaschine in einem
Hauswirtschaftsraum stünde, weil die Situation im Badezimmer doch ziemlich
beengt ist. 

In den beiden Abstellräumen ist jede Ecke voll ausgenutzt. Hier befinden sich
raumhohe Regale mit Bettwäsche, Handtüchern, Pflegehilfsmitteln und vor allem
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Windeln. Da der Platz den Bedarf trotzdem nicht deckt, werden Pflegehilfsmittel
und Windeln auch in den Zimmern der Bewohnerinnen aufbewahrt, wo zumeist
eine Abstellecke hinter den Zimmertüren vorzufinden ist (Abb. 28). Die be-
sonders sperrigen Hilfsmittel wie z. B. Rollstühle oder größere Windelvorräte
werden im Keller gelagert.

Abb. 28:
Prall gefüllte 
Regale im Abstell-
raum und zusätz-
liche Abstellecke
hinter der 
Eingangstür eines 
privaten Zimmers

Da die meisten Bewohnerinnen aus dem Heim in die Wohngruppe kamen, mus-
sten für die Einrichtung ihrer privaten Zimmer fast immer neue Möbel ange-
schafft werden. Dabei wurde versucht, möglichst alte Möbel aufzutreiben oder
zumindest solche Möbel zu besorgen, die im Stil den älteren Möbeln gleichen. Bei
Frau A. wurden alle Möbel von ihrer Betreuerin neu gekauft (Korbsessel, Tisch,
Schrank). „Die hatte gar nichts mehr gehabt. Ich habe so ein bisschen drauf ge-
guckt, dass der Schrank ein bisschen auf älter gemacht ist und eine warme Farbe
hat.“ 

Bei Frau G. wurden von der Betreuerin alte Möbel neu gekauft. Über die Wir-
kung dieser Möbel auf die Bewohnerin hat sich die Betreuerin sehr gefreut. „Als
sie ihr Zimmer zum ersten Mal betrat, hat sie gesagt: Wo habt ihr denn meine
Möbel wieder herbekommen?“ Durch Zufall waren Möbel gefunden worden, die
ihren alten Möbeln ähnlich waren (Abb. 29). „Sie freut sich jedes Mal wieder neu
über ihre Möbel.“ Eine andere Betreuerin sagt: „Ich habe auch das Gefühl, dass
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sich Frau E. ein bisschen beruhigt hat, nachdem sie wieder ältere Sachen in ihrem
Zimmer stehen hat.“ Frau F., bei der die Tochter das Zimmer mit den Möbeln der
Mutter ausgestattet hat, nimmt es zeitweise noch wahr, dass es sich um ihre eige-
nen Möbel handelt. 

Abb. 29:
Zufällig aufgetriebene Möbel
im Stil der alten Wohnung

Eine Bewohnerin verfügt über ein Zimmer, in dem Wohnen und Schlafen optisch
durch eine halbhohe Zwischenwand voneinander getrennt sind (die ehemalige
Küche der zweiten Wohnung). Es handelt sich dabei um diejenige Bewohnerin,
deren Demenz noch am wenigsten fortgeschritten ist und die deshalb noch rela-
tiv viele Dinge des täglichen Lebens selbstständig erledigen kann (Körperpflege,
einige Haushaltstätigkeiten). Die Mitarbeiterinnen sind der Meinung, dass bei
demenzkranken Bewohnerinnen eigentlich nur Schlafzimmer benötigt werden,
weil sie sich doch größtenteils in den Gemeinschaftsräumen aufhalten. In diesem
Stadium der Demenz sei es aber noch sinnvoll, das private Zimmer durch eine
Trennung von Wohn- und Schlafbereich wohnlicher zu gestalten.

Abb. 30:
Blick in das Bewohnerzimmer
mit abgetrenntem 
Schlafbereich
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Die Initiatorin fände es gut, wenn jede Bewohnerin in ihrem Zimmer eine eigene
Waschnische hätte, aber unter Kostengesichtspunkten hält sie solche „Kleinwoh-
nungen“ innerhalb der Gemeinschaftswohnung für Luxus. 

4.9 Versorgungssicherheit (Qualitätssicherung)

Die Evangelische Sozialstation „Stadtmission Chemnitz e.V.“ und eine Mitarbei-
terin des Vereins für rechtliche Bereuung haben in gegenseitiger Abstimmung
Qualitätskriterien für die ambulant betreute Wohngemeinschaft in Chemnitz ent-
wickelt. Darin werden u. a. die bereits in den vorausgegangenen Kapiteln er-
wähnten Betreuungsleitlinien formuliert. Darüber hinaus werden Aussagen zur
Kontrolle der Prozess- und Ergebnisqualität getroffen. Danach soll die Prozess-
qualität in angemessenen Abständen überprüft und hinsichtlich ihrer Wirksam-
keit evaluiert, regelmäßig überarbeitet und eventuellen Veränderungen angepasst
werden. Die Ergebniskontrolle soll durch engen Kontakt zwischen den Angehö-
rigen, Betreuerinnen und dem Pflegedienst erfolgen (Qualitätskriterien, S. 8).

Ausgangspunkt für die Formulierung der Qualitätskriterien waren die Pflegeleit-
linien der Sozialstation für die ambulante Pflege. Diese wurden dann in einem
wechselseitigen Diskussionsprozess an die besonderen Verhältnisse in der Wohn-
gemeinschaft angepasst. Die Initiatorin hat sich beim Aufbau der Wohngruppe
auch vom Verein „Freunde alter Menschen“ in Berlin beraten lassen. „Herr Paw-
letko konnte uns natürlich vor allem von der rechtlichen Seite her viele Tipps ge-
ben.“ Andere Erfahrungen aus anderen ambulant betreuten Wohngruppen sind
nicht in das Konzept eingeflossen. Am wichtigsten für die Konzeptentwicklung
war nach Aussage der Initiatorin das Buch von Erwin Böhm „Verwirrt nicht die
Verwirrten“. „Daraus wurden die Pflegeprinzipien abgeleitet. Der sagt ja auch,
dass die Ungelernten oftmals viel besser für solche Gruppen geeignet sind. In dem
Buch gab es viele Sachen, die mir gut gefallen haben.“ 

Für die Evaluation der Qualitätskriterien findet keine gesonderte Dokumentation
statt. Lediglich die Ergebnisqualität wird im Rahmen des Einstufungsmodells von
Böhm überprüft. Hinsichtlich der Prozessqualität gibt es lediglich die normale
Pflegedokumentation und das Übergabebuch, in dem die tagesaktuellen Ereig-
nisse für die nächste Schicht festgehalten werden. Dabei ist interessant, dass die
Mitarbeiterinnen wichtige Informationen eher im Übergabebuch als in der Pfle-
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gedokumentation festhalten. Als Grund hierfür wird vor allem die unmittelbare
Einsicht in die Notwendigkeit der Informationsvermittlung an die Kollegen/Kol-
leginnen gesehen, während die offizielle Pflegedokumentation eher als lästige for-
male Pflicht erlebt wird.

Im Gespräch mit den Mitarbeiterinnen wurde deutlich, dass die schriftlich fest-
gelegten Qualitätskriterien nur bedingt Einfluss auf ihr tägliches Handeln haben
„Wir haben schon Qualitätskriterien festgelegt und besprochen, wie was sein
sollte, aber wir gucken selten in dieses Papier.“ Das alltägliche Verhalten richtet
sich auch kaum nach solchen theoretischen Zielen aus, sondern wird eher vom
spontanen Reagieren auf die jeweils vorgefundene Situation bestimmt. Probleme
werden vor allem dadurch gelöst, dass man sie untereinander bespricht. Über die
Möglichkeit der Qualitätskontrolle ist unter bzw. mit den Mitarbeiterinnen noch
nie gesprochen worden. Man hatte zunächst einmal genug damit zu tun, das Pro-
jekt überhaupt zum Laufen zu bringen. „Wir sprechen zwar in den Teambera-
tungen darüber, welche Änderungen es geben könnte, aber das läuft nicht nach
einem bestimmten Prinzip ab.“ Am ehesten findet eine Evaluation der Qualitäts-
kriterien noch in den gemeinsamen Gesprächen zwischen Betreuern/Angehörigen
und Pflegedienst statt, in denen die Erfahrungen reflektiert und das weitere Vor-
gehen besprochen werden. 

Nach Meinung der rechtlichen Betreuerinnen wäre es der Idealfall, wenn die An-
gehörigen die Kontrolle der Vorgänge in der Wohngemeinschaft ausüben wür-
den. Das entspräche dem Prinzip der ambulanten Pflege auch bei der normalen
Betreuung zu Hause. Von den Mitarbeiterinnen wird die Rolle der Angehörigen
als Kontrollinstanz aber sehr differenziert betrachtet. Auf der einen Seite wird
den Angehörigen schon ein großes Maß an Mitbestimmung zugebilligt, auf der
anderen Seite wurden aber gerade in dieser Wohngruppe auch schlechte Erfah-
rungen mit Angehörigen gemacht. „Die Angehörigen haben auch nicht so den
Überblick über den ganzen Tag. Die kommen ja nur zu bestimmten Zeiten in die
Gruppe und haben dann nur die gerade aktuelle Situation vor Augen. Es ist auch
manchmal schwierig mit den Angehörigen, weil sie andere Vorstellungen vom Ta-
gesablauf haben. Ich fände das, glaube ich, nicht so gut, wenn wir uns ganz nach
den Angehörigen richten müssten.“ 

Die Heimaufsicht als Kontrollinstanz für ambulant betreute Wohngruppen wird
auf jeden Fall abgelehnt. „Weil die doch ganz andere Kriterien hat. Ich kann mir
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nicht vorstellen, dass das was bringt.“ Zusätzliche Dokumentationsarbeit würde
von Seiten der Mitarbeiterinnen auch nicht begrüßt. „Da wir schon genug
Schreibarbeit haben, fände ich einen Kontrollbesuch oder ein Kontrollgespräch
besser.“ Auch eine Behörde, wie z. B. das Sozialamt, wird als Kontrollinstanz
deutlich abgelehnt, weil ihr nicht zugetraut wird, die Abläufe in der Wohnge-
meinschaft wirklich fachkundig beurteilen zu können. Besser wäre nach Meinung
der Mitarbeiter eine Instanz, die sich aus Spezialisten für diese Wohnform zu-
sammensetzt. Eine solche Kontrollinstanz würde nicht nur akzeptiert, sondern
man kann sich auch vorstellen, dass die damit verbundenen Gespräche für die ei-
gene Arbeit hilfreich sein könnten. Die Notwendigkeit einer Qualitätskontrolle
wird im Interesse der Verbreitung und der Akzeptanz für diese Wohnform von
den Mitarbeiterinnen eingesehen, und insofern besteht auch die Bereitschaft, die
damit verbundene zusätzliche Arbeit auf sich zu nehmen. Voraussetzung dafür ist
aber, dass die Kontrollinstanz von den Mitarbeiterinnen als fachlich qualifiziert
akzeptiert wird.

Ein übergeordneter Verein der freiwilligen Selbstkontrolle wie in Berlin wird von
allen als sinnvoll angesehen, vor allem wenn es darum geht, offene Fragen zu klä-
ren und Hilfestellungen bei der Formulierung oder Umsetzung von Konzeptionen
zu erhalten. Auch für Angehörige wäre so ein Ansprechpartner wichtig. Von Sei-
ten der Initiatorinnen wäre anzustreben, dass die Alzheimer Gesellschaft solch ei-
ne Funktion übernimmt. 

4.10 Kosten und Finanzierung

Die Betreuungskosten für die Wohngemeinschaft fallen in Chemnitz geringer aus
als in Steinhagen, obwohl hier mit sieben Demenzkranken und einer durch-
schnittlich höheren Pflegestufe der Bewohnerinnen ein deutlich höherer Betreu-
ungsaufwand erforderlich ist. Als Ursache für diese Differenz können nur Unter-
schiede zwischen den Betreuungskonzepten vermutet werden, die sich in Steinha-
gen stärker auf die beruflich qualifizierte Pflege, in Chemnitz eher auf hausmüt-
terliche Qualitäten stützen.
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Tab. 23: Monatliche Betreuungskosten in der Blankenauer Straße

An- Wöchentliche Monatliche
zahl Qualifikation Arbeitszeit Personalkosten12

1 Exam. Krankenschwester 20 1.434
2 HWP (Heilpädagogen) 60 3.294
2 HWP (Pflegehelferinnen) 60 3.255
1 HWP 35 1.879
1 Exam. Altenpflegerinnen 20 1.434
2 Geringfügig Beschäftigte 10 406
1 Praktikantin 40 ohne Gehalt

Insgesamt 245 11.702

Kosten pro Person 1.672

Ähnlich wie in Braunschweig gibt es eine klare vertragliche Trennung zwischen
den Pflege- und den Betreuungsleistungen. So wird von den Bewohnerinnen zu-
sätzlich zum individuellen Pflegevertrag in Form einer Nebenabrede zum Pflege-
vertrag ein ergänzender Betreuungsvertrag abgeschlossen, der analog zur Grund-
pauschale im Betreuten Wohnen alle Leistungen, die über die körperliche Pflege
hinausgehen, pauschal mit einem Betrag von 20 € pro Tag berechnet. Bei durch-
schnittlich 30,42 Tagen im Monat ergibt sich hieraus eine monatliche Betreu-
ungspauschale in Höhe von 608,40 €. Im Gegensatz zum Betreuten Wohnen er-
hält die jeweilige Bewohnerin allerdings für jeden Tag ihrer Abwesenheit aus der
Wohngruppe einen bestimmten Teilbetrag dieser Pauschale zurückerstattet. 

Neben der Behandlungspflege, die zusätzlich individuell abgerechnet wird, bein-
haltet der Pflegevertrag eine Vereinbarung über eine Grundversorgung, die bei al-
len Bewohnern gleich ist. Diese beinhaltet täglich:
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• Große Morgentoilette
• Kleine Abendtoilette
• Zweimal Zubereitung einer sonstigen Mahlzeit 

Hinzu kommt dreimal wöchentlich die Reinigung der Wohnung.

Der Betreuungsaufwand bei der Zubereitung des Mittagessens wird über die Be-
treuungspauschale abgegolten, weil man der Meinung ist, dass gerade bei dieser
Tätigkeit der Beschäftigungsaspekt besonders stark in den Vordergrund tritt.

In der Summe ergibt sich für diese Pflegeleistungen eine Vergütung in Höhe von
958,17 € pro Monat, die in etwa der Höhe der Sachleistungen der Pflegekasse bei
Pflegestufe II entspricht. Zusätzlich zu dieser Betreuungspauschale müssen die
Bewohnerinnen auch noch eine Investitionskostenpauschale in Höhe von 7 %
der Pflege- und Betreuungskosten (110 €) pro Monat an den Pflegedienst zahlen.
Insgesamt belaufen sich die Kosten für Pflege- und Betreuung in der Chemnitzer
Wohngemeinschaft also pro Person auf: 

958,17 € für Pflegeleistungen, die nach Pflegemodulen abgerechnet werden
608,40 € für Betreuungsleistungen, die als Betreuungspauschalen 

abgerechnet werden
109,66 € Investitionskostenpauschale

1.676,23 €

Finanziert werden die Kosten bei allen Bewohnerinnen aus Mitteln der Pflege-
kasse und aus Eigenmitteln. Ergänzende Sozialleistungen mussten bisher noch bei
keiner Bewohnerin in Anspruch genommen werden, da die meisten Frauen die
anfallenden Kosten schon aus ihrer laufenden Rente finanzieren können. In Ein-
zelfällen muss aber auch das Ersparte angegriffen werden, so dass absehbar ist,
dass das Geld nur für eine begrenzte Zahl von Jahren in der Wohngemeinschaft
reichen wird. In diesen Fällen müssen dann nach Ablauf der Frist ggf. Verhand-
lungen mit dem Sozialamt geführt werden. Das Projekt wurde deshalb dem Sozi-
alamt schon vorsorglich vorgestellt. 
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Tab. 24: Finanzierung der Pflege- und Betreuungskosten in Chemnitz

Frau A. Frau B. Frau C. Frau D. Frau E. Frau F. Frau G. Insges.

Pflegestufe II II II II II II II

Pflegekasse 921 921 921 921 921 921 921

Eigenmittel 755 755 755 755 755 755 755

Insgesamt 1.676 1.676 1.676 1.676 1.676 1.676 1.676 11.732

Hinzu kommen Einnahmen aus Behandlungspflegen, die nicht mit in die Kosten-
berechnung aufgenommen wurden. Mit diesen Einnahmen werden zusätzliche
Einsätze von Pflegekräften am Abend, an den Wochenenden und in Vertretungs-
fällen finanziert, die nicht in der Liste des eingesetzten Stammpersonals (Tab. 23)
enthalten sind. Aus sich ergebenden Überschüssen werden Overheadkosten fi-
nanziert und Finanzierungslücken bei Bewohnerwechsel und Krankenhausauf-
enthalten der Bewohner gedeckt.

Zusätzlich zu den Pflege- und Betreuungskosten müssen die Bewohnerinnen der
Wohngemeinschaft noch Kosten für Miete und Haushaltsgeld aufbringen (Tab.
25). Die Miete setzt sich aus der Zimmergröße und einem Siebentel der gemein-
schaftlich genutzten Räume zusammen. Jede Bewohnerin hat einen eigenen Miet-
vertrag mit dem Hausbesitzer abgeschlossen. Anfangs hatte es auch Kontakt zu
einem Verein gegeben, der als Generalmieter hätte auftreten können. Die Zu-
sammenarbeit gestaltete sich aber dann so kompliziert, dass man lieber darauf
verzichtet hat. Im Nachhinein erwies sich die rechtliche Konstruktion mit einzel-
nen Mietverträgen als günstiger, weil man sich so besser gegen eine Einordnung
als stationäre Einrichtung wehren konnte. „Also, wer uns alles einreden wollte,
das dies eine stationäre Einrichtung ist. Die haben immer gemeint, einer müsse
doch der Träger dieser Einrichtung sein.“ Man konnte sich nicht vorstellen, dass
hier rechtliche Betreuerinnen aus Engagement für ihre Klientinnen gehandelt ha-
ben. 
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Tab. 25: Zusammensetzung der durchschnittlichen Wohnkosten 
pro Person in der Blankenauer Straße

Kostenart

Durchschnittliche Kaltmiete . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 160 €
Heizung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15 €
Betriebskosten  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 38 €
Haushaltsgeld inkl. Strom u. Telefon  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 200 €

Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 413 €

Insgesamt müssen von den Bewohnerinnen der Wohngemeinschaft monatlich
1.168 € Eigenmittel für Wohnkosten und Betreuungspauschale aufgebracht wer-
den. Dagegen müssen Heimbewohner in Chemnitz im teuersten Heim bei Pflege-
stufe II nur 900 € dazubezahlen. Das Leben in der Wohngemeinschaft fällt also
deutlich teurer aus. Nur bei Frau A. sind die Gesamtkosten der Betreuung gleich
geblieben, weil vor ihrem Einzug in die Wohngruppe zusätzlich zum Heim auch
noch der Pflegedienst bezahlt werden musste. „In ihrem Fall konnte bei gleichen
Kosten eine viel bessere Betreuung und Wohnsituation erreicht werden.“

Glücklicherweise waren alle bisherigen Bewohnerinnen der Wohngemeinschaft
vermögend genug, dass keine Finanzierungsprobleme bei der Projektrealisierung
vorhanden waren. Der Vorteil der rechtlichen Betreuung liegt nach Auffassung
der Initiatorin darin, dass keine Rücksichten auf die finanziellen Interessen der
Angehörigen genommen werden müssen. Alles vorhandene Geld soll für die älte-
ren Menschen selbst ausgegeben werden. „Es ist regelrecht verboten, für Ange-
hörige zu sparen.“

Die Sozialarbeiterin des Pflegedienstes hofft darauf, dass die Wohngruppen billi-
ger werden können, wenn man erreicht, dass Angehörige einen Teil der Dienste
übernehmen. Dieses Konzept wird aber von den rechtlichen Betreuerinnen skep-
tisch betrachtet: „Wenn Angehörige verbindliche Dienste übernehmen, können
sie sich ja nicht nur um ihren eigenen Angehörigen kümmern. Dann müssen sie
z. B. auch mal einem anderen Bewohner die Windeln wechseln. Ob sie das wirk-
lich tun möchten, weiß ich nicht.“ 
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Nach Auskunft der Mitarbeiterinnen gibt es schon heute Angehörige, die sie bei
ihrer Arbeit entlasten, indem sie z. B. mit den Bewohnern spazieren gehen oder
ihnen bei täglichen Verrichtungen helfen. Die Mitarbeiterinnen halten es aber
nicht für möglich, diese Angehörigen verbindlich mit in die Pflegeplanung einzu-
beziehen, weil sie davon ausgehen, dass die Angehörigen nicht bereit wären, sich
so weit zu verpflichten, dass sie verbindliche Dienstzeiten einhalten würden. „Die
wollen dann schon auch ihren Freiraum haben.“
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5 Die Wohngemeinschaften „Steinmetzstraße“ 
und „Pohlstraße“ in Berlin

5.1 Entstehungshintergrund

Die Wohngemeinschaft in der Steinmetz- und Pohlstraße wurden vom Verein
„Freunde alter Menschen“ zusammen mit den Sozialstationen Friedenau initiiert.
Die „Freunde alter Menschen“ sind eine internationale Organisation mit Bera-
terstatus bei den Vereinten Nationen. Sie wurde 1946 in Frankreich gegründet,
um das ehrenamtliche Engagement für ein besseres Zusammenleben mit älteren
Menschen zu fördern. Der Verein vermittelt Kontakte zwischen Jung und Alt,
preiswerte Wohnungen für ältere Menschen und engagiert sich in Berlin seit 1995
verstärkt für altersverwirrte Menschen. Ziel ist es u. a., demenziell erkrankten
Menschen ein würdevolles Leben in gemeinschaftlichen Wohnformen zu ermög-
lichen. 

Im Februar 1996 konnte in Berlin die erste ambulant betreute Wohngemeinschaft
mit sechs demenziell erkrankten älteren Frauen in der Lehrter Straße ihre Arbeit
aufnehmen. Vorausgegangen waren zwei gescheiterte Versuche ambulanter Pfle-
gedienste, solche Wohngruppen in Berlin einzurichten. In beiden Fällen waren
Bemühungen, Tagessätze analog stationärer Einrichtungen auszuhandeln, ge-
scheitert. In einem Fall war zunächst eine Zusage gegeben worden, die Wohn-
gruppe ambulant betreuen und finanzieren zu können. Diese Zusage war aller-
dings ohne Wissen der Heimaufsicht erfolgt, die schon nach wenigen Monaten
dafür sorgte, dass die Wohngemeinschaft aufgelöst werden musste. 

Infolge des Scheiterns dieser ersten ambulant betreuten Wohngemeinschaft am
Hermannplatz bildete sich eine Arbeitsgruppe „Betreute Wohnformen – Schwer-
punkt Demenzkranke“ aus engagierten Mitarbeitern der Kommunalverwaltung
und verschiedenen mit dieser Thematik befassten Vereinen, Gesellschaften und
Instituten. Dieser Arbeitskreis beschäftigte sich ausführlich mit den gesetzlichen
Rahmenbedingungen für ambulant betreute Wohngruppen und den bis dahin
praktizierten Modellen in Bielefeld.
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Als wichtigste Kriterien für die Abgrenzung zum Heim wurden formuliert:

• Wohnraum und Dienstleistungsangebot müssen von unterschiedlichen Anbie-
tern bereitgestellt werden.

• Der Klient muss Wahlfreiheit bezüglich des Pflege-Anbieters haben.
• Eine eigene Häuslichkeit liegt vor, wenn die Bewohner die Möglichkeit haben,

einen Haushalt führen zu können, die Wohnung also so ausgestattet ist, dass
die Bewohner selbst kochen, ihre Wäsche waschen und ihre Räume reinigen
können.

Nach diesem Modell wurde die Wohngemeinschaft in der Lehrter Straße organi-
siert. Die Bezirksverwaltung machte zur Auflage, dass dort auch Menschen ein-
ziehen sollten, die bisher stationär versorgt worden waren, bei denen eine
Schwerpflegebedürftigkeit vorlag und die vorher im Bezirk Tiergarten gewohnt
hatten. Im November 1995 wurden zwei stationäre Einrichtungen gebeten, ge-
eignete Bewohnerinnen auszuwählen. Mit Zustimmung der Angehörigen bzw.
gesetzlichen Betreuer wurden diese Personen 14-tägig zu sog. Patienten-Cafés zu-
sammengebracht, wo sie sich gegenseitig und ihr zukünftiges Pflegepersonal ken-
nen lernen konnten. In dieser Phase erfolgte auch die weitere inhaltliche Kon-
zeptentwicklung, bei der Grundsätze und Leitlinien der Arbeit festgelegt wurden.
Das Projekt wurde im ersten Halbjahr seiner Realisierung von Klaus Pawletko,
Sozialpädagogisches Institut Berlin, wissenschaftlich begleitet (Pawletko, 1996).

Der Verein „Freunde alter Menschen“ war in den Folgejahren am Aufbau weite-
rer fünf Wohngruppen für Menschen mit Demenz beteiligt. Seinem Beispiel sind
in Berlin inzwischen zahlreiche andere Organisationen gefolgt, so dass es dort
heute ca. 80 Wohngemeinschaften für demenzkranke alte Menschen gibt. Im Jahr
2002 haben sich einige Initiatoren und Unterstützer dieser neuen Wohnform in
Berlin zu einer Dachorganisation „Selbstbestimmtes Wohnen im Alter e.V.“ zu-
sammengeschlossen. Ziele des Vereins sind: 

• Entwicklung und Verbreitung von Qualitätskriterien 
• Bereitstellung von Arbeitshilfen und der Aufbau eines Fortbildungsangebots

für Mitarbeiter der betreuenden Pflegedienste 
• Beratung von Interessenten 
• Vermittlung von Plätzen in betreuten Wohngemeinschaften 
• Unterstützungsleistungen beim Aufbau neuer Wohngruppen 

Berlin: Steinmetzstraße und Pohlstraße

150



Der Verein versteht sich als Instanz der freiwilligen Selbstkontrolle und des Ver-
braucherschutzes. 

Tab. 26: Strukturmerkmale der Wohngemeinschaften „Lehrter Straße“, 
„Steinmetzstraße“ und „Pohlstraße“

„Lehrter Straße“ „Steinmetzstraße“ „Pohlstraße“

Anzahl Bewohnerinnen 6 5 5
Anzahl Bewohner 1 1

Alter bis 80 Jahre 3 1
81–85 Jahre 1 1 2
86–90 Jahre 2 1 2
Über 90 Jahre 3 1 1

Bewohnerinnen in Pflegestufe II 5 4 2
Bewohnerinnen in Pflegestufe III 1 2 4

Bewohnerinnen mit Demenz 6 6 6

Kaltmiete (€/qm) 200 € 130 € 150 €
Nebenkosten (€/qm) 30 € 45 € 80 €

Bei den sechs Wohngruppen, die in Zusammenarbeit mit dem Verein „Freunde
alter Menschen“ entstanden sind, wurden die Wohnungen vom Verein angemie-
tet und dann an die einzelnen Mitglieder der Wohngemeinschaft weitervermietet.
Die Betreuung erfolgt durch unterschiedliche Pflegedienste.

Die Sozialstationen Friedenau übernahmen im Jahr 2000 zum ersten Mal die Be-
treuung einer ambulanten Wohngruppe (Steinmetzstraße). Im Jahr 2002 folgte
eine zweite Gruppe in der Pohlstraße. Vorausgegangen waren Überlegungen der
beiden Sozialarbeiterinnen in den beiden Sozialstationen, welche Möglichkeiten
es für diejenigen demenziell erkrankten Menschen geben könnte, die nicht mehr
in ihren eigenen Wohnungen bleiben können. „Wir wollten ihnen gern das Heim
ersparen.“ Durch den Verein „Freunde alter Menschen“ wurden sie auf die Idee
der ambulant betreuten Wohngemeinschaft aufmerksam gemacht. „Wir haben
gesagt; das ist es eigentlich, was wir uns vorstellen.“
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5.2 Die Bewohnerinnen 

Die Bewohnerinnen der Wohngemeinschaften leiden an unterschiedlichen For-
men von Demenz. Nach Aussagen der Mitarbeiterinnen liegen nur in den selten-
sten Fällen exakte Diagnosen vor. Drei Bewohnerinnen der Steinmetzstraße leben
bereits seit drei Jahren in dieser Gemeinschaft. Zwei sind erst in diesem Jahr in
die Wohngemeinschaft eingezogen. Die Alterspanne beim Einzug in die Wohnge-
meinschaft reichte von 62–91 Jahren.

• Frau B. (85, III)13 hat vor ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft in einer ei-
genen Wohnung gelebt. Nach einem Schlaganfall und mehreren Stürzen ist sie
heute auf einen Rollstuhl angewiesen und benötigt Hilfe in allen Lebenslagen. 

• Frau C. (82, II) lebte vor ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft in einer eige-
nen 2-Zimmer-Wohnung und wurde dort dreimal täglich von der Sozialsta-
tion sowie von Sohn und Schwiegertochter betreut. Nach einem Sturz und
Krankenhausaufenthalt erfolgte der Umzug in die Wohngemeinschaft. Sie be-
nötigt zum Laufen einen Rollator, ist noch in der Lage, im Haushalt mitzu-
helfen, Zeitung zu lesen und aus ihrer Vergangenheit zu erzählen. Sie kann
sich teilweise noch selbstständig waschen und ankleiden. 

• Frau D. (72, II) hat vor ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft in einer eige-
nen 2-Zimmer-Wohnung gelebt. Der Umzug war aufgrund ihrer starken Ver-
wirrtheit erforderlich geworden. Sie benötigt Hilfe in allen Lebenslagen und
ist bei längeren Spaziergängen auf einen Rollstuhl angewiesen.

• Herr J. (62, II) lebte vor seinem Einzug in die Wohngemeinschaft in verschie-
denen Heimen. Anfangs war er sehr schweigsam und antriebsarm, sämtliche
Tätigkeiten des täglichen Lebens waren ihm fremd. In der Zwischenzeit ist er
wieder in der Lage, seine Körperpflege aus eigenem Antrieb und teilweise
selbstständig zu verrichten. Er versucht Zeitung zu lesen, puzzelt gern und
geht gern spazieren.

• Frau K. (91, II) kam vor drei Jahren nach einem Sturz in der eigenen 2-Zim-
mer-Wohnung zunächst in ein Krankenhaus, dann in ein Heim. Dort war sie
sehr verschlossen, ängstlich und unruhig. Sie benötigt umfassende Hilfe bei al-
len Tätigkeiten und für längere Wegstrecken einen Rollstuhl.
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• Frau L. (76, III) wurde vor ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft dreimal
täglich von der Sozialstation in ihrer eigenen 2-Zimmer-Wohnung betreut. Sie
war aggressiv und lehnte die Körperpflege ab, konnte allein nur sehr unsicher
laufen. Nach ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft hat sich die Aggressivität
gelegt. Sie benötigt umfassende Hilfe, lebt in ihrer eigenen Welt, reagiert nur
manchmal auf gestellte Fragen.

Die Bewohnerinnen der Pohlstraße:

• Herr E. (72, III) kam mit schweren Depressionen, körperlicher Unruhe und
Aggressivität aus einer anderen Wohngemeinschaft in die Pohlstraße. Er be-
nötigt Hilfe in allen Lebenslagen. Seit dem Einzug in die Wohngemeinschaft
vor zehn Monaten konnten seine Medikamentengaben verringert werden. 

• Frau F. (79, II) wurde vor ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft in ihrer ei-
genen Wohnung von einem Pflegedienst versorgt, verwahrloste dort aber im-
mer mehr. Sie war örtlich, zeitlich und teilweise situativ desorientiert und be-
nötigte zum Gehen einen Rollator. In der Wohngemeinschaft konnte sie sich
anfangs teilweise noch selbst versorgen und teilweise auch Gespräche führen.
Nach einem Schlaganfall ist sie nun auf umfassende Hilfe angewiesen.

• Frau G. (86, III) kam aus einem Pflegeheim in die Wohngemeinschaft. Sie lei-
det an einer chronisch paranoiden Psychose, war bei ihrem Einzug kaum an-
sprechbar und immobil. Sie schrie laut und war kaum zu verstehen. Nach acht
Monaten wirkt Frau G. zunehmend wacher und teilnehmender und ist
manchmal gut zu verstehen. Die Medikamentengaben konnten verringert
werden. 

• Frau H. (83, II) lebte vor ihrem Einzug im Haushalt ihrer Tochter und be-
suchte eine Tagesstätte. Aufgrund zunehmender Desorientierung mit Weg-
lauftendenzen war es für die berufstätige Tochter nicht länger möglich, die
Mutter ausreichend zu betreuen. Nach dem Umzug in die Wohngemeinschaft
konnten Medikamentengaben verringert werden, Frau H. wurde ruhiger und
ausgeglichener.

• Frau N. (88, III) kam nach einem Sturz und anschließendem Krankenhaus-
aufenthalt in sehr schlechtem Entlassungszustand in die Wohngemeinschaft.
Vorher hatte sie mit Hilfestellungen durch die Sozialstation selbstständig in ih-
rer Wohnung gelebt, war innerhalb der Wohnung mit Gehstock und außer-
halb der Wohnung mit Rollstuhl mobil. Einziges Demenz-Symptom war ihre
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Vergesslichkeit. Seit ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft hat sich Frau N.
gut erholt und ist wieder besser orientiert.

• Frau O. (94, III) kam aus einem Altenheim in die Wohngemeinschaft. Anlass
für den Umzug waren ein Dekubitus sowie die Tatsache, dass Frau O. im
Heim nur sehr wenig aß und trank. Nach dem Umzug heilte der Dekubitus ab.
Frau O. ist weiterhin auf umfassende Hilfe angewiesen.

5.3 Prävention 

Das inhaltliche Konzept der Berliner Wohngemeinschaften für Menschen mit De-
menz basiert auf dem Grundgedanken, „dass eine kommunikative und gemein-
schaftliche Rahmensituation, die der Isolation des Einzelnen entgegenwirkt, den
fortschreitenden Prozess der Demenz aufhalten, verlorene Fähigkeiten punktuell
reaktivieren und noch vorhandene Kompetenzen stabilisieren kann“ (SWA, S. 8).
Man geht davon aus, dass bei Menschen mit Demenz durch Förderung von Ak-
tivität und Bedürfnisbefriedigung Verhaltensauffälligkeiten und Unruhezustände
vermieden werden. Die Mitarbeiter sollen deshalb nicht vorrangig Hilfeleistun-
gen erbringen, sondern noch vorhandene Fähigkeiten bestärken. Verloren gegan-
gene Kompetenzen sollen durch gezieltes Üben und beharrliches Wiederholen zu-
rückgewonnen werden. Tendenzen zum Rückzug, zur Apathie und zur Depres-
sion soll entgegengewirkt werden. (Pawletko, 1996, S. 12)

Der Erhalt von Kompetenzen soll vor allem durch eine aktive Beteiligung an den
Geschehnissen des täglichen Lebens erreicht werden. „Auf klassische beschäfti-
gungstherapeutische Angebote kann diese Wohnform ohne weiteres verzichten:
der ganz normale Alltag bietet für die, die möchten, genügend Möglichkeiten des
Tuns“ (Pawletko, 1996, S. 17). Durch Beteiligung am Abwasch, am Ein- und
Ausräumen der Wäsche, am Bügeln und Zusammenfalten der Kleidungsstücke
und an der Wohnungsreinigung gewannen die Bewohnerinnen der Wohngemein-
schaft „Lehrter Straße“ verloren gegangene Fähigkeiten im Bereich der täglichen
Haushaltsführung zurück.

In der Steinmetz- und Pohlstraße berichten die Mitarbeiterinnen: „dass Leute in
die Wohngemeinschaft gezogen sind, die zu Hause nichts mehr von den alltäg-
lichen Dingen machen konnten. Sie werden dann hier animiert z. B. Kartoffeln zu
schälen, was zu Hause schon zwei Jahre nicht mehr ging. Eine Mitarbeiterin setzt
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sich dann daneben und animiert denjenigen und hilft ihm. Und dann funktioniert
das auch plötzlich wieder. Die Erfahrung machen wir immer wieder, dass ver-
schüttete Aktivitäten des täglichen Lebens wieder auftauchen, wenn man sie ak-
tiviert.“ 

Trotz dieser positiven Entwicklungen bei einzelnen Bewohnerinnen gehen einer
Angehörigen die präventiven Wirkungen des Lebens in der Wohngemeinschaft
noch nicht weit genug. Sie verglich anfangs die Aktivitäten in der Wohngemein-
schaft mit denen der Tagespflege, in die ihre Mutter vor dem Einzug in die Wohn-
gemeinschaft regelmäßig gegangen ist. „Ich hatte mir vorgestellt, man sitzt so wie
in der Tagespflege nachmittags nett zusammen und spielt z. B. etwas. Da kam ein
toller Therapeut und man sang tolle Lieder und saß im Kreis und spielte Ball. Das
fehlte mir hier alles. Hier wird vereinzelt auch gespielt und gesungen. Aber ich
denke immer noch, es könnte manchmal ein bisschen mehr gemacht werden. In
der Tagespflege begann der Tag mit einem gemeinsamen Kaffeetrinken. Danach
wurde geholfen beim Abtragen und Abwaschen. Dann haben die Tagesgäste zum
Teil auch selber geköchelt, damit diese Fähigkeiten erhalten blieben. Dann wur-
de nach dem Essen gemeinsam abgeräumt und abgewaschen. Manchmal kam ein
Pfarrer oder ein Musiktherapeut oder jemand vom Personal spielte Gitarre und
es wurde gesungen. Es gab Ausflüge, Spaziergänge usw. Es war also eigentlich im-
mer ein Programm. Es gab auch Denkspiele und solche Dinge. Ich fand das sehr
schön, dass man die Fähigkeiten, die noch vorhanden waren, intensiv gefördert
hat. Auch meine Mutter fand das toll. Meiner Ansicht nach könnte meine Mut-
ter auch mal etwas härter dazu aufgefordert werden, sich an bestimmten Arbei-
ten zu beteiligen. Wenn sie am Wochenende mal bei mir ist, versuche ich, sie auf
eine spielerische Weise aus ihrer Reserve zu locken. Das Personal in der Pohlstra-
ße ist nun sehr weich. Das ist auch okay. Sie sind sehr lieb und strahlen so viel
Liebe aus und versuchen, die Menschen so zu lassen, wie sie sind. Wenn sie keine
Lust haben, dann müssen sie eben nicht. Dann sage ich mir manchmal, vielleicht
wäre es doch ein bisschen besser, wenn man ein bisschen fordernder auftreten
würde.“

Die Mitarbeiterinnen halten dieser Auffassung entgegen, dass die Tagesstätte von
Menschen besucht wird, deren Demenz noch nicht so weit fortgeschritten ist wie
bei den Bewohnerinnen der Wohngruppe. Der rechtliche Betreuer einer Bewoh-
nerin ist der Meinung, dass in der unregelmäßigen Anwesenheit der Einzelnen in
der Tagesstätte ein wesentlicher Grund für den Unterschied zum Leben in der
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Wohngemeinschaft liegt. „Ich hab doch zu Hause auch nicht immer Programm.
Mein Interesse ist mehr, dass die Menschen so leben können, wie sie es gerne
möchten. Vielleicht wollen sie nicht immer berieselt werden von irgendwelchen
Programmen. Wir haben auch ein paar Betreute, die in eine Tagesstätte gehen.
Aber das machen sie 2–3 Mal pro Woche, weil es ihnen sonst viel zu anstrengend
ist.“

Wie sich später zeigen wird (vgl. Kap. 5.5–5.8) lässt sich dieser Konflikt zwischen
einem hohen Anspruch an die Aktivierung der einzelnen Bewohnerinnen, den Ar-
beitskapazitäten der Mitarbeiterinnen und den vermuteten Ruhebedürfnissen der
Bewohnerinnen nicht so einfach lösen. Sicher könnten größere Erfolge bei der
Aktivierung erreicht werden, wenn die Rahmenbedingungen von Seiten der Per-
sonalausstattung und der räumlichen Gegebenheiten (noch) günstiger wären. Auf
der anderen Seite zeigt sich aber – auch in den anderen untersuchten Wohnge-
meinschaften – immer wieder, dass die Anforderungen der Angehörigen an die
Betreuungsleistungen des Personals nicht selten überzogen sind.

Neben der Aktivierung durch Teilnahme an den täglichen Verrichtungen und
durch Beschäftigungsangebote wirkt sich nach Pawletko (1996, S. 45) auch der
Verzicht auf dämpfende Medikamente positiv auf das gesundheitliche Befinden
der Bewohnerinnen aus. So konnten in der Lehrter Straße durch diese Maßnah-
me nicht nur größere Vitalität, ein verbessertes Wohlbefinden und nachlassende
Inkontinenz erreicht werden, sondern es verringerte sich auch die Neigung zu
Stürzen, zu Druckstellen durch lange Liegezeiten und zu geringer Flüssigkeitsauf-
nahme. Dies erklärt seiner Ansicht nach auch eine geringe Zahl von Kranken-
hausaufenthalten bei Bewohnern von betreuten Wohngemeinschaften. 

Aus der Steinmetz- und Pohlstraße werden ähnliche Entwicklungen berichtet.
„Wenn ich so an Frau N. denke, die noch gar nicht so stark dement ist und trotz-
dem, als sie einzog, an nichts Interesse hatte und nur im Bett lag. Die will jetzt gar
nicht mehr ins Bett. Sie nimmt wieder am Gemeinschaftsleben teil, ist nicht mehr
abseits. Ein anderes Beispiel ist Frau G., die im Heim zugeknallt war mit Medi-
kamenten. Die konnte ja nicht piep und nicht papp sagen. Die war einfach platt.
Sie ist dann hier mühselig auf andere Medikamente umgestellt worden, hat im-
mer viel geschrien, ist immer noch ziemlich laut, aber das ist kein Vergleich mehr
zu früher.“ Wichtig für die positive Entwicklung von Frau G. war auch die emo-
tionale Zuwendung, die sie durch die Mitarbeiterinnen erhielt. „Frau G. hat es
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gerne, dass man sie streichelt und in den Arm nimmt. Morgens, wenn sie wach
wird, legt sie immer ihren Kopf auf die Brust einer Mitarbeiterin. Das findet sie
schön, diese Wärme. Da spürt man, dass sie sich wohl fühlt.“ 

Bis auf eine Dame, die aufgrund einer akuten Psychose in eine psychiatrische Kli-
nik überwechseln musste, ist noch nie ein Bewohner wieder aus der Wohnge-
meinschaft ausgezogen. Fünf Bewohnerinnen sind bereits in der Wohngruppe
verstorben. Eine Mitarbeiterin betont: „Aber nicht im Krankenhaus, sondern
hier bei uns. Und ich sage mal, schön gestorben. Wenn ich mir aussuchen dürfte,
wie ich sterben will, dann würde ich es so haben wollen.“ Hinsichtlich der kör-
perlichen Pflege sehen die Mitarbeiterinnen keine Grenzen des Verbleibs in der
Wohngemeinschaft. „Eine Dame hat hier nach einem Schlaganfall neun Monate
im Wachkoma gelegen, bis sie verstorben ist. Ich dachte damals, wie gut, dass sie
ihren Schlaganfall hier bekommen hat. Es war immer jemand da, der ihr vorgele-
sen hat oder der sie gestreichelt hat. Auch die Bewohner sind ab und zu mal zu
ihr reingegangen. Das war wirklich schön.“

Grenzen für den Verbleib in der Wohngemeinschaft werden nur bei sozial unver-
träglichem Verhalten gesehen, wie es z. B. bei der Dame mit einer Psychose vor-
gekommen ist oder wie es zurzeit bei einem Mann in einer der Wohngruppen er-
lebt wird, der ebenfalls eine psychische Erkrankung hat und teilweise sehr ag-
gressiv wird. „Wenn einer nicht mehr zu beruhigen ist und wirklich um sich haut
und schlägt, dann wird es schwierig, ihn in der Wohngemeinschaft zu halten.“
Hier zeigt sich ein Problem der rechtlichen Konstellation. Der betreffende Be-
wohner verfügt über einen Mietvertrag, der keine Kündigungsklauseln bei sozial
unverträglichem Verhalten enthält. Sein Sohn ist der Meinung, dass die Mitar-
beiterinnen in der Lage sein müssten, mit solchen Verhaltensweisen fertig zu wer-
den. Ohne seine Mitwirkung kann der Pflegedienst daher keine Veränderung der
Situation herbeiführen. „Wir selbst haben keine rechtlichen Möglichkeiten, sei-
nen Auszug zu bewirken, denn wir sind nur der Pflegedienst.“ 

5.4 Vertrautheit

Den Qualitätskriterien des Vereins „Selbstbestimmt Wohnen im Alter e.V.“ zu-
folge sollen in den betreuten Wohngemeinschaften erlernte soziale Verhaltens-
muster Bestätigung und ein Betätigungsfeld finden. Der Tagesablauf soll den in-
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dividuellen Wünschen und Bedürfnissen des Einzelnen angepasst werden, und die
pflegerischen Verrichtungen sollen sich hinsichtlich Zeitpunkt und Ablauf weit-
estgehend an den Gewohnheiten der Bewohner orientieren (SWA, S. 8).

Um mit den tagesstrukturierenden Maßnahmen an frühere Interessen und Akti-
vitäten der Bewohnerinnen anknüpfen zu können, ist eine ausführliche Biogra-
phiearbeit erforderlich. Da diese Arbeit aber mangels Personen, die über frühere
Gewohnheiten Auskunft geben können, häufig nur begrenzt erfolgreich ist, müs-
sen Vorlieben und Bedürfnisse im täglichen Zusammenleben aufgespürt werden.
Aus der ersten Wohngemeinschaft in der Lehrter Straße wurde berichtet, dass
sich im Verlauf des Zusammenlebens immer mehr die Vorlieben und Abneigun-
gen der Bewohnerinnen herauskristallisierten. Sie äußern sich in der Art der Ta-
gesstruktur, dem Lieblingsplatz, der äußeren Erscheinung und dem bevorzugten
Kommunikationspartner. Den Pflegekräften gelang es immer besser herauszufin-
den, welches Mittel bei welcher Stimmung der Bewohnerinnen angemessen war
(Pawletko, 1996, S. 25).

Auch in der Pohl- und Steinmetzstraße wird viel Wert auf Biographie-Arbeit ge-
legt. Insbesondere vor dem Einzug und in der ersten Zeit danach werden Gesprä-
che mit den Bewohnerinnen, ihren Angehörigen und Bekannten geführt, und,
falls möglich, findet auch ein Besuch in der vorherigen Wohnung statt. „Es wird
gefragt, wie der Bewohner bisher gelebt hat, und es wird überlegt, wie man die-
ses Leben in der Wohngemeinschaft ein Stück weit fortführen kann.“ Die Aus-
einandersetzung mit der Biographie der Bewohnerinnen erfolgt kontinuierlich
auch im weiteren Prozess des Zusammenlebens. So wird von mehreren Fällen be-
richtet, bei denen das Team in detektivischer Kleinarbeit herausgefunden hat, wie
sich bestimmte Verhaltensweisen einzelner Bewohnerinnen aus ihrer Biographie
erklären lassen. Es gab z. B. einmal eine Bewohnerin, die immer mit den Händen
genestelt hat und sehr unruhig und unzufrieden war. „Dann haben wir relativ
spät und zufällig eine Information durch einen Verwandten bekommen, der erst
zwei Jahre später auftauchte, dass sie früher Schneiderin gewesen war. Da haben
wir ihr einen Stoff gegeben und haben Knöpfe darauf genäht. Damit war sie dann
ganz zufrieden und glücklich. Ohne diese Information wären wir darauf nicht ge-
kommen.“

Problematisch wird es immer dann, wenn keine Angehörigen vorhanden sind, die
man nach den Gewohnheiten befragen kann. In diesen Fällen muss sich das Team
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die notwendigen Informationen „mühselig aus den Verhaltensweisen und Äuße-
rungen zusammenstückeln. Das geht auch, aber dabei spielt dann die Zeit eine
wesentliche Rolle“. 

Der rechtliche Betreuer von Frau G. hat versucht, sich Informationen über die
Biographie seiner Klientin durch ein Gespräch mit ihrem ebenfalls leicht an einer
Demenz erkrankten Mann zu beschaffen. „So zwei Stunden lang hat er mir etwas
erzählt. Wobei ich nicht weiß, ob das alles richtig war und ob ich alles richtig ver-
standen habe.“ Ein Berufsbetreuer kann Gespräche mit Angehörigen im Hinblick
auf die Biographie seines Klienten in der Regel nicht abrechnen. Es bleibt also sei-
nem persönlichen Engagement überlassen, inwieweit von ihm Hilfe bei der Er-
mittlung der Bedürfnisse seines Klienten zu erwarten ist. Obwohl gerade dieser
Betreuer als besonders engagiert beschrieben wird, bleibt ihm doch aufgrund der
Vielzahl seiner Klienten wenig Zeit, sich um die alltäglichen Bedürfnisse von Frau
G. zu kümmern. Innerhalb des einen Jahres, das seine Klientin in der Wohnge-
meinschaft lebt, hat ihr Betreuer sie nur dreimal besucht. Dabei konnte er sich
nach eigenen Angaben keinen richtigen Eindruck davon verschaffen, wie es sei-
ner Klientin in der Wohngemeinschaft geht. Er berichtet: „Beim letzten Mal, als
ich in der Wohngemeinschaft war, hat sie geschlafen. Ich habe noch nie richtig
mit ihr gesprochen, weil das kaum geht. Sie reagiert ja nicht. Ich habe mehr mit
anderen Bewohnern gesprochen.“

Die Tochter von Frau H. findet, dass gut auf ihre Mutter eingegangen wird. „Sie
tanzt leidenschaftlich gern und man tanzt und singt dort mit ihr. Die Mitarbei-
terinnen wissen mittlerweile auch, worauf ich Wert lege. Diese Dinge werden
auch umgesetzt. Sie würden aber auch ohne meine Intervention auf die Bedürf-
nisse meiner Mutter eingehen. Wenn ich sehe, wie liebevoll und mit welcher Ge-
duld sie auch mit den anderen Bewohnern umgehen, die keine Angehörigen mehr
haben, das ist schon toll.“ 

Die Mitarbeiterinnen achten darauf, Veränderungen in den Verhaltensweisen
wahrzunehmen, die nicht mit den Erfahrungen der Angehörigen aus der bisheri-
gen Biographie korrespondieren. „Die Demenzerkrankung führt dazu, dass man
früher antrainierte Verhaltensmuster, die man annehmen musste, weil es sich so
gehörte, heute wieder ablegt und es vielleicht ganz schön findet, sich wieder ein
Stück weit gehen zu lassen.“
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Bei allen Bemühungen der Mitarbeiterinnen, den Alltag auf die Bedürfnisse der
Bewohnerinnen abzustimmen, bleibt doch festzuhalten, dass sie besonders wäh-
rend des Vormittags nur wenig Gelegenheit haben, sich intensiv mit den Vorlie-
ben der Bewohnerinnen zu befassen. Eine Mitarbeiterin erklärt: „Auf der einen
Seite ist ein Personalschlüssel von 2 : 6 sehr viel besser als z. B. im Heim mit 2 :
40, aber andererseits entfallen im Heim auch die hauswirtschaftlichen Tätigkei-
ten.“ 

Der Vormittag wird stark von den Notwendigkeiten der Grundpflege und den
hauswirtschaftlichen Versorgungen bestimmt. „Der Vormittag besteht im We-
sentlichen aus der Grundpflege. Da werden die Leute geweckt, gewaschen, ange-
zogen. Es wird gefrühstückt und danach werden die restlichen Bewohner aus den
Betten geholt. Dann muss gekocht werden, gewaschen und geputzt. Es werden
Betten bezogen, Medikamente verteilt, Ärzte angerufen und besucht usw. Der
Nachmittag steht dann mehr für die Betreuung zur Verfügung.“ 

Morgens versucht man, sich auf den individuellen Rhythmus jedes Einzelnen ein-
zustellen. „Das Frühstück ist bei uns eigentlich über den ganzen Vormittag ver-
teilt, denn wir haben zwei bis drei Bewohnerinnen, die gern lange schlafen“. Mit-
tags wird allerdings auf geregelte Zeiten für das Mittagessen geachtet, damit die
Bewohner einen Orientierungsrahmen bei der Tagesstrukturierung erhalten.
Aber auch die Notwendigkeiten der Pflege spielen hierbei eine Rolle. „Eine klare
Tagesstrukturierung muss sein. Schon wegen der Schichtwechsel. Irgendwie muss
man ja abschließen, um die Übergabe zu machen.“

Die Mitarbeiterinnen gehen bei gutem Wetter mindestens einmal pro Tag mit ei-
nigen Bewohnerinnen spazieren, zum Einkaufen oder zur Apotheke, weil sich
diese immer sehr freuen, wenn sie nach draußen gehen können. Die Zahl der Be-
wohnerinnen, die auf einen Spaziergang mitgenommen werden können, ist aller-
dings abhängig von der verfügbaren Zahl der Mitarbeiterinnen, da alle Bewoh-
nerinnen mit dem Rollstuhl geschoben werden müssen.

Einmal pro Woche kommt ein Musiktherapeut und singt mit den Bewohnerin-
nen, ebenfalls einmal in der Woche kommt ein Tiertherapeut mit einem kleinen
Hund in die Wohngruppe. Auch darüber freuen sich die Bewohnerinnen sehr. Es
gab auch einmal eine Bewohnerin, die einen Schäferhund mit in die Wohngruppe
gebracht hatte. Bei solchen Fragen entscheiden die Angehörigen und rechtlichen
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Betreuer, ob es möglich ist, den Hund in die Wohngemeinschaft aufzunehmen. In
diesem Fall entstand das Problem, dass der Hund von den Mitarbeiterinnen ver-
sorgt werden musste und insofern zusätzliche Arbeit verursachte – „zumal er
ebenso alt und pflegebedürftig war wie seine Besitzerin“. Das Zusammenleben in
der Gruppe war durch die Anwesenheit des Hundes nicht beeinträchtigt, da der
Hund zumeist still in seiner Ecke lag und von den übrigen Bewohnerinnen wenig
beachtet wurde. Zurzeit gibt es in der Wohngemeinschaft nur noch ein Aquarium
und einen Kanarienvogel. 

5.5 Selbstbestimmtheit

Die konzeptionellen Ansprüche an den Grad der Selbstbestimmung sind in Berlin
besonders hoch. Sie beziehen sich nicht nur auf die Alltagsgestaltung und die
Ausstattung der Räume, sondern auch auf die Mitbestimmung bei allen Fragen,
die die Organisation der Pflege und Betreuung betreffen. Von den Mitarbeiterin-
nen wird erwartet, dass sie ihren Status als Besucherinnen in der privaten Woh-
nung der Bewohnerinnen akzeptieren und sich entsprechend verhalten. Dort, wo
die Bewohnerinnen ihre Interessen nicht mehr selbst wahrnehmen können, sollen
diese von ihren Angehörigen bzw. rechtlichen Betreuerinnen vertreten werden. 

Die Umsetzung dieser Prinzipien ist allerdings nicht einfach. So wurden z. B. in
der Lehrter Straße anfangs Wohnzimmer und Küche von den Bewohnerinnen als
Orte des Pflegepersonals gedeutet. Erst nach einigen Monaten benutzte auch die
letzte Frau das Inventar, ohne um Erlaubnis zu fragen. Umgekehrt animierte das
„setting“ Wohngemeinschaft die Pflegekräfte häufig noch zu „stationären“ Ver-
haltensweisen. Als Indiz für ein solches Verhalten wurde z. B. gewertet, wenn die
Wohnungstür vom Personal statt von den Bewohnerinnen selbst geöffnet wurde
(Pawletko, S. 26 f.). 

In der Pohl- und Steinmetzstraße haben die Mitarbeiterinnen unterschiedliche
Haltungen bezüglich ihrer Rolle in der Wohngemeinschaft entwickelt. Einige be-
tonen, dass sie nur Gast in der Wohnung der Demenzkranken sind, andere sehen
die Wohngemeinschaft als ihr eigenes Zuhause an. So sagt eine Mitarbeiterin:
„Ich sehe das wie früher in der ambulanten Pflege. Dort war ich auch nur Dienst-
leister in der Wohnung meiner Klientin.“ Eine andere dagegen meint: „Ich kom-
me hierher, wie ich auch zu meiner Mutter komme, die auch pflegebedürftig ist.
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Ich fühle mich, ehrlich gesagt, nicht als Gast. Ich bin hier zu Hause. Das ist mein
Zuhause, wo ich überlege, was es zu tun gibt, und wo ich auch den Haushalt ma-
che und mich kümmere.“ Die Sozialarbeiterin des Pflegedienstes kritisiert diese
Haltung und betont, dass sie von den Mitarbeiterinnen eine gewisse professio-
nelle Distanz gegenüber ihrem Arbeitsplatz erwartet. Ihr ist es wichtig, im Rah-
men der Supervision immer wieder dieses Thema anzusprechen, denn „es ist na-
türlich schwierig, diese Distanz zu wahren, wenn man über viele Jahre hier fast
täglich sechs Stunden verbringt und sich intensiv um die Bewohner kümmert.“

Ein wichtiger Grund für das Zu-Hause-Fühlen der Mitarbeiterinnen scheint in
der Tatsache zu liegen, dass sie den Haushalt selbstständig in eigener Regie orga-
nisieren und dabei – wie zu Hause – relativ frei schalten und walten können.
Wenn sie sich darauf beschränken könnten, lediglich die Aktivitäten der Bewoh-
nerinnen zu unterstützen, würde es ihnen leichter fallen, sich als Dienstleister in
einer fremden Wohnung zu fühlen.

Wie schwer es für die Mitarbeiterinnen ist, den Anspruch der Bewohner-Selbstbe-
stimmung einzulösen, zeigt sich auch daran, dass sie nicht nur ihre eigene Rolle
immer wieder reflektieren müssen, sondern teilweise auch als Vermittler zwischen
den Ansprüchen der Angehörigen und der Bewohnerinnen auftreten müssen. So
sind die Mitarbeiterinnen der Meinung, dass sie aufgrund des engen Zusammen-
lebens mit den Bewohnerinnen deren aktuelle Bedürfnisse oftmals besser erkennen
können als die Angehörigen. Da die Bewohnerinnen ihre Bedürfnisse kaum noch
auf dem Weg der verbalen Kommunikation artikulieren können, hat das Personal
im Laufe der Zeit gelernt, auf die nonverbalen Äußerungen zu reagieren. „Wenn
wir so viele Stunden mit den Bewohnern zusammen sind, lernen wir sie immer bes-
ser kennen. Wir merken dann schon, was der Bewohner will und was er nicht
mag.“ Sie meinen, dass es bei Menschen mit Demenz relativ gut möglich ist, die
nonverbalen Reaktionen zu deuten, weil diese ihren Emotionen direkter Ausdruck
verleihen und daher ihr aktuelles Befinden leichter erkennbar ist.

Die Tochter von Frau H. bestätigt den Bericht der Mitarbeiterin. Ihrer Meinung
nach wird der Wille der Bewohnerinnen in der Wohngemeinschaft sehr stark res-
pektiert und dabei auch gegenüber den Angehörigen verteidigt. Sie hatte u. a. an-
fangs intensive Auseinandersetzungen mit dem Personal darüber geführt, wie
häufig ihre Mutter gebadet werden sollte. Die Mitarbeiterinnen hatten dabei die
Interessen der Mutter vertreten, was sie aus heutiger Sicht sehr positiv findet. 
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Gerade das Konzept der Interessenvertretung der Bewohnerinnen durch die An-
gehörigen ist nach Meinung der Mitarbeiterinnen sehr fragwürdig. „Ich erinnere
mich kaum an eine Situation, in der wirklich mal ein Angehöriger eine Anregung
gegeben hätte, bei der man gesagt hätte: Stimmt, das haben wir bisher vernach-
lässigt, das könnte man besser machen.“ Voraussetzungen für eine positive Rolle
der Angehörigen zur Interessenvertretung sind ihrer Meinung nach eine häufige
Anwesenheit in der Wohngruppe und damit verbundene häufige Gespräche mit
dem Personal. So wird von den Enkeln einer Bewohnerin berichtet: „Man sieht
sie ja oft in der Woche. Man kommt immer ins Gespräch und irgendwann guckt
man auch mal wieder mehr zurück und sagt plötzlich: Halt, stopp, daran haben
wir noch nicht gedacht.“ Diese Art von Interessenvertretung wird vom Personal
sehr geschätzt. 

Die meisten Anregungen zu Verbesserungen der Alltagsgestaltung kommen aus
den Reihen der Mitarbeiterinnen selbst. Die Sozialarbeiterin, die die Wohnge-
meinschaften fachlich begleitet, stellt immer wieder fest, dass sie selbst, wenn sie
eine Anregung in die Wohngemeinschaft trägt, zumeist von den Mitarbeiterinnen
eines Besseren belehrt wird, weil diese durch ihr ständiges Zusammenleben mit
den Bewohnerinnen besser über deren Bedürfnisse Bescheid wissen. „In der Regel
bekomme ich dann eine Antwort, die mir erklärt, warum die Dinge so und nicht
anders ablaufen.“ 

In regelmäßigen Abständen von ca. drei Monaten finden offizielle Treffen zwi-
schen Mitarbeiterinnen und Angehörigen bzw. Betreuerinnen in den Räumen des
Vereins „Freunde alter Menschen“ statt. In diesen Treffen können die Angehöri-
gen/Betreuer gemeinsame Entscheidungen über aktuelle Fragen des Gruppenle-
bens fällen und ihre Mitsprachemöglichkeiten nutzen. Allerdings ist es angesichts
fehlender oder weit entfernt wohnender Angehöriger oft schwierig, diesen Mit-
bestimmungsanspruch Realität werden zu lassen.

Für den rechtlichen Betreuer einer Bewohnerin gehen diese Mitbestimmungsmög-
lichkeiten weit über seine zeitlichen Möglichkeiten hinaus. „Ich glaube, das lässt
sich gar nicht organisieren. Wenn ich hier Mitbestimmung fordere, müsste ich sie
auch im Heim oder bei der häuslichen Pflege fordern. Die Gespräche mit den Mit-
arbeitern führe ich, wenn ich da bin, soweit es geht in der Küche. Alles andere
würde mich völlig überfordern. Die Zeit, die ich für solche Mitbestimmungstref-
fen benötige, müsste ja auch bezahlt werden. Wer soll denn das bezahlen?“ 
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Einzelne engagierte Angehörige fordern dagegen sehr umfassende Mitbestim-
mungsmöglichkeiten ein. So misst die Tochter von Frau H. den offiziellen Ange-
hörigentreffen einen hohen Stellenwert bei und würde sich wünschen, dass in die-
sem Rahmen noch stärker über die Auswahl neuer Mitbewohnerinnen und Mit-
arbeiterinnen diskutiert würde. „Ich hätte mir gewünscht, dass die Eingangs-
gruppe stimmiger ist. Ich finde, gerade beim Neubeginn einer Wohngemeinschaft
kann man Einfluss auf die Zusammensetzung der Gruppe nehmen.“ Sie hatte
auch darauf gedrungen, dass die einzelnen Mitarbeiterinnen sich der Angehöri-
gengruppe vorstellen und eine Art Bewerbungsgespräch führen. „Wo kommen sie
her, was haben sie bisher gemacht, wie ist ihre Zielsetzung, welche Vorstellungen
haben sie, wie ist das Eingangslevel, was wollen sie erreichen usw.“ 

Es gibt aber nicht viele Angehörige, die für einen solch intensiven Mitbestim-
mungsprozess in Frage kommen. Viele Bewohnerinnen haben keine Angehörigen
mehr oder die Angehörigen wohnen zu weit entfernt. In der Pohlstraße wird die
Mehrzahl der Bewohnerinnen durch einen rechtlichen Betreuer vertreten, der –
wie oben beschrieben – kaum Zeit hat, an den Angehörigentreffen teilzunehmen.
So besteht die Gefahr, dass einzelne, besonders engagierte Angehörige das Ge-
schehen in der Gruppe dominieren. Es ist dann nicht mehr gewährleistet, dass al-
le Bewohnerinteressen in gleichem Maße bei den zu treffenden Entscheidungen
Berücksichtigung finden.

5.6 Soziale Integration

Als wichtiger Grund für das Zusammenleben in einer Wohngemeinschaft wurde
von den Initiatoren der Berliner Wohngemeinschaften für Menschen mit Demenz
die Vermeidung von sozialer Isolation und Rückzug aus zwischenmenschlichen
Beziehungen genannt, um „degenerative Prozesse und Depressionen zu vermei-
den“. Das Zusammenleben mit anderen Menschen soll belebend wirken, vor-
handene soziale Kontakte sollen gepflegt und ggf. neue hinzugewonnen werden
(Pawletko, 1996, S. 12). Die Bewohnerinnen sollen Teil der Nachbarschaft und
des Quartiers sein. Eine Integration in die Nachbarschaft wird für besonders
wichtig gehalten, wenn einzelne Personen Weglauftendenzen aufweisen (SWA, S.
18).
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Pawletko (2002, S. 32) empfiehlt Initiatoren, vor der Realisierung einer Wohn-
gruppe Kontakt zur Nachbarschaft herzustellen, um Akzeptanz im näheren Um-
feld zu schaffen. Später sollen die Nachbarn in die Wohngruppe eingeladen wer-
den, um Berührungsängste abzubauen und Ängste bzgl. Lärm, Brandgefahr u. Ä.
zu zerstreuen. Der Standort der Wohngemeinschaft sollte sich durch gute Infras-
trukturbedingungen auszeichnen, die in fußläufiger Entfernung zu erreichen sind.
Durch die alltägliche Inanspruchnahme dieser Infrastruktureinrichtungen soll es
möglich werden, die Wohngemeinschaft in das unmittelbare Wohnumfeld einzu-
binden. Von den Mitarbeiterinnen wird erwartet, dass sie das nachbarschaftliche
Umfeld der Wohngemeinschaft und die Infrastruktur des Wohngebietes kennen
und die Bewohner darin unterstützen, diese Ressourcen zu nutzen.

Besonders günstige Voraussetzungen für eine Integration in das umgebende
Wohnquartier sind natürlich dann gegeben, wenn die Bewohnerinnen bereits vor
ihrem Einzug in die Wohngemeinschaft im gleichen Stadtteil gewohnt haben. Bei
insgesamt ca. 80 betreuten Wohngruppen in Berlin sollte man hoffen, dass eine
solche wohnortnahe Versorgung tendenziell möglich wird. Tatsächlich hat aber
keine der Bewohnerinnen der Wohngemeinschaften Pohlstraße und Steinmetz-
straße ursprünglich im unmittelbaren räumlichen Umfeld der Wohngemeinschaft
gelebt. 

Aus Sicht der Mitarbeiterinnen spielt der Standort der Wohngemeinschaft für die
Bewohnerinnen selbst kaum eine Rolle, da sie sich ohnehin nicht mehr selbst-
ständig im Stadtteil orientieren können. In der Regel ziehen sie erst dann in eine
Wohngruppe ein, wenn sie sich auch zu Hause schon nicht mehr zurechtfinden.
„Was sie vielleicht noch erkennen, sind mal einzelne Möbel oder vielleicht mal ei-
ne Kaffeetasse. Aber die räumliche Orientierung ist ja schon vorher verloren ge-
gangen. Sie finden ja auch zu Hause schon nicht mehr in ihre Wohnung zurück.“
Wenn überhaupt, könnte vielleicht das Gefühl, dass die Bewohnerinnen zu ihrer
bisherigen Wohngegend entwickelt hätten, eine Rolle spielen. Es wäre aber nie-
mand mehr in der Lage, alleine spazieren zu gehen. „Selbst in der Anfangsphase
ihres Wohnens in der Wohngemeinschaft, wenn die Demenz bei einigen noch
nicht so weit fortgeschritten ist, gibt es niemanden, der noch selbstständig spa-
zieren gehen kann.“ Die Mitarbeiterinnen können bei den Bewohnerinnen auch
keine Wiedererkennung feststellen, wenn derselbe Weg zum wiederholten Mal
gegangen wird.
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Der Anspruch, Wohngemeinschaften nahe zu den bisherigen Wohnstandorten
der Bewohnerinnen anzubieten, kann auch deshalb schlecht eingelöst werden,
weil es sehr schwierig ist, eine geeignete Wohnung zu finden. Letztlich ist man
froh, überhaupt ein geeignetes Objekt anmieten zu können, das ausreichend
Räumlichkeiten bietet, gut zugänglich und kostengünstig ist. Beim Standort kann
man dann nicht mehr wählerisch sein. 

Auch der Anspruch, Kontakte zur Nachbarschaft aufzubauen, konnte in beiden
untersuchten Wohngemeinschaften nicht im gewünschten Umfang eingelöst wer-
den. Zwar wurde im Sommer in der Pohlstraße ein Hoffest organisiert, um Kon-
takte zur Nachbarschaft herzustellen und die Wohngemeinschaft vorzustellen,
hieraus haben sich aber keine weitergehenden nachbarschaftlichen Beziehungen
entwickelt. Die Tochter von Frau H. bedauert das Fehlen nachbarschaftlicher
Kontakte sehr, weil sie sich erhofft hatte, dass vielleicht der ein oder andere in die
Wohngemeinschaft kommen würde, um mit den dortigen Bewohnerinnen etwas
zu unternehmen. Insbesondere fände sie es schön, wenn die Bewohnerinnen ab
und zu zum Einkaufen oder zum Brötchen holen mitgenommen würden, um häu-
figer aus der Wohnung zu kommen. 

Soziale Kontakte zu Menschen außerhalb der Wohngemeinschaft haben die Be-
wohnerinnen vor allem zu Angehörigen und früheren Bekannten oder Freunden,
die häufiger mal zu Besuch kommen. Allerdings haben die Mitarbeiterinnen die
Erfahrung gemacht, dass im Verlauf der Krankheit Kontakte aus dem früheren
sozialen Umfeld der Bewohnerinnen immer mehr abbrechen. Dies hat damit zu
tun, dass Menschen mit Demenz oftmals ungewöhnliche Verhaltensweisen zeigen
und keine normalen Gespräche mehr führen können. Hinzu kommt, dass vor
dem Einzug in die Wohngemeinschaft manchmal die Beziehungen zu den vorhe-
rigen Nachbarn durch störendes Verhalten (z. B. nächtliche Unruhe, lautes Ru-
fen, häufiges Nachfragen und ständige Wiederholungen) belastet waren. Eine
Mitarbeiterin berichtet: „Ich weiß noch aus der ambulanten Pflege, dass mir mal
eine Nachbarin gesagt hat: ‚Hoffentlich sehen wir die bald nicht mehr, weil sie
uns nervt.‘“

Aktiv bemühen sich die Mitarbeiterinnen der Wohngemeinschaft nicht darum,
alte Freundeskreise der Bewohnerinnen zu erhalten oder zu reaktivieren. Ledig-
lich, wenn dieser Freundeskreis von sich aus Kontakt aufnimmt, wird er mit in
die Arbeit einbezogen. „Bei Frau K. wurden die Freundschaften, die vorher be-
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standen hatten, halbwegs in die Wohngemeinschaft mitgenommen. Das hat sich
jetzt aber langsam reduziert. Im Moment kommt da niemand mehr.“ Die Mitar-
beiterinnen fühlen sich mit dem Anspruch, auch noch den alten Freundeskreis zu
aktivieren, überfordert. Schon allein aufgrund der Tatsache, dass die Bewohne-
rinnen häufig direkt aus dem Krankenhaus oder Heim in die Wohngemeinschaft
kommen, macht es schwer, die alten sozialen Kontakte nachzuspüren. 

In der Steinmetzstraße finden auch deshalb relativ selten Besuche von Angehöri-
gen statt, weil die Hälfte aller Bewohner durch einen rechtlichen Betreuer vertre-
ten wird und die Angehörigen einer Bewohnerin in Italien leben. Nur die Tochter
einer einzigen Bewohnerin ist regelmäßig in der Wohngemeinschaft anwesend.
Hier besteht eine gute Kommunikation zwischen ihr und den Mitarbeiterinnen.
Ansonsten kommen die Betreuer/Angehörigen nur ab und zu, um zu schauen, ob
alles in Ordnung ist.

In der Pohlstraße gibt es mehr engagierte Angehörige, die dann auch einen Woh-
nungsschlüssel haben und sich mit eigenen Vorstellungen in den Alltag einbrin-
gen. „Das macht das Arbeiten manchmal auch nicht einfach, weil es für die en-
gen Verwandten wie z. B. Tochter oder Sohn oft schwierig ist, das Krankheitsbild
von Mutter oder Vater zu akzeptieren. Oft wird dann gesagt, meine Mutter
könnte das eigentlich, aber Sie machen hier was falsch. Dann muss immer wieder
in langen Gesprächen vermittelt werden, dass es daran nicht liegt, sondern dass
die Erkrankung dazu führt, dass immer mehr Hilfebedarf besteht.“ „Die Ange-
hörigen müssen auch lernen zu akzeptieren, dass ihre Mutter zum Teil unwieder-
bringlich kuriose Dinge tut. Gerade, wenn es früher etwas feinere Leute waren,
fällt es ihnen oft schwer zu akzeptieren, dass die Mutter nun lauter Dinge macht,
die sich eigentlich nicht schicken. Das ist dann oft ein schmerzlicher Prozess. Die
Mitarbeiter tragen dann viel dazu bei, dass die Angehörigen eine gesunde Distanz
zu den Geschehnissen gewinnen können.“ „Ich erinnere mich an eine Tochter, die
unbedingt wollte, dass ihre Mutter jeden Tag geduscht wird. Sie sagte, meine
Mutter hat immer gerne geduscht und deshalb soll sie auch jetzt jeden Tag ge-
duscht werden. Die Mutter hat aber geschrien und getobt, weil sie nicht geduscht
werden wollte. Es war auch nicht notwendig, sie jeden Tag zu duschen. Es gab
Auseinandersetzungen mit der Tochter ohne Ende. Es war ganz schwierig, aber
schließlich hat sie es doch akzeptiert. Das waren viele Stunden, die man immer
wieder zusammengesessen hat.“ 
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Während in diesem Fall die Zusammenarbeit mit der Angehörigen für das Perso-
nal eher zusätzliche Arbeit bedeutet, kommt es auch vor, dass Angehörige die
Mitarbeiterinnen in ihrer täglichen Arbeit entlasten. So kommen z. B. die Enkel
einer Bewohnerin fast täglich in die Wohngemeinschaft und übernehmen z. B.
Arztbesuche und die Kontakte mit dem Arzt, Begleitungen beim Spaziergang
oder Hilfestellungen beim Essen und Trinken. „Die haben sich hingesetzt und
stundenlang ihre Oma zum Essen animiert, was wir sonst hätten machen müssen.
Das war schon eine ungeheure Entlastung für uns.“ Die Zusammenarbeit mit den
Enkeln erweist sich auch als sehr hilfreich, wenn es darum geht, Verhaltenswei-
sen der Bewohnerin besser verstehen zu können.

Das Bemühen der Mitarbeiterinnen richtet sich vor allem auf die sozialen Bezie-
hungen innerhalb der Bewohnerschaft. Vor dem endgültigen Einzug in die
Wohngemeinschaft, verbringen die Bewerber grundsätzlich zwei Probetage in der
Wohnung. In diesen Tagen befasst man sich ausführlich mit ihren Gewohnheiten,
um herauszufinden, inwieweit diese Gewohnheiten mit denen der anderen Be-
wohner in Einklang zu bringen sind. Es wird auch beobachtet, inwieweit sich die
Bewohner miteinander wohl fühlen und ob das Personal eine Beziehung zu dem
neuen Bewohner finden kann. „Wenn der Zugang zu diesem Demenzkranken
nicht da ist, dann nützt die beste Pflegekraft nichts, auch wenn sie noch so gut
ausgebildet ist.“ Nach diesen zwei Tagen gehen die „Bewerber“ zunächst wieder
zurück in ihre alte Wohnsituation, um in Ruhe entscheiden zu können, ob ein
Einzug in die Wohngemeinschaft das Richtige für diese Person ist und wie das Le-
ben des Betroffenen und der Gruppe nach dem Einzug gestaltet werden kann. 

Dass die Bemühungen um ein gut funktionierendes Gruppenleben von Erfolg ge-
krönt sind, zeigt die Aussage einer Angehörigen, die ganz begeistert berichtet:
„Ich glaube schon, dass es inzwischen eine Gruppe ist, die sich gut gefunden hat.
Das Team ist super stimmig. Die Bewohner selbst gehen zum Teil auch sehr lie-
bevoll miteinander um. Ich sehe manchmal, dass sie sich im Arm halten. Wenn ei-
ner im Bett liegt, geht mal ein anderer hin und streichelt ihm die Wange. Auch
wenn einer mal ein bisschen laut ist, dann sagen die andern: ‚Warum sind Sie
denn jetzt so laut?‘ Ich finde, das hat schon etwas Schönes.“ 

Bei Konflikten innerhalb der Gruppe entscheiden die Mitarbeiterinnen von Situ-
ation zu Situation, ob sie eingreifen oder den Konflikt laufen lassen. Bei gering-
fügigeren Anlässen, wenn es z. B. jemanden stört, wie der andere sich bei Tisch

Berlin: Steinmetzstraße und Pohlstraße

168



benimmt, schreiten die Mitarbeiterinnen nicht ein. „Frau K. z. B. hat einmal zu
Frau L. ganz klar gesagt: ‚So isst man nicht!‘ In anderen Fällen, in denen die Be-
wohnerinnen ihren Unmut nicht selbst zum Ausdruck bringen können, weil sie
vielleicht zu schüchtern sind, versuchen die Mitarbeiterinnen Einfluss auf die Si-
tuation zu nehmen. „Frau O., die schon sehr schwach ist, müssen die Mitarbeiter
in solchen Situationen oft schützen. Aber andere können sich schon selbst aus-
einander setzen.“ „Das Positive an der Demenzerkrankung ist ja, dass anerzoge-
ne Verhaltensmuster des guten Benehmens wegfallen und die Bedürfnisse viel kla-
rer zum Vorschein kommen. Was hier manchmal für ein Ton herrscht und mit
welchen Ausdrücken sich die Damen beschimpfen, da staunt man nur. Es kommt
z. B. schon mal vor, dass Frau F. schreit und eine andere sagt dann: ‚Halt endlich
deine Schnauze!‘ Da greifen wir nicht ein.“ 

Eingreifen müssen die Mitarbeiterinnen vor allem bei aggressiven Verhaltenswei-
sen, die vor allem der einzige Mann in der Gruppe manchmal zeigt. In diesem Fall
müssen die Mitarbeiterinnen dann auf alle Beteiligten beruhigend einwirken. 

Pawletko (2002, S. 42) hält unter gruppendynamischen Gesichtspunkten eine
Gruppengröße von sechs Personen für sinnvoll, damit für die Bewohner eine aus-
reichende Auswahl an Gesprächspartnern zu Verfügung steht. Die Tochter von
Frau H. ist der Meinung, dass die Gruppe eher kleiner als größer sein sollte. Bei
einer größeren Gruppe würde es ihrer Meinung nach unruhiger und die Qualität
der Betreuung würde leiden. Ein rechtlicher Betreuer geht davon aus, dass eine
Gruppengröße von 6–8 Personen optimal wäre. Die vorhandenen Wohnungen
würden aber die Gruppengrößen automatisch eher auf sechs Personen beschrän-
ken.

Bei der Auswahl der Bewohner wird darauf geachtet, dass nicht zu viele
Schwerstpflegebedürftige gleichzeitig in der Wohngemeinschaft leben. „Ein Pro-
blem gibt es, wenn alle Bewohner schwer pflegebedürftig sind, einer verstirbt und
es muss ein neuer Bewohner gesucht werden. Es wird dann schwierig, einen
Nachfolger zu finden, der noch nicht so pflegebedürftig ist. Angehörige sind dann
erschrocken und sagen: Um Gottes willen, die sind ja hier schon alle halb tot, da
möchte ich nicht, dass meine Mutter hier einzieht.“ Bei der Auswahl der neuen
Bewohner wird deshalb versucht, wieder eine Mischung aus leichter und schwe-
rer Pflegebedürftigen herzustellen. Manchmal gelingt dies auch sehr gut. „Frau
C. ist ganz zufrieden, dass sie jetzt die Fitteste ist. Sie kann damit umgehen und

169

Berlin: Steinmetzstraße und Pohlstraße



freut sich, dass es ihr selbst noch nicht so schlecht geht. Ein anderer würde viel-
leicht sagen: Um Gottes willen, was was kommt da noch auf mich zu. Der könn-
te damit nicht umgehen. Das ist wieder so ein Beispiel, wo man genau gucken
muss, ob der neue Interessent in die Gruppe passt oder nicht.“

5.7 Versorgungssicherheit (Personal) 

Bei der Betreuung von Menschen mit Demenz spielt die Personalausstattung eine
besonders wichtige Rolle. Durch die Anwesenheit und Ansprechbarkeit vertrau-
ter Menschen rund um die Uhr soll für die Bewohner der Wohngemeinschaften
ein äußerer Rahmen hergestellt werden, der Sicherheit und Orientierung bietet.
Dies setzt eine hohe Kontinuität beim Betreuungspersonal voraus. 

Das Betreuungskonzept der Berliner Wohngemeinschaften sieht tagsüber eine
Doppelbesetzung des Personals vor. Diese setzt sich aus je zwei Altenpflegerinnen
und zwei Hauspflegerinnen im Schichtdienst zusammen. Der Nachtdienst soll
von sog. „Low-Budget“-Kräften, z. B. Medizinstudenten oder Zivildienstleisten-
den, übernommen werden. Während in der Anfangszeit der ersten Wohngemein-
schaft in der Lehrter Straße noch ein hoher Anteil examinierter Altenpflegerinnen
beschäftigt war, veränderte sich die Zusammensetzung des Personals im Laufe
der Jahre aus Kostengründen immer mehr zu Gunsten eines höheren Anteils an
hauswirtschaftlichem Personal. 

In der Steinmetz- und Pohlstraße setzt sich das Betreuungsteam aus fünf fest an-
gestellten Mitarbeiterinnen und drei sog. Low-Budget-Kräften (Zivildienstleis-
tende, Freiwilliges soziales Jahr, Praktikanten) zusammen. Ergänzend kommen
für besondere Aufgaben und als Urlaubsvertretungen noch Stundenkräfte hinzu
(vgl. Tab. 27). Die Nachtdienste werden vor allem von Studenten und ehemaligen
Zivildienstleistenden übernommen.
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Tab. 27: Personalstruktur in der Pohlstraße/Steinmetzstraße

An- Wochenstunden Wochenstunden
zahl Art des Personals pro Person insgesamt

2 Altenpflegerinnen 29 58
3,5 Hauspflegerinnen 29 101
1 Praktikant 40 40
1 Zivildienstleistender 40 40
1 Freiwilliges soziales Jahr 40 40
5 Stundenkräfte für Haus-

wirtschaft und Pflege14 47
7 Nachtwachen 11 77

Insgesamt 403

Tagsüber sind jeweils eine Altenpflegerin und eine Hauspflegerin in der Früh-
und Spätschicht anwesend (Tab. 28), wobei die Schichten der Altenpflegerinnen
jeweils morgens eine Stunde früher beginnen und abends eine Stunde später en-
den. Dafür wird in der Mittagszeit zwischen 13.00 und 15.00 Uhr auf die Anwe-
senheit einer Altenpflegerin verzichtet. Von Morgens 9.00 bis abends 19.00 Uhr
ist durchgängig eine Hauspflegerin in der Wohngruppe anwesend. Während der
Mittagszeit überschneiden sich die beiden Schichten der Hauspflegerinnen, so
dass auch in dieser Zeit eine Doppelbesetzung mit fest angestelltem Personal si-
chergestellt ist. 

Das Team der fest angestellten Mitarbeiter wird ergänzt durch drei Low-Budget-
Kräfte, die sich täglich im Früh- und Spätdienst abwechseln, so dass immer eine
Person anwesend ist, in der Mittagszeit zwischen 12.00 und 16.00 Uhr sogar
zwei Personen. 

Die Projektleiterin hält es für erforderlich, dass über weite Strecken des Tages ei-
ne Altenpflegerin im Dienst ist, damit zu jeder Zeit jemand anwesend ist, der z. B.
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Medikamente verabreichen und die Behandlungspflege durchführen kann. Nur
so sei es möglich, sich auf die individuellen Aufstehzeiten der Bewohnerinnen
einzustellen. Außerdem seien die Altenpflegerinnen für die Dokumentation ver-
antwortlich und müssten daher einen Überblick über die Ereignisse im Tagesver-
lauf haben. Die Hauspflegerinnen selbst sehen die Notwendigkeit zur Anwesen-
heit von Altenpflegerinnen nicht im gleichen Maße. Sie meinen, dass sie die
meisten Dinge ganz gut selbst erledigen können.

Tab. 28: Anwesenheitszeiten des Personals in der Steinmetz- und Pohlstraße

Art des Anwesenheitszeiten
Personals Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag Samstag Sonntag

Altenpflege- 7.00–13.00 7.00–13.00 7.00–13.00 7.00–13.00 7.00–13.00 7.00–13.00 7.00–13.00
rinnen und 15.00–21.00 15.00–21.00 15.00–21.00 15.00–21.00 15.00–21.00 15.00–21.00 15.00–21.00
Stundenkräfte

Haus- 9.00–15.00 9.00–15.00 9.00–15.00 9.00–15.00 9.00–15.00 9.00–15.00 9.00–15.00
pflegerinnen 13.00–19.00 13.00–19.00 13.00–19.00 13.00–19.00 13.00–19.00 13.00–19.00 13.00–19.00

Praktikant, 8.00–16.00 8.00–16.00 8.00–16.00 8.00–16.00 8.00–16.00 8.00–16.00 8.00–16.00
Freiwilliges 12.00–20.00 12.00–20.00 12.00–20.00 12.00–20.00 12.00–20.00 12.00–20.00 12.00–20.00
soziales Jahr, 
Zivildienst-
leistender

Nachtwachen 21.00–7.000 21.00–7.000 21.00–7.000 21.00–7.000 21.00–7.000 21.00–7.000 21.00–7.000

Diese Besetzung mit drei Mitarbeiterinnen pro Schicht stellt unter den ambulant
betreuten Wohngruppen in Berlin eine Ausnahme dar. In allen übrigen dem Ver-
ein „Freunde alter Menschen“ bekannten Wohngemeinschaften beschränkt man
sich auf zwei Mitarbeiterinnen. Der Grund dafür, nach Möglichkeit eine Beset-
zung mit drei Mitarbeiterinnen sicherzustellen, liegt darin, dass die Bewohnerin-
nen der Wohngemeinschaften in der Pohl- und Steinmetzstraße im Verlauf des Be-
stehens dieser Wohngruppen sowohl in der Pflege als auch in der Betreuung an-
spruchsvoller geworden sind. Um den Bedürfnissen der Einzelnen gerecht werden
zu können, wird die Notwendigkeit zu einem höheren Personaleinsatz gesehen.
„In Urlaubszeiten, oder wenn jemand krank wird, sind auch schon mal nur zwei
Mitarbeiter anwesend. Aber dann kann man nur das Notwendigste machen. Die
Bewohnerinnen brauchen in allen Dingen des täglichen Lebens Anleitung und Be-
treuung, und wenn man dies im Rahmen der aktivierenden Pflege leisten will und
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versucht, die Bewohner mit in die Tätigkeiten einzubinden, dann braucht man
Zeit und dafür reichen zwei Mitarbeiter nicht aus.“

Wenn die dritte Person z. B. wegen Urlaub oder Krankheit ausfällt, beschränkt
sich die Betreuung auf reine Pflegeleistungen „Ich kann den Einzelnen dann mor-
gens nur noch waschen, anziehen, an den Frühstückstisch setzen und zum Näch-
sten weitergehen. Wir haben dann keine Zeit mehr, uns mal zu dem alten Men-
schen dazuzusetzen und ihn z. B. in Ruhe zu füttern. Das geht dann nur noch so
zwischendurch. Man hat keine Zeit für jeden Einzelnen. Die Bewohner sind ja
auch jeden Tag unterschiedlich. Mal können sie einige Dinge selbst erledigen, mal
funktioniert gar nichts, und man braucht sehr viel Zeit für jeden Einzelnen.
Manchmal kommt es auch vor, dass sie Magen-Darm-Probleme haben, dann
müssen sie häufig zur Toilette begleitet werden. Wenn man dann nur zu zweit ist,
kann man zusätzlich gar nichts mehr machen außer Frühstückstisch abdecken
und schon wieder mit dem Kochen des Mittagessens anfangen. Wenn man dann
nicht eingespielt ist, entsteht schon manchmal ein Eiltempo, um rechtzeitig das
Mittagessen auf den Tisch zu bringen.“

Wenn zu wenig Personal anwesend ist, kommt es vor, dass sich die Mitarbeiter-
innen die Dokumentation mit nach Hause nehmen, weil sie hierfür während des
Tages keine Ruhe finden. Aber auch Einkäufe für die Wohngemeinschaft werden
häufig während der Freizeit erledigt. Die leitende Sozialarbeiterin sieht es als ih-
re Aufgabe an, die Mitarbeiterinnen davor zu bewahren, sich so sehr mit ihrer
Arbeit zu identifizieren, dass sie keine Trennung zwischen Arbeit und Privatleben
mehr vornehmen. Sie müssten lernen, mit ihren eigenen Kräften hauszuhalten. Im
Team selbst springen die Mitarbeiterinnen gegenseitig ein, wenn eine merkt, dass
ihr die Arbeit über den Kopf wächst. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn eine
Mitarbeiterin im Umgang mit einer Bewohnerin mit deren Verhaltensweisen
nicht klar kommt oder von ihr einfach nur genervt ist. Dann kann sich die be-
treffende Mitarbeiterin eine kurze Auszeit vom Wohngemeinschaftsalltag neh-
men. Allerdings war es bisher noch nie nötig, dass eine Mitarbeiterin zu diesem
Zweck die Wohnung verlassen musste. Es reichte im Allgemeinen aus, einen Au-
genblick lang die belastende Situation zu meiden. „Das ist das schöne an unserem
Team. Einer fängt es dann immer auf, wenn man wirklich mal nicht mehr kann.“

An der jetzigen Organisation des Arbeitsalltags stört die Mitarbeiterinnen ledig-
lich der Aufwand für Schreibarbeiten. Sie würden sich eine Bürokraft wünschen.
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Es wird angestrebt, dass alle fest angestellten Mitarbeiterinnen eine gerontopsy-
chiatrische Zusatzausbildung durchlaufen. Bisher verfügen fünf Mitarbeiterinnen
(von zehn in beiden Wohngruppen) über eine Basisqualifikation (120-Stunden-
Kurs), eine Mitarbeiterin hat eine umfangreichere gerontopsychiatrische Weiter-
bildung (200 Stunden) absolviert. „Man muss einfach ein bestimmtes Hand-
werkszeug erlernen. Man muss wissen, wie man validieren kann und wie man je-
manden erreichen kann.“ Trotzdem sind die Mitarbeiterinnen der Meinung, dass
die meisten Kompetenzen, die sie für die Betreuung von Menschen mit Demenz
benötigen, erst durch die Erfahrung in der praktischen Arbeit gewonnen werden
können. Dabei ist auch der Austausch mit weniger erfahrenen Mitarbeiterinnen
gewinnbringend, weil diese manchmal noch einen unverstellteren Blick auf die
Geschehnisse haben. Aus diesem Grund kommt den Besprechungen im Team ein
zentraler Stellenwert für die Qualifizierung der Mitarbeiterinnen zu. Einmal im
Monat finden Teamsitzungen statt und ebenfalls einmal im Monat gemeinsame
Sitzungen mit der Sozialarbeiterin. Hinzu kommt noch einmal monatlich eine
Supervision. Etwa vierteljährlich finden Gesamtsitzungen der Mitarbeiterinnen
aus beiden Wohngemeinschaften statt, um von den Erfahrungen der anderen ler-
nen zu können.

Drei Mitarbeiterinnen des Teams in der Steinmetzstraße sind von Anfang an da-
bei (seit 2000). Es dauerte eine gewisse Zeit, bis das Team aufeinander eingespielt
war. Alle im Team sind gleichberechtigt, egal ob sie nun Altenpflegerinnen oder
Hauspflegerinnen sind. Sie machen alle die gleiche Arbeit mit Ausnahme der Be-
handlungspflege. Das Team funktioniert mittlerweile so gut, dass niemand auf
die Idee käme, seinen Arbeitsplatz zu wechseln. 

Zwei Mitarbeiterinnen waren vorher in der ambulanten Pflege der Sozialstation
tätig. Dort war die Idee der Wohngemeinschaft vorgestellt worden und fand bei
diesen beiden Mitarbeiterinnen spontane Zustimmung. In der Folge haben sie
dann beim Aufbau der Wohngemeinschaft mitgeholfen. Die übrigen Mitarbeiter-
innen wurden per Ausschreibung gewonnen. Auf diese Ausschreibung haben sich
sehr viele Interessenten beworben, die bisher im Heim arbeiteten und für sich
nach einer Alternative suchten. Wie zufrieden stellend die Arbeit in den Wohnge-
meinschaften für die Mitarbeiterinnen ist, zeigt sich auch daran, dass hier der mit
Abstand niedrigste Krankenstand von Mitarbeiterinnen der Sozialstation festzu-
stellen ist (unter 2 %). 
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Eine Mitarbeiterin berichtet, dass sie auch deshalb aus der inidviduell-ambulan-
ten Pflege ausgestiegen ist, weil ihr diese Arbeit mit zunehmendem Alter zu
schwer wurde. Allein das ständige Treppensteigen wurde für sie immer be-
schwerlicher. Außerdem findet sie es angenehmer, in einem kleinen Team zu ar-
beiten, weil man sich besser aufeinander einstellen und gegenseitig abstimmen
kann. Sie empfindet das Kern-Team als kleine Familie. Wichtig ist ihr auch, dass
sie in der Wohngemeinschaft nicht ständig unter Zeitdruck arbeiten muss.

Mit der Zusammenstellung des Kernteams aus zwei Altenpflegerinnen und drei
Hauspflegerinnen wurden bisher gute Erfahrungen gemacht. Die Ausbildung der
Altenpflegerinnen ist nach Meinung der Projektleiterin für diese Aufgabe besser
geeignet als die Ausbildung zur Krankenschwester, weil sie auch viele soziale
Qualifikationen für den Umgang mit alten Menschen, insbesondere auch De-
menzkranken enthält. Trotz aller Überlegungen zur bestmöglichen formalen
Qualifikation steht allerdings bei der Auswahl der Mitarbeiter die Persönlichkeit
des Bewerbers im Vordergrund. „Er muss bereit und in der Lage sein, sich auf den
Umgang mit Demenzkranken einzulassen. Er muss neugierig sein, versuchen, im-
mer wieder etwas Neues auszuprobieren. Er muss viel Geduld und Herz haben.“

5.8 Versorgungssicherheit (Räume) 

Der Verein „Selbstbestimmt Wohnen im Alter e.V.“ (SWA 2002) und Pawletko
(2002) haben ausführliche Qualitätsstandards für die Räume einer ambulant be-
treuten Wohngemeinschaft formuliert. Danach wird von einem Gesamt-Flächen-
bedarf von ca. 30 qm pro Person, also einer Wohnungsgröße von ca. 180 qm für
sechs Personen ausgegangen. Bei der Gestaltung der Räume sollen Wohnqualitä-
ten Vorrang vor pflegepraktischen Erwägungen haben (SWA, S. 12). Anzustreben
sind tragbare Kompromisse zwischen pflegeleichter und häuslicher Gestaltung.

Die Privaträume sollten mindestens 12 qm groß sein und die Möglichkeit zum
Aufstellen eines zweiseitig zugänglichen Pflegebettes bieten. Allerdings werden
auch kleinere Privatzimmer akzeptiert, weil die demenzkranken Bewohner diesen
Raum in aller Regel nur zum Ruhen und Schlafen benutzen. Bei der Ausstattung
der Privatzimmer soll darauf geachtet werden, dass die Wohngewohnheiten der
Bewohner Berücksichtigung finden. Hierbei sollen die Angehörigen mit ihren
Biographie-Kenntnissen unterstützend tätig sein. 
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An den zentralen Gemeinschaftsraum vom Prinzip „Wohnküche“ wird der An-
spruch gestellt, dass er die Möglichkeit zur zurückgezogenen Teilhabe bieten soll-
te. Er sollte für sechs Personen ca. 30 qm groß sein, einen Essplatz für acht Per-
sonen und eine zusätzliche Sofa-Ecke aufnehmen können. Für günstig wird auch
eine zusätzliche Rückzugsmöglichkeit außerhalb des Wohnzimmers, z. B. in einer
Flurnische oder einer Sitzecke in der Küche, gehalten, weil ein permanentes Zu-
sammensitzen mit sechs Personen Stress verursachen kann. Eine offene Verbin-
dung zur Küche und ein Freisitz sollten unbedingt vorhanden sein. Die Küche
selbst sollte ca. 20 qm groß sein, um viel Stell- und Abstellflächen sowie Platz
zum Arbeiten von mehreren Personen zu bieten. 

Es wird empfohlen, keinen geschlossenen Mitarbeiterraum vorzusehen, weil die-
ser gegenüber Kostenträgern und Amtsgerichten schwer zu legitimieren ist. Statt-
dessen sollten sich die Mitarbeiterinnen eine Arbeitsecke in den gemeinschaft-
lichen Räumlichkeiten einrichten. Empfohlen wird aber ein gesonderter Haus-
wirtschaftsraum von ca. 6 qm Größe, in dem gewaschen, gebügelt und gelagert
werden kann. Dieser Raum sollte Platz für Waschmaschine, Wäschetrockner und
Tiefkühlschrank bieten. Wegen des hohen Wäschebedarfs wird eine Waschma-
schine in den Bädern für unpraktisch gehalten. 

Für sechs Personen werden mindestens zwei Bäder gefordert, von denen eins mit
einer Dusche (ohne Kabine und mit flachem Einstieg) ausgestattet sein sollte, das
andere mit Badewanne oder Dusche. 

Die beiden Wohnungen in der Steinmetz- und Pohlstraße werden diesen Ansprü-
chen nicht in gleichem Maße gerecht. Während in der Steinmetzstraße fast alle
hier formulierten Anforderungen erfüllt werden konnten, weist die Wohnung in
der Pohlstraße ganz gravierende Mängel auf, die sich negativ auf den Alltag in
der Wohngruppe auswirken. Besonders hervorzuheben sind hier die ungünstige
Lage der kleinen Küche, die über keine direkte Verbindung zum Gemeinschafts-
raum verfügt, sowie Bewohnerzimmer, die zum Teil viel zu klein ausfallen (Abb.
31). Darüber hinaus steht den Bewohnerinnen der Pohlstraße auch kein un-
mittelbar an die Wohnung angrenzender Freisitz zur Verfügung. Wenn sie sich im
Freien aufhalten wollen, müssen sie über das Treppenhaus mit sechs Stufen in den
Hof begleitet werden. Alternativ gibt es die Möglichkeit, mit dem Treppenlift
zum Hauptausgang hinunterzufahren und dann um das Gebäude herum auf den
Hinterhof zu gelangen (Abb. 32).  
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Abb. 31: Grundriss der Wohnung in der Pohlstraße (ca. 192 qm)

Abb. 32:
Das Gebäude in der Pohlstraße 
mit Treppenlift zum Haupteingang
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In der Steinmetzstraße dagegen sind Küche und Wohnbereich durch eine offene
Tür verbunden, und beide grenzen unmittelbar an eine geräumige Terrasse an.
Von Vorteil ist in dieser Wohnung auch die Nähe der Küche zum Wohnungsein-
gang, so dass bei Weglauftendenzen der Bewohnerinnen die Wohnungstür von
der Küche aus unter Beobachtung gehalten werden kann (Abb. 33). 

Abb. 33: Grundriss der Wohnung in der Steinmetzstraße (ca. 200 qm)

Die Mitarbeiterinnen der Pohlstraße bemängeln die Lage ihrer Küche und wür-
den sich eine Wohnküche wünschen, in der sie gemeinsam mit den Bewohnerin-
nen das Essen zubereiten können. Dazu wäre auch ein Tisch in der Küche not-
wendig. „Die Küche sollte ein bisschen größer sein, so dass man auch mal die
Möglichkeit hat, sich mit den Bewohnern in zwei verschiedenen Räumen aufzu-
halten. Dann könnte man mal in zwei unterschiedlichen Grüppchen zusammen-
sitzen und mit einzelnen Bewohnern gezielte Sachen machen.“ Auch eine direkte
Verbindung zum Gemeinschaftsraum wird vermisst. „Es muss ja nicht ein Durch-
gang sein, aber eine Durchreiche wäre schon sehr schön.“ Solch eine Verbindung
ließ sich aber in der Pohlstraße aufgrund des dazwischenliegenden Badezimmers
nicht herstellen. 

In der Pohlstraße sind nur noch zwei Bewohnerinnen in der Lage, bei der Kü-
chenarbeit zu helfen. Diese Hilfe beschränkt sich aber auf ein gelegentliches Kar-
toffelschälen oder Gemüseputzen. Beides findet am Esstisch im Gemeinschafts-
raum statt, weil in der Küche kein Platz dafür vorhanden ist. Eine unterfahrbare
Küchenzeile, an der auch Rollstuhlfahrer kochen oder Geschirr spülen könnten,
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wird nach Ansicht der Mitarbeiter nicht benötigt, weil solche Tätigkeiten von
den Bewohnerinnen ohnehin nicht mehr ausgeübt werden. 

Abb. 34: Die schmale Küche  in der Steinmetzstraße mit Durchgang 
zum Gemeinschaftsraum

Ein Tisch in der Küche wird auch in der Steinmetzstraße vermisst, obwohl dort
eine unmittelbare Verbindung zwischen Küche und Wohnraum vorhanden ist
(Abb. 34). „Die Damen haben ja früher auch gerne in der Küche gesessen. Das
Wohnzimmer war mehr die gute Stube, die nur zu besonderen Gelegenheiten ge-
nutzt wurde.“ Die Einbeziehung der Bewohnerinnen in die Küchenarbeit würde
leichter fallen, wenn sie direkt in diesem Raum am Tisch sitzen könnten. „Wenn
man dann zusammen kocht, kann man sich nebenbei unterhalten. Es wäre auch
eine Erleichterung für die eigene Arbeit, wenn man die Bewohner bei der Kü-
chenarbeit mehr in der Nähe hätte.“

Abb. 35: Die Gemeinschaftsräume in der Pohlstraße (links) 
und Steinmetzstraße (rechts)
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Mit dem Zuschnitt des Wohnzimmers sind die Mitarbeiterinnen in der Stein-
metzstraße nicht zufrieden (Abb. 35). „Wir haben schon mehrfach den Esstisch
hin und her geräumt. So richtig schön gemütlich finden wir es eigentlich nicht
zum Essen.“ Bemängelt wird die Durchgangssituation des Raumes. Da die Be-
wohnerinnen sich vorwiegend am Esstisch aufhalten, kommt diesem Bereich be-
sondere Bedeutung zu. Das Arrangement der Polstermöbel ist demgegenüber von
untergeordneter Bedeutung. Die Polstermöbel werden auch deshalb wenig ge-
nutzt, weil die Bewohner hier größere Schwierigkeiten beim Hineinsetzen und
Aufstehen haben als bei den Stühlen am Esstisch. Trotzdem kann man nach Mei-
nung der Mitarbeiterinnen nicht auf eine gewisse Anzahl Polstermöbel verzich-
ten, weil diese wesentlich zur Gemütlichkeit des Raumes beitragen. Die Tochter
von Frau H. bemängelt am Gemeinschaftsraum in der Pohlstraße, dass dieser
nicht warm genug gestaltet ist. „Immer wenn ich da bin, denke ich, da fehlt eine
Gardine.“ 

Einen zusätzlichen Hauswirtschaftsraum gibt es nur in der Pohlstraße. Hierin be-
finden sich Waschmaschine und Trockner, ein Wäscheständer sowie einige Rega-
le für Putz- und Pflegehilfsmittel. Die Mitarbeiterinnen finden es angenehm, hier
die Wäsche zu waschen, weil sie dabei mehr Bewegungsfreiheit haben als in den
Badezimmern. In der Steinmetzstraße dagegen wird die Wäsche im Badezimmer
gewaschen, obwohl die Bäder hier auch nicht größer sind. Die Mitarbeiterinnen
haben damit kein Problem. „Hier gibt es keine Engpässe beim Wäschewaschen.
Zu Hause haben wir ja auch die Waschmaschine im Badezimmer.“ 

In beiden Wohnungen gibt es zwei Bäder, von denen eins mit Badewanne, eins mit
bodengleicher Dusche ausgestattet ist. Beim Waschen und Baden gibt es insofern
keine Engpässe bei der Badezimmerbenutzung, als ohnehin alle Bewohnerinnen
auf Hilfe angewiesen sind und aus diesem Grund nacheinander vom Personal ge-
waschen und geduscht werden müssen. Bei der Toilettenbenutzung gibt es durch-
aus Engpässe, wenn sich ein Bewohner sehr lange auf der Toilette aufhält und das
andere Bad besetzt ist, weil dort gerade eine andere Bewohnerin gewaschen wird.
Aus Sicht der Mitarbeiterinnen wäre eine zusätzliche Toilette sehr zu begrüßen.
Eine Personal- oder Besuchertoilette wird nicht vermisst. „Wir putzen die Toilet-
ten doch selbst und desinfizieren sie.“ 

In beiden Wohnungen werden die teilweise zu kleinen Individualzimmer bemän-
gelt, weil hier einerseits die Pflege erschwert ist, andererseits keine Möglichkeit

Berlin: Steinmetzstraße und Pohlstraße

180



besteht, die Räume in ausreichendem Maße mit Gegenständen aus der Biogra-
phie der Bewohnerinnen auszustatten. Letzteres Problem wird nur dadurch abge-
mildert, dass in den besonders kleinen Zimmern vor allem solche Bewohnerinnen
leben, die aus einem Heim in die Wohngemeinschaft übergewechselt sind und
deshalb kaum noch über eigene Möbel verfügen. Darüber hinaus zahlen die Be-
wohnerinnen in den kleinen Zimmern auch eine entsprechend niedrigere Miete,
was in manchen Fällen ebenfalls von Bedeutung ist. „Wenn man hier zu zweit
pflegen muss, dann muss man gertenschlank sein, sonst klappt das nicht. Es ist
sehr eng.“ (Abb. 36) Ein Zimmertausch aufgrund veränderter Lebenssituationen
ist nicht ganz unproblematisch, weil dies nicht nur mit einer Veränderung des
Mietvertrages und der Miethöhe verbunden ist, sondern auch die noch vorhan-
denen Orientierungsfähigkeiten der Bewohner beeinträchtigt werden können.
Die meisten Bewohner sind noch tendenziell in der Lage, ihre eigenen Zimmer in
der Wohnung wiederzufinden.

Abb. 36:
Blick in das kleinste 
Zimmer  der Wohn-
gemeinschaft 
„Steinmetzstraße“

Beim Einzug neuer Bewohner wird darauf geachtet, dass ausreichend Gegenstän-
de aus der bisherigen Biographie mit in die neue Wohnsituation eingebracht wer-
den können. „Wenn z. B. ein kleines Zimmer frei wird und es für den neuen Be-
werber wichtig wäre, eigene Möbel mitzubringen und sich in seinem eigenen
Zimmer aufhalten zu können, dann wäre dieser Bewerber für dieses Zimmer un-
geeignet. Aber es gibt auch Menschen, die sich vorwiegend im Wohnraum auf-
halten. Die brauchen dann kein großes Zimmer. Das muss vorher abgeklärt wer-
den. Auch während der beiden Probetage muss dann noch mal genau beobachtet
werden, ob der Bewerber tatsächlich mit der Situation gut zurechtkommt.“ 
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Bei den Gegenständen aus der bisherigen Biographie, die für die Bewohnerinnen
von Bedeutung sind, handelt es sich weniger um größere Möbelstücke (z. B.
Schränke) als um kleine Erinnerungsstücke wie z. B. Fotos, eine Steine-Samm-
lung, vielleicht auch mal einen eigenen Sessel oder einen Teppich. Für einige Be-
wohnerinnen ist es auch wichtig, noch eine gewisse Auswahl an Kleidungsstük-
ken mitzunehmen, damit sie sich schick machen können. In einem Fall wurde für
die Bewohnerin eines sehr kleinen Zimmers ein Schrank auf den Flur gestellt, da-
mit sie noch einige Gegenstände ihres bisherigen Lebens mit in die Wohngemein-
schaft nehmen konnte. „Ich weiß nicht, ob sie es noch mitbekommt, aber wir ver-
suchen trotzdem, immer noch ein bisschen aus dem früheren Leben hierher zu
bringen.“ 

Die Tochter von Frau H. hatte die Chance, aus fünf noch freien Zimmern eins für
ihre Mutter auszusuchen. „Ich habe ein ziemlich großes genommen und habe es
so gestaltet, wie es meine Mutter von zu Hause her gewohnt war.“ Sie ist mit dem
Ergebnis sehr zufrieden und hat nicht das Gefühl, dass ihre Mutter in der neuen
Wohnung etwas aus ihrer früheren Wohnsituation vermissen würde. „Das war
für mich ein ganz wichtiges Entscheidungskriterium für diese Wohngemein-
schaft.“ Die Tochter hat sich dann mehrere Wohngemeinschaften angesehen und
sich für die gerade neu gegründete Wohngemeinschaft in der Pohlstraße entschie-
den. „Hier hatte ich die Möglichkeit, viele ihrer Möbel in der Wohngemeinschaft
unterzubringen. Ich hatte mir gedacht, wenn sie vielleicht irgendwann mal wie-
der etwas erkennt, dann hat sie jedenfalls ihre Möbel in ihrer Umgebung.“ 

Die Klientin eines rechtlichen Betreuers hat das kleinste Zimmer in der Pohlstra-
ße bekommen. Als er damals einen Platz für Frau G. suchte, war ihm die Zim-
mergröße nicht so wichtig, weil es ihm vor allem darum ging, sie so schnell wie
möglich aus dem Heim zu holen, in dem sie damals sehr schlecht versorgt wurde.
Heute würde er sich für Frau G. ein größeres Zimmer wünschen. „Damit bin ich
nicht zufrieden. Da haben wir Pech gehabt. Vielleicht ist es auch nicht so die rich-
tige Wohnung. Wenn es bessere Möglichkeiten gäbe, sollte man die in Zukunft
nutzen.“ Gut wären aus seiner Sicht größere Zimmer, eine Terrasse, keine Trep-
pen und eine insgesamt behindertengerechte Wohnung.

Problematisch gestaltet sich die relativ große Zahl sehr kleiner Räume in beiden
Wohngemeinschaften auch insofern, als das Angebot an Plätzen in betreuten
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Wohngemeinschaften in Berlin mittlerweile so groß ist, dass die Interessenten
durchaus Wahlmöglichkeiten zwischen verschiedenen Angeboten haben. Für die
Sozialstation Friedenau könnte es deshalb langfristig zu einem wirtschaftlichen
Problem werden, wenn sich kleine Zimmer nicht mehr so gut vermieten lassen.
Bisher sieht die zuständige Sozialarbeiterin noch einen Marktvorteil dieser beiden
Wohngemeinschaften aufgrund der hohen Qualität der Betreuung, die nicht in al-
len Wohngemeinschaften auf gleichem Niveau angeboten wird. In keiner der bei-
den Wohnungen gibt es einen gesonderten Raum für die Mitarbeiterinnen. Dies
hat zur Folge, dass die Mitarbeiterinnen in den Küchen jeweils eine kleine Ecke
für ihre eigenen Zwecke eingerichtet haben. „Wir sind in einer Wohnung. Da gibt
es keinen Büroraum für uns. Ich setzte mich für die Schreibarbeiten in die Küche,
weil es mir im Wohnraum, wo die Bewohner sitzen, einfach zu laut ist. Man wird
da immer abgelenkt, weil man mit einem Auge doch bei den Bewohnern ist.“ Die
Notwendigkeit, einen eigenen Raum für das Personal zu haben, wird nicht unbe-
dingt gesehen. „Den haben wir ja bei er ambulanten Pflege auch nicht.“ Ande-
rerseits fänden es einige Mitarbeiterinnen doch ganz schön, wenn es „so ein klei-
nes Abstellkämmerchen für uns gäbe“. Eine Mitarbeiterin meint: „Man braucht
schon ab und zu mal einen Rückzugsraum, wenn man Sachen zu erledigen hat
oder z. B. telefonieren muss. Das geschieht bei uns in der Küche. Wenn dann alle
um einen herum sind, versteht man kein Wort mehr. Das sind so die kleinen Mo-
mente, wo man sich doch mal einen eigenen Raum wünschen würde.“ 

Abb. 37:
Die Schreibecken
der Mitarbeiterin-
nen in den Küchen
der beiden Wohn-
gemeinschaften
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Die Sozialarbeiterin argumentiert dagegen, dass ein eigener Raum für die Mitar-
beiterinnen dem Prinzip der ambulanten Pflege widerspräche. „Das hat auch ein
bisschen mit dem würdevollen Umgang mit den Bewohnern zu tun. Die Mitar-
beiter sollen sich als Gast in der Wohnung fühlen. Ich hätte immer Sorge, dass
diese Haltung umso mehr verschwindet, je mehr wir uns hier als Pflegeteam breit
machen.“ Befürchtet wird auch, dass sich die Mitarbeiterinnen zu oft in ihrem
Büro aufhalten würden und dadurch der Kontakt zu den Bewohnerinnen beein-
trächtigt werden könnte. „Ich verstehe auch gar nicht, wie das funktionieren
kann. Eine Wohngemeinschaft ist eine private Wohnung. Der Pflegedienst kommt
in diese private Wohnung. Wie kann da ein Büro sein? Ich denke, so ein Büro-
raum hat Auswirkungen auf das eigene Gefühl. Dieses „Wir bestimmen, wo es
hier lang geht“ kommt dann vielleicht doch ein Stück weit mehr in den Vorder-
grund.“ 

Abb. 37 zeigt die Schreibplätze, die sich die Mitarbeiterinnen in den jeweiligen
Küchen der Wohngemeinschaften eingerichtet haben. Nicht zu sehen ist auf die-
sen Bildern, dass es sich hier um die einzigen Tische in der jeweiligen Küche han-
delt, so dass Nutzungskonflikte vorprogrammiert sind. Interessanterweise verfü-
gen die Mitarbeiterinnen in der Steinmetzstraße über einen Schreibsekretär im
Flur, in dem sie ihre Materialien unterbringen können. Dieser wird aber nicht für
Dokumentationsarbeiten benutzt, weil er sich in einer abgelegenen Nische befin-
det und daher sowohl unpraktisch als auch unattraktiv ist.

5.9 Versorgungssicherheit (Qualitätssicherung)

In Berlin wurde mit dem Verein „Selbstbestimmt Wohnen im Alter e.V.“ ein In-
strument der freiwilligen Selbstkontrolle geschaffen, das über den Weg der For-
mulierung von Qualitätsstandards, der Schaffung von Transparenz der Angebote
und bestimmter Verfahren der Mitbestimmung dafür Sorge traten soll, dass Inter-
essenten für eine Wohngemeinschaft die zu ihnen passende Gruppe finden und ih-
re Qualität überprüfen können.

Wichtigstes Instrument der Qualitätskontrolle ist hier die Mit- und Selbstbestim-
mung der Bewohner bzw. ihrer Angehörigen und rechtlichen Betreuer. Diesen
steht nicht nur die Wahl des jeweils tätigen Pflegedienstes offen, sondern sie sol-
len auch an der Pflegeplanung beteiligt sein. Alle die Wohngemeinschaft betref-
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fenden Entscheidungen sollen in regelmäßig stattfindenden Angehörigentreffen
entschieden werden. Durch die Beteiligung einer neutralen Instanz wie z. B. dem
Verein „Freunde alter Menschen“ oder dem Verein „Selbstbestimmt Wohnen im
Alter“ können ggf. auftretende Konflikte zwischen Angehörigen und Pflegedien-
sten besser gelöst und bei offenen Fragen zur Organisation der Wohngemein-
schaft kann fachkundig beraten werden 

Ob diese Maßnahmen ausreichen, Bewohnerinnen vor dem Einzug in eine
schlecht betreute oder ausgestattete Wohngruppe zu bewahren, ist fraglich. Zu-
mindest das Konzept der Interessenvertretung durch Angehörige scheint sich –
wie in Kap. 5.5 beschrieben, in der Realität kaum im notwendigen Maße umset-
zen zu lassen. Die Tochter von Frau H. weist außerdem darauf hin, dass sich vie-
le Angehörige aufgrund eines plötzlichen gesundheitlichen Einbruchs bei ihrer
Mutter oder ihrem Vater sehr schnell für einen Platz in einer Wohngemeinschaft
entscheiden müssen. Für eine wohl überlegte, vergleichende Auswahl bleibt in
dieser Situation oft keine Zeit. „Wenn es wirklich brennt, muss ich den nächst-
besten Platz nehmen, der mir zur Verfügung steht. Ob ich nun will oder nicht.“ 

Bei der Suche nach einer geeigneten Wohngemeinschaft hatte sie sich ganz auf die
Empfehlung einer Tagesstättenleiterin verlassen, zu der sie großes Vertrauen hat-
te. „In der Tagesstätte war meine Mutter 4 1/2 Jahre. Da habe ich ein tolles Team
kennen gelernt, zu dem auch ein super Vertrauensverhältnis bestand. Ich fühlte
mich da auch selber gut aufgehoben mit meinen eigenen Problemen. Als meine
Mutter dann mit dem Weglaufen anfing, musste ich sehr schnell nach einer ande-
ren Lösung suchen. Ich habe meine Mutter zunächst in einer Kurzzeitpflege
untergebracht, denn Urlaub hatte ich nicht mehr und es musste schnell etwas ge-
schehen.“ Das Informationsmaterial, das über die Wohngemeinschaft zur Verfü-
gung stand, hatte sie erst nach ihrer Entscheidung für die Wohngemeinschaft er-
halten. 

Ein rechtlicher Betreuer hatte keinerlei Vorstellungen vom Leben in einer Wohn-
gemeinschaft für Demenzerkrankte, als er die Entscheidung zum Einzug seiner
Klientin traf. Er spricht sich deutlich für die Schaffung einer gesetzlichen Regelung
analog zum Heimgesetz zur Qualitätskontrolle von betreuten Wohngruppen aus. 
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5.10 Kosten und Finanzierung

Die Kosten für Pflege und Betreuung sind abhängig vom individuellen Pflegeplan,
der für jeden Bewohner erstellt wird. Dies geschieht anhand von Leistungskom-
plexen und Modulen, die einem bestimmten Geldwert entsprechen. Über die Ge-
samtheit der Pflegeleistungen wird ein individueller Vertrag mit dem Pflegedienst
abgeschlossen. Einen Teil der Kosten übernimmt die Pflegekasse in Form von
Sachleistungen je nach vorliegender Pflegestufe. Ein anderer Teil wird für Be-
handlungspflegen durch die Krankenkassen erstattet. Die restlichen Kosten müs-
sen die Bewohnerinnen selbst tragen bzw. werden vom Sozialhilfeträger (Bezirks-
amt) nach § 68/69 BSHG übernommen. Die Leistungen des Sozialhilfeträgers
werden in Berlin auf Basis der Begutachtung durch den Sozialpsychiatrischen
Dienst des Bezirkes gewährt. Dieser hat bei allen Bewohnerinnen einen Pflege-
aufwand von fünf Hauspflegestunden attestiert. Bis zu diesem Höchstsatz über-
nimmt das Bezirksamt die zusätzlich zu den Leistungen der Pflegekasse anfallen-
den Kosten.15 Allerdings legen die Bezirksämter Wert darauf, dass wegen des
Prinzips der gemeindenahen Versorgung die Bewerber möglichst aus dem Bezirk
stammen, in dem sich die Wohngemeinschaft befindet. Dadurch soll vermieden
werden, dass Bezirke mit vielen Wohngemeinschaften finanziell überproportional
belastet werden (SWA, S. 11).

Aus der Summe der Kosten für jeden einzelnen Bewohner errechnet sich für den
betreuenden Pflegedienst das Gesamtbudget, auf dessen Grundlage er den Einsatz
der Betreuungskräfte kalkulieren kann. Tab. 29 und Tab. 30 zeigen, wie sich die-
ses Budget in den beiden untersuchten Wohngemeinschaften zusammensetzt:
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Tab. 29: Finanzierung der Pflege- und Betreuungskosten in der Pohlstraße

Frau A. Frau B. Frau C. Frau D. Frau E. Frau F. Insges.

Pflegestufe III II III III III II

Pflegekasse 1.432 921 1.432 1.432 1.432 921 7.570

Sozialhilfeträger 2.072 1.873 1.563 2.338 – – 7.846

Eigenmittel – – – 178 1.784 1.566 3.528

Behandlungspflege – 275 323 688 – 220 1.506

Insgesamt 3.504 3.069 3.318 4.636 3.216 2.707 20.450

Tab. 30: Finanzierung der Pflege- und Betreuungskosten in der Steinmetzstraße

Frau A. Frau B. Frau C. Frau D. Frau E. Frau F. Insges.

Pflegestufe II II III II III II

Pflegekasse 921 921 1.432 46016 1.432 921 5.627

Sozialhilfeträger 1.995 1.575 – – 2.797 1.518 7.885

Eigenmittel – 48 1.792 2.263 48 239 2.127

Behandlungspflege 748 688 1.099 377 825 868 4.228

Insgesamt 3.664 3.232 4.323 3.100 5.102 3.546 22.967

Nach den Erfahrungen der Berliner Wohngemeinschaften lässt sich der hohe Per-
sonalbedarf bei demenzkranken Bewohnerinnen nur dann zu tragbaren Kosten
für die einzelnen Bewohnerinnen finanzieren, wenn diese mindestens in der Pfle-
gestufe II eingruppiert sind und die Gruppe mindestens sechs Personen umfasst.
Wenn ein Zimmer über längere Zeit unbesetzt bleibt, kommt der Pflegedienst in
Schwierigkeiten, das Personal weiter finanzieren zu können. Dies war z. B. der
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Fall, als das letzte Zimmer in der Steinmetzstraße erst nach neunmonatigem Leer-
stand vermietet werden konnte. Eine kleine Sozialstation, die solche Situationen
nicht finanziell durch Einnahmen in anderen Bereichen auffangen kann, hätte
hier leicht an ihre finanziellen Grenzen stoßen können. Weitere Deckungslücken
entstehen, wenn ein Bewohner im Krankenhaus liegt oder verstirbt, weil dann für
diesen Bewohner kein Pflegegeld mehr gezahlt wird. Dies hat eine sofortige Re-
duzierung des Betreuungspersonals zur Folge, wenn nicht ein Fonds für solche
Fälle eingerichtet worden ist.

Ungeklärt ist nach wie vor die Finanzierung der Vorlaufzeiten einer Wohnge-
meinschaft, d. h.:

• Suche nach geeignetem Wohnraum
• Zusammenführen der Interessenten
• Suche nach einem geeigneten Pflegedienst

Auch diese Kosten müssen langfristig aus Überschüssen im laufenden Betrieb zu-
rückerwirtschaftet werden. Nach Auskunft des Pflegedienstes lässt sich aber mit
den aktuell zur Verfügung stehenden Mitteln kostendeckend arbeiten.

Neben den Pflege- und Betreuungskosten fallen für die einzelnen Bewohner auch
noch Kosten für Miete, Nebenkosten und Haushaltsgeld an. Tab. 31 zeigt, wie
sich diese Kosten in den beiden Wohngemeinschaften zusammensetzen. Addiert
man diese Kosten zu den Kosten für Pflege und Betreuung, so kommt man zu Ge-
samtkosten pro Person, die zwischen 3.289 € und 5.633 €. variieren. Im Durch-
schnitt liegen die Kosten bei Bewohnern mit der Pflegestufe II bei 3.777 €, bei Be-
wohnern mit der Pflegestufe III bei 4.574 €. Die Senatsverwaltung Berlin hat die
Preise der Wohngemeinschaften mit denen solcher Pflegeheime verglichen, die ei-
nen Zuschlag für Dementenbetreuung erhalten. Dabei stellte sich heraus, dass bei
Pflegestufe II die Wohngemeinschaften unwesentlich teurer sind, während sie in
Pflegestufe III günstiger abschneiden. 
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Tab. 31: Zusammensetzung der durchschnittlichen Wohnkosten pro Person
in der Steinmetz- und Pohlstraße

Kostenart Steinmetzstraße Pohlstraße

Durchschnittliche Kaltmiete 130 € 150 €
Heizung 25 € 30 €
Strom 21,50 € 147 €
Telefon 9,50 € 8 €
Betriebskosten 45 € 80 €
Haushaltsgeld 300 € 300 €

Insgesamt 531 € 582 €

Wie in allen anderen untersuchten Wohngemeinschaften, spielen für die Bewoh-
ner bzw. deren Angehörige und Betreuer auch in Berlin Kostenaspekte bei der
Wahl der Wohnform nur zum Teil eine Rolle. Der rechtliche Betreuer von Frau G.
hatte sich nach mehreren Wohngemeinschaften erkundigt. Es war aber nur in der
Pohlstraße ein Platz frei. Die Kosten haben für ihn bei der Entscheidung für die
Wohngemeinschaft keine wesentliche Rolle gespielt, da er vor allem an einer Ver-
besserung ihrer Pflege- und Betreuungssituation interessiert war. Es hat sich dann
aber herausgestellt, dass die Kosten in der Wohngemeinschaft geringfügig unter
denen im Heim liegen, obwohl nach seiner Auffassung die Betreuungsqualität in
der Wohngemeinschaft deutlich höher ist.

Für die Tochter von Frau H. war als Alternative zur Wohngemeinschaft nur die
Betreuung der Mutter zu Hause in Frage gekommen. Sie hat sich viele Heime an-
gesehen und kam zu dem Schluss, dass eine Heimunterbringung für ihre Mutter
„niemals in Frage kommen würde. Ich hätte jede Möglichkeit genutzt, meine
Mutter noch länger zu Hause zu halten, auch wenn es über meine Kräfte gegan-
gen wäre, das wäre mir alles egal gewesen.“ 
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Hauskrankenpflege Berlin-Mitte
Finowstraße 25, 10247 Berlin
Ansprechpartner: Herr Seibold
Telefon 0 30/39 10 45 64
E-Mail: seniorWG@aol.com
➤ 2 WGs in Berlin

Diakonie Sozialstation Südstern
Zossener Straße 24, 10961 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Jaeger
Telefon 0 30/69 03 08-23
➤ 3WGs in Berlin

Sozialstation Friedenau
Cranachstraße 7, 12157 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Gebert
Telefon 0 30/8 50 73 99 16
➤ 2 WGs in Berlin

ABZ Sozialstation
Selchower Straße 32, 12051 Berlin
Ansprechpartnerin: 
Frau Grundmann-Horst
Telefon 0 30/62 84 09 03
E-Mail: abz-sozialstation@t-online.de
➤ 2 WGs in Berlin

pro sana
Havemannstraße 24, 12689 Berlin
Ansprechpartnerin: Gabriele Schütz
Telefon 0 30/45 02 76 16
➤ 4 WGs in Berlin

Ambulanter Pflegedienst Herbstschirm
Prenzlauer Allee 24, 10405 Berlin
Telefon 0 30/43 73 99 90
➤ 1 WG in Berlin

Sozialstation „Die Brücke“
Wallstraße 65, 10179 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Krombach
Telefon 0 30/61 39 04 92
➤ 1 WG in Berlin

Pflegestation Drei Töchter/
Hauskrankenpflege GmbH
Gillweg 3, 14193 Berlin
Telefon 0 30/45 02 76 16
➤ 2 WGs in Berlin

Hauskrankenpflege Regenbogen
GmbH
Schloßstraße 38, 14059 Berlin
Telefon 0 30/34 70 60 99
➤ 1 WG in Berlin

Ambulante Pflegestation Seddin
Am Fuchsbau 15 a
14554 Seddinger See
Telefon 03 32 05/4 42 73
➤ 1 WG Berliner Umland
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Sozialstation Heerstraße
Obstallee 22 c, 13593 Berlin
Ansprechpartner: Herr Stoffenberger
Telefon 0 30/36 47 94 45
➤ 1 WG in Berlin

Diakoniestation Tempelhof
Götzstraße 24 e, 12099 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Hau
Telefon 0 30/75 75 01 03
➤ 1 WG in Berlin

Diakoniestation Steglitz
Albrechtstraße 82, 12167 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Taranto
Telefon 0 30/7 94 73 30
➤ 1 WG in Berlin

ESCORT Ambulanter Pflegedienst
Goethestraße 68, 10625 Berlin
Ansprechpartner: P. Silbernd
Telefon 0 30/2 62 11 17/1 18
➤ 1 WG in Berlin

Sozialstation Impuls
Düsterhauptstraße 7, 13469 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Wotschke
Telefon 0 30/40 30 99 12
➤ 4 WGs in Berlin

Diakoniestation
Wilhelmsaue 121, 10715 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Herzog
Telefon 0 30/8 63 92 70
➤ 1 WG in Berlin

Blickpunkt Ambulante Pflege 
Schwietzer & Klein GbR
Dickhardtstraße 36, 12161 Berlin
Ansprechpartner: 
Frau Schwietzer/Herr Klein
Telefon 0 30/85 40 22 42
➤ 3 WGs in Berlin

Diakoniestation Friedrichsfelde
Am Tierpark 28, 10315 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Grube
Telefon 0 30/5 12 11 50
➤ 3 WGs in Berlin

Hauskrankenpflege Bormann
Havelmannstraße 24, 12689 Berlin
Ansprechpartner: Herr Tschulik
Telefon 0 30/93 49 64 92
➤ 2 WGs in Berlin

Pflegedienst Schott
Danckelmannstraße 9, 14059 Berlin
Ansprechpartner: Herr Milbratz
Telefon 0 30/30 83 47 47
➤ 1 WG in Berlin

Evang. Jugend- und Fürsorgewerk
Am Bärensprung 46, 13503 Berlin
Ansprechpartnerin: Ellen Löhr
Telefon 0 30/4 30 62 13
➤ 1 WG in Berlin

Pflegedienst Schönholzer Heide
Heinrich-Mann-Str. 31, 13156 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Wissmann
Telefon 0 30/49 90 85 27
➤ 6 WGs in Berlin
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Pflegestation Meyer & Kratzsch
Ansbacher Straße 74, 10777 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Schuhmacher
Telefon 0 30/23 51 16 23
➤ 7 WGs in Berlin

Pflegedienst am Waldsee GmbH
Ollenhauer Straße 104, 13403 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Arnal
Telefon 0 30/41 71 37 11
➤ 2 WGs in Berlin

HU-MA GbR 
Marco Huth & Kai Maschmann
Kopernikusstraße 31, 12043 Berlin
Ansprechpartner: Marco Huth
Telefon 0 30/29 04 47 09
➤ 3 WGs in Berlin

Ambulanter Pflegedienst 
Vergissmeinnicht
Olivaer Platz 12, 10707 Berlin
Ansprechpartnerin: Michaela Janke
Telefon 0 30/4 61 95 47
➤ 1 WG in Berlin

Diakonie-Station Spandau gGmbH
Jüdenstraße 33, 13597 Berlin
Ansprechpartnerinnen: 
Frau Jägler/Frau Dreher
Telefon 0 30/35 39 17 14/16
➤ 1 WG in Berlin

AHK Pflegeteam GmbH
Blücherstraße 31, 10961 Berlin
Telefon 0 30/69 56 89 15
➤ 3 WGs in Berlin

Diakoniestation Köpenick
Adlershofer Straße 3 b, 12557 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau George
Telefon 0 30/65 47 20 10
➤ 2 WGs in Berlin

Pflege aus Weißensee/
Lotter & Martin-Beu GmbH
Schönstraße 5–7, 13086 Berlin
Telefon 0 30/92 40 28 20/22
➤ 1 WG in Berlin

vita: bless Ihr Pflegeteam
Bismarckstraße 65, 12157 Berlin
Telefon 0 30/7 94 07 13
➤ 1 WG in Berlin

Vita – Care
Center Straße 63, 13353 Berlin
Telefon 0 30/45 47 58 00
➤ 1 WG in Berlin

VIS Soziale Dienste
Pasedagplatz 3–4, 13088 Berlin
➤ 1 WG in Berlin

Ambulanter Pflegedienst
Tscherch/Heukeroth
Parkaue 3, 10367 Berlin
Telefon 0 30/66 65 87 56
Telefon 01 62/3 47 63 69
➤ 1 WG in Berlin

Pflegedienst Arche Noah
Richterstraße 10, 12015 Berlin
Telefon 0 30/74 20 60 90
➤ 1 WG in Berlin
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Diakoniezentrum Mariendorf
Rieger Zeile 1, 12105 Berlin
Ansprechpartnerin: Frau Claussen
Telefon 0 30/7 02 00 90
➤ 2 WGs in Berlin

Alt und Jung e.V.
Huchzmeierstraße 7, 33611 Bielefeld
Ansprechpartnerin: Frau Brechmann
Telefon 05 21/2 78 97
➤ ca. 13 WGs in Bielefeld

Freie Scholle e.G.
Jöllenbeckerstraße 123
33613 Bielefeld
Ansprechpartner: Herr Möller
Telefon 05 21/98 88-1 52
➤ 5 WGs in Bielefeld

BGW Bielefelder gemeinnützige 
Wohnungsgesellschaft m.b.H.
Carlmeyerstraße 1, 33613 Bielefeld
➤ 1 WG in Bielefeld

Verein freie Altenarbeit Bielefeld e.V.
Alfred-Bozi-Straße 10, 33602 Bielefeld
➤ 1 WG in Bielefeld

Stadt Bielefeld
Niederwall 25, 33602 Bielefeld
Ansprechpartner: Herr Kuhn
➤ 1 WG in Bielefeld

Merkur Therapeutikum
Westerfeldstraße 12 a, 33611 Bielefeld
Telefon 05 21/8 59 23 (WG)
➤ ca. 2 WGs in Bielefeld

Seniorenzentrum Clara-Zetkin
gGmbH
Anton-Saefkow-Allee 1a
14772 Brandenburg/Havel
Ansprechpartner: Herr Weise
Telefon 0 33 81/76 40
➤ 1 WG in Brandenburg

ambet e.V.
Triftweg 73, 38118 Braunschweig
Ansprechpartnerin: Birgit Raute
Telefon 05 31/25 65 70 (ambet)
➤ 7 WGs in Braunschweig

Caritasverband Braunschweig e.V.
Kasernenstraße 30
38102 Braunschweig
Ansprechpartner: Herr Singer
Tel. 05 31/3 80 08-45 (Herr Baron)
➤ 1 WG in Heidberg

Wal e.V. in Koop. mit Prisma
Freudenbergstraße 16, 28213 Bremen
Telefon 0 42 03/18 34
➤ 1 WG in Bremen

Frau Marlene Keilhack
Huchtinger Heerstraße 181a
28259 Bremen
Ansprechpartnerin: Frau Keilhack
Telefon 04 21/58 05 77
➤ 1 WG in Bremen
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Autonomia GmbH
Am Stadtgarten 18
44575 Castrop-Rauxel
Ansprechpartnerin: Birgit Werner
Telefon 0 23 05/44 46-0
E-Mail: info@autonomia-gmbh.de
➤ 1 WG in Dortmund,
1 WG in Essen

Verein für rechtliche Betreuung 
Chemnitz
Ulmenstraße 53, 09112 Chemnitz
Ansprechpartnerin: Ines Tuphorn
Telefon 03 71/3 54 24 91
➤ 1 WG in Chemnitz

Landdienste GmbH
Im großen Ort 4, 27801 Dötlingen
Ansprechpartnerin: Frau Jasculewicz
Telefon 0 44 32/9 40 30
Fax 04432/94032
E-Mail: landdienste@t-online.de
Internet: www.landdienste.com
➤ 1 WG

AwiG ALT–WERDEN 
in Gemeinschaft e.V.
Hohe Straße 102, 01187 Dresden
Ansprechpartner: 
Erhard Becke/Frau Nagel (WG)
Telefon 03 51/4 03 05 77 und
03 51/3 17 79 86 (WG)
➤ 2 WGs in Dresden

Frau Sigrid Küsel-Druven
Sonnehalde 5, 78253 Eigeltingen
Ansprechpartnerin: 
Frau Küsel-Druven
➤ 1 WG in Eigeltingen

Leben–Wohnen–Begegnen gGmbH
Hermannstraße 10, 32130 Enger
Ansprechpartner: Günter Niermann
Telefon 0 52 24/99 33 40
➤ 1 WG in Vlotho

Louise-Mücken-Stiftung
Regierungsstraße 52–53, 99084 Erfurt
Telefon 03 61/6 00 80 43
➤ 1 WG in Erfurt

Ambulanter Alten- und Pflegedienst
Hastenrather Schule 2
52249 Eschweiler
Ansprechpartnerinnen: 
Monika Boden-Marin und
Gisela Becker-Bonaventura
Telefon 0 24 03/1 50 46
➤ 1 WG in Aachen, 
1 geplante WG in Stolberg

pro sana Ambulante Pflege
Dorfstraße 87, 16845 Gottberg
Ansprechpartnerin: Gudrun Giese
Telefon 03 39 28/9 07 01
➤ Anzahl unbekannt
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Alter & Pflege e.V.
Elsässer Straße 4, 22049 Hamburg
Ansprechpartner: Jörn Wieking
Telefon 0 40/28 05 81-91
E-Mail: 
wieking.sozialakademie@t-online.de
➤ 1 WG in Hamburg

Albertinenhaus
Sellhopsweg 18–22, 22459 Hamburg
Ansprechpartner: Harald Reinhard
Telefon 040/55 81 19 08
E-Mail:
harald.reinhard@albertinen.de
➤ 1 WG in Hamburg

INTERVALL soziale Dienste und
Einrichtungen GmbH
Antonistraße 3, 20359 Hamburg
Ansprechpartner: Dr. Bartels
Telefon 0 40/3 17 69 00-36
➤ 1 WG geplant in 
Hamburg-Elmsbüttel

Domizil GmbH
Marienstraße 6, 42499 Hückeswagen
Telefon 0 21 92/85 37-0
E-Mail:
hueckeswagen@domizil-verbund.de
➤ Anzahl unbekannt

Ambulanter Pflegedienst Grimm
Ernst-Grote-Straße 23
30916 Isernhagen
Ansprechpartnerin: Frau Grimm
➤ 3 WGs in Isernhagen und 
Umgebung

Haus St. Vinzenz von Paul/
Soziale Dienste Kleinostheim
Bassener Straße 17
63801 Kleinostheim b. Aschaffenburg
Ansprechpartner: Klaus Jakob
Telefon 0 60 27/47 74 02
E-Mail: St.Vinzenz@t-online.de
➤ 1 WG in Entstehung

Gingko Langen e.V.
c/o Ringelblume
Westendtstraße 7, 63225 Langen
Ansprechpartner: Egbert Hang-Tapp
Fax 0 61 03/2 48 21
➤ 1 WG in Planung

Luise-Henrietten-Stift
Klosterkirchplatz 1–19, 14797 Lehnin
Ansprechpartner: Herr Blümchen
Telefon 0 33 82/76 84 10
➤ 1 WG in Golzow, 1 WG in Lehnin

Wohnbau Lemgo e.G.
Pagenhelle 13, 32657 Lemgo
Ansprechpartner: Th. Kleinebekel
Telefon 0 52 61/25 99 16 und
0 52 61/66 87 05 (WG)
E-Mail: info@wohnbau-lemgo.de
➤ 1 WG in Lemgo

Sozialstation Melle
Bismarckstraße 15, 49324 Melle
Ansprechpartnerin: Petra Herder
Telefon 0 54 22/36 12
E-Mail: sozialstation@drk-melle.de
➤ 1 WG in Melle
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Pro Vitalis
Am Neuen Markt 4, 49716 Meppen
Ansprechpartner: 
Markus Schmettkordt
Telefon 0 59 31/8 60 60
➤ 1 WG in Meppen

Carpe Diem e.V.
Grünwalder Str. 24, 81547 München
Ansprechpartnerin: Ulrike Reder
Telefon 0 89/62 00 07 55
➤ 1 WG in München

Alexianer Krankenhaus GmbH
Alexianerweg 9, 48163 Münster
Ansprechpartner: Ulrich Beerwerth
Telefon 02 51/3 74 03 63
➤ 3 WGs in Münster

Diakonisches Werk der evang. 
Kirchengemeinden in Neuss e.V.
Fliedner Haus, Gnadentaler Allee 15
41468 Neuss
Ansprechpartnerin: Frau Müller
Telefon 0 21 31/16 51 02
➤ 1 WG in Neuss

GNSG Wohnbau
Gemeinnützige Nordenhamer Sied-
lungsgesellschaft mbH in Koop. mit
Sozialstation Nordenham
Marktplatz 6, 26954 Nordenham
Ansprechpartner: Herr Francksen
Telefon 0 47 31/93 70 16
E-Mail: 
hfrancksen@gnsg-wohnbau.de
➤ 1 WG

Verein für menschenwürdiges Leben
im Alter e.V. in Kooperation mit 
Norle GmbH
Schützenhofstraße 146
26133 Oldenburg
Ansprechpartnerin: Frau Brinkmann
Telefon 04 41/4 10 91
➤ 1 WG in Oldenburg

Pflege und mehr
Bremer Straße 129, 49086 Osnabrück
Ansprechpartnerin: Helga Rolfes
Telefon 05 41/7 24 32
➤ 1 WG in Osnabrück

Caritas-Verband Paderborn e.V.
Kilianstraße 26–28, 33098 Paderborn
Ansprechpartner: Herr Hentschel
➤ 3 WGs in Paderborn

Pflege LebensNah gGmbH
Prinzenstraße 8, 24768 Rendsburg
Ansprechpartnerin: Irene Fuhrmann
Tel. 0 43 31/13 99 13 (Herr Schmelter)
➤ 1 WG in Rendsburg

ProVobis amb. Pflegedienst/
Hans Hamacher
Hasenweg 6 b, 48499 Salzbergen
Ansprechpartner: Herr Hamacher
Telefon 0 54 76/94 05 28
➤ 2 WGs in Salzbergen

Gepflegtes Leben e.V.
Friedrichstraße 11, 28816 Stuhr
Ansprechpartnerin: Ute Seyfried
➤ 1 WG
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Wohlfahrtswerk Altenhilfe gGmbH
Falkertstraße 29, 70176 Stuttgart
Ansprechpartner: 
Uwe Wenk, Herr Mätzke
Telefon 07 11/57 54 10
➤ 1 WG

Wohlfahrtswerk Baden-Württemberg
Falkertstraße 29, 70176 Stuttgart
Telefon 07 11/18 74 10
E-Mail: 
ludwigstift@wohlfahrtswerk.de
➤ Anzahl unbekannt

I P S Pflegedienste
Eduard-Pfeiffer-Straße 73
70192 Stuttgart
Ansprechpartnerin: Viola Schäfer
Telefon 07 11/18 74 10
Internet: www.ips-pflegedienste.de
➤ Anzahl unbekannt

Landhaus Altmühltal GmbH
Schneckenhofer Straße 9
91757 Treuchtlingen
Ansprechpartner: Erwin Färber
Telefon 0 91 42/74 44
➤ 1 WG in Treuchtlingen

Lebensbaum soziale Hilfen gGmbH
Oststraße 36, 33824 Werther
Ansprechpartnerin: Frau Florschutz
Telefon 0 52 03/43 46
➤ 2 WGs in Werther, 
1 WG in Steinhagen

Labyrinth e.V./Domiziel e.V.
Wanner Straße 3, 79106 Freiburg
Ansprechpartner: Herr Speier
Telefon 0 76 33/10 13 75
E-Mail: th.speier@gmx.de
➤ 1 WG in Freiburg-Ebnet
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